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1880. 1

Gesetzsammlung
r das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

1. Stück vom Jahre 1880.

—S

.X I. Verordnung,
die zwangsweise Einführung der mikroskopischen Untersuchung des

Schweinefleisches betreffend, vom 19. December 1879.

Mit höchster Genehmigung Serenissimi haben wir beschlossen, die zwangs-
weise mikroskopische Untersuchung des Schweinefleisches auf Trichinen einzuführen
und verordnen demgemäß was folgt:

8. 1.
Für jede Stadt= und Landgemeinde des Fürstenthums sind von den Land-

rathsämtern Fleischbeschauer zur Untersuchung des Schweinefleisches auf Trichinen
zu bestellen.

Kleinere Landgemeinden können unter sich oder mit andern größern Gemeinden

zu gemeinschaftlichen Fleischschaubezirken uut werden.
8.

Die Fleischbeschauer werden für ihr ri durch den Bezirksphysikus oder einen
anderen geeigneten Fachmann ausgebildet. Der Unterricht ist für die zu Unter-
weisenden unentgeldlich. Die Zuweisung zu dem Unterrichte erfolgt durch das
Landrathsamt. Nach erfolgter Unterweisung und nach Beibringung eines von dem
Bezirks-Physikus ausgestellten Befähigungszeugnisses wird der Fleischbeschauer von
dem Landrathsamte mittelst Handschlags verpflichtet. Kosten werden dafür nicht in
Ausatz gebracht.

Fürfll. Schw.,Rudolst. Eeiesanmln XXXXI. 1Ausgegeben in Rudolstadt am 7. Januar 1880.
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8. 3.
Approbirte Aerzte, Wundärzte, Thicrärzte und Apotheker bedürfen einer beson-

deren Unterweisung und eines besonderen Befähigungsnachweises nicht. Sie können
ohne Weiteres zu Fleischbeschauern bestellt und verpflichtet werden, aber auch ohne
solche Bestellung und Verpflichtung Untersuchungen auf Trichinen gültig vornehmen.
Wollen sie das Amt eines Fleischbeschauers übernehmen, so haben sie sich bei dem
Landrathsamte zu melden und werden von diesem verpflichtet.

8. 4.
Die erfolgte Bestellung der Fleischbeschauer und die Bildung besonderer Fleisch-

schaubezirke wird von dem Landrathsamte öffentlich bekannt gemacht.
8. 5.

Die Beschaffung der zur Untersuchung nothwendigen Mikrosfope für die nach
88. r un 2 bestellten Fleischbeschauer erfolgt auf Kosten der Gemeinde.

ßg im F. 3 benannten Personen haben als Fleischbeschauer für die Beschaffung
der Wo selbst zu sorgen.

5. 6.
Wer ein Schwein schlachtet oder schlachten läßt, ist verpflichtet, dasselbe vor der

Zerlegung durch einen amtlich bestellten Fleischbeschauer oder eine der im §. 3 be-
zeichneten Personen auf das Vorhandensein von Trichinen mikroskopisch untersuchen
zu lassen.

Erst wenn das Fleisch durch ein schriftliches Zeugniß für frei von Trichinen
erklärt ist, darf dasselbe zum Genusse zubereitet oder an Andere abgelassen werden.

8. 7.
Personen, welche Fleischbandel betreiben, dürfen Fleisch und Speck von

Schweinen, die nicht bei ihnen selbst geschlachtet sind, nur daun seilhalten und
verkaufen, wenn sie nachweisen, daß die Fleischwaaren von einem dazu berechtigten
Sachverständigen auf Trichinen untersucht und als rechinenfrei befunden sind.

8. 8.
Die mikroskopische Untersuchung eines geschlachteten Schweines muß sich er-

strecken mindestens auf Theile aus dem Zwergfelle, vom Bauchfleische, von den
Zwischenrippenmuskeln, vom Kehlkopf, von einem Schenkel, von der Zungenwurzel
und von den den Augapfel umgebenden Muskeln.
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Die zu untersuchenden Fleischabschnitte hat der Fleischbeschauer an den Stellen,

wo die Muskelfasern in Sehnenfasern übergehen, selbst zu entnehmen oder in seiner
Gegenwart entnehmen zu lassen.

8. 9.
Von der Zeit, zu welcher ein nach §. 6 zu untersuchendes Schwein geschlachtet

werden soll, ist dem Fleischbeschauer in der Regel Tags zuvor Anzeige zu machen.
Die Untersuchung wird dann am Vormittage des folgenden Tages ausgeführt.

Erfolgt ausnahmsweise die Anmeldung erst Vormittage, so ist die Untersuchung
noch an demselben Tage zu bewirken.

S. 10.
Der Fleischbeschauer hat für jedes Jahr ein besonderes Tagebuch nach dem

unter 4 anliegenden Schema zu führen, in welches unter fortlaufenden Nummern jede
im Laufe des Jahres von ihm vorgenommene amtliche Untersuchung von Schweinefleisch
unter Ausfüllung der vorgeschriebenen Nubriken einzutragen ist.

Dieses Tagebuch ist den Polizeibehörden auf Verlangen jeder Zeit vorzulegen.
8. 11.

Wer Schweine zur gewerbsmãßigen Verwerthung schlachtet, muß ein Fleischbuch
nach dem unter B beigefügten Schema führen, in welches unter fortlaufenden Num-
mem jedes Stück der von ihm geschlachteten Schweine, der Tag des Schlachtens zsr
der Untersuchung sowie das von dem Fleischbeschauer ausgeslellte Atteslat einzu-
tragen ist.

S. 12.
Werden bei der Untersuchung Trichinen entdeckt, so hat der Fleischbeschauer

hiervon ohne allen Verzug der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen und an die-
selbe zugleich die zur Untersuchung gebrachten Fleischabschnitte abzuliesern. Diese
Behörde hat das Schwein, bezüglich sämmtliche von demselben herrührende Theile,
sofort in Beschlag zu nehmen und zugleich ohne allen Verzug dem Landrathsamte
von dem Vorkommnisse Anzeige zu machen. Das Landrathsamt hat dann sofort
unter Zuziehung des Bezirks, Physikus und nach Befinden des Kreisthierarztes alle
Maßregeln zu treffen, welche zur Abwendung von Gefahren erforderlich sind.

6 8. 13.

Die Gebühr für die amtliche mikroskopische Untersuchung eines geschlachteten
Schweines oder der Fleischwaaren wird von dem Landrathsamte nach Anhörung der

1 *
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Gemeindevorstände festgesetzt. Die Gebühr ist von dem Besitzer des Schweines oder
der Fleischwaaren an den Fleischbeschauer zu entrichten.

Muß der Fleischbeschauer sich zur Vornahme einer Untersuchung von seinem
Wohnorte emtsemen, so sind ihm außerdem die Versäumnihkosten zu vergüten, deren
Höhe in der nämlichen Weise von dem Landrathsamte festzusetzen ist.

Die Landrathsämter haben die Befolgung dieser Verordnung sorgfältig zu über-
wachen und die verpflichteten Fleischbeschauer in ihrer Thätigfeit zu überwachen.
Sie können gegen dieselben wegen Fahrlässigkeit in der Untersuchung Ordnungs-
strasen bis zu 15 Mark aussprechen, nach Befinden auch die Zurückziehung der amt-
lichen Bestellung verfügen.

. 15.

Vernachlässigungen der Anordnung in S. 11 werden mit einer Ordnungsstrafe bis
zu 15 Mark, Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften in §§. 6 und 7 aber mit
Geldstrafe bis zu 50 Mark oder verhältnißmäßiger Haftstrafe für jeden Ueber-
tretungsfall geahndet, sofern nicht nach Maßgabe der Bestimmungen des Straf-
gesetzbuchs eine höhere Strase eintritt.

16.
Diese Verordnung trint, sobald die Fleischbeschauer für einen Ort oder Bezirk

bestellt sind und die Bestellung bekannt gemacht ist, für diesen Ort oder Bezirk in
Kraft.

Von demselben Zeitpunkte an verlieren die in der betreffenden Gemeinde wegen
der Fleischschau etwa errichteten Ortsstatuten ihre Gültigkeit.

Rudolstadt, den 19. December 1879.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

2. Stück vom Jahre 1880.

 II. Ministerial-Bekanntmachung,
betreffend die Abänderung von Bestimmungen über die Prüfungen

der Apotheker und Apothekergehilfen, vom 5. Jannar 1880.

Im Anschluß an unsere Bekanntmachung vom 11. Juni 1875 (Ges.S.S.109),
vom 18. December 1875 (Ges.=S.1876 S. 3) und vom 14. December 1879
(Ges.-S. S. 24), die Prüfungen der Apotheker und Apothekergehilfen betreffend,
wird die in Nr. 52 des Centralblattes für das deutsche Reich vom 29. Dezember
1879 publicirte Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers über denselben Gegen-
stand vom 25. December 1879 hiermit zur öffentlichen Kenniniß gebracht.

Rudolstadt, den 5. Jannar 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Der Bundesrath hat beschlossen, den §. 3 Ziffer 2 der Bekanntmachung,
betreffend die Abänderung der Bestimmungen über die Prüfung der Apothekergehilfen,
vom 4. Februar 1879 (Central-Blatt für das Deutsche Reich S. 91), und den
8. 4 Ziffer 2 der Bekanntmachung, betrefsend die Prüfung der Apotheker, vom
5. März 1875 (Central-Blatt für das Deutsche Reich S. 167) in folgender Weise
abzuändem:

Fürstl. Schw.-Audolst. Gesesammlung XXXIXII. 2
Ausgegeben in Rudolstadt am 31. Januar 1880.
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1880.
Bekanntmachung vom 4. Februar 1879.

§5. 3

das von dem nächstvorgesetzten Medicinalbeamten (Kreisphysikus, Kreisarzt 2.)
bestätigte Zeugniß des Lehrherrn über die Führung des Lehrlings, sowie
darüber, daß der letztere die vorschriftsmäßige dreifährige — für den In-
haber eines von einem deutschen Gymnasium oder von einer im Sinne des
§. 90 Ziffer 2à der Wehrordnung vom 28. September 1875 als berechtigt
anerkannten Realschule erster Ordnung mit obligatorischem Unterricht im
Lateinischen ausgestellten Zeugnisses der Reise zweijährige — Lehrzeit zurück.
gelegt hat, oder doch spätestens mit dem Ablaufe des betrefsenden Prüfungs-
monats zurückgelegt haben wird.

Veranntmachung vom 5. Mäür) 1875.
. dernach einer dreijährigen — für die Inhaber eines von einem deutschen

Gymnasium oder von einer im Sinne des §. 90 Zisser 2à der Wehrordnung
vom 28. September 1875 als berechtigt anerkannten Nealschule erster Ord-
nung mit obligatorischem Untemicht im Lateinischen ausgestellten Zeugnisses
der Reise zweijährigen — Lehrzeit vor einer deutschen Prüfungsbehörde
zurückgelegten Gehilfenprüfung und einer dreifährigen Sewirzeit, von welcher
mindestens die Hälfte in einer deutschen Apotheke zugebracht sein muß.

Berlin, den 25. December 1879.
Der Reichskanzler.

In Vertretung:
Eck.

&amp; III. Verordnung
vom 23. Januar 1880, die Erweiterung der feuerpolizeilichen Vor-

schriften betreffend.
Da die bestehenden feuerpolizeilichen Bestimmungen, namentlich in S. 367 Nr. 4,

5, 6, S. 368 Nr. 3—8, §F. 360 Nr. 3 des Strasgesetzbuchs, in den Verordnungen
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vom 13. September 1842 (Ges.S. S. 112) über den Verkehr mit Phosphor, vom
12. Mai 1859 (Ges.S.S. 123) über das Tabacksrauchen in den Waldungen und
vom 19. April 1870 (Ges.S.S. 27) über die Aufbewabrung leicht brennbarer
Flüssigkeiten, sowie im §. 18 des Gesetzes zum Schuß der Holzungen vom 27. December
1870 (Ges.S.S.160) und in der Verordnung vom U6. August 1879 (Ges.S.
S. 463) über den Verkehr mit Sprengslofssen zur möglichsten Verhülung von Feuers
gefahren noch nicht ausreichend sind, so verordnen wir zur weiteren Förderung dieses
Zwecksé mit höchsier Genehmigung Serenissimi und auf Grund des Gesetzes vom
9. März 1855 (Ges.S.S.48), was folgt:

S. I.
Mit Geldstrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen wird bestraft:

wer an einem nicht abgesonderten oder nicht ganz feuersicheren Orte Ver-
richtungen vornimmt, die mit besonderer Feuersgefahr verbunden sind, wozu
namentlich das Auspichen der Fässer, das Kochen von Theer, Pech, Oel,
Lack, das Schmelzen oder Sieden von Schwefel, Terpentin u. dergl. gehört;
wer beim Betriebe seines Geschäfts, wozu Holz und audere leicht breunbare
Stoffe als Material verwendet werden, die Holzabfälle oder anderen Abgänge
nicht ausreichend gegen das Ofenseuer in den Werkstätten und gegen andere
Entzündungsgefahr sichert:

4 wer Höfe, Hausgärten, Ortsstraßen oder andere freie Plätze in gefährlicher
Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen mit unverwahrtem Feuer
oder Licht betritt;

. wer frische, aus dem Osfen geräumte Asche oder Kohlen in anderen, als
irdenen oder metallenen Gefäßen sammelt und nicht in feuersicheren Räumen
aufbewahrt, sondern in Höfe, Düngergruben, auf Böden oder in die Nähe
von Holzwänden oder anderen brennbaren Gegenständen schüttet;

l wer in Scheunen, Vieh= und Holzställen, auf mit leicht feuerfangenden
Materialien angefüllten Böden, oder beim Sammeln und Aufladen von Ge-
treide und gedörrtem Futter, oder auf mit solchen und anderen leicht ent.
zündlichen Gegenständen beladenen Wagen Tabak raucht;

4 wer Getreide und Strohdiemen, Futterschober und Reißighaufen näher als
60 Meter von Gebäuden und Eisenbahndämmen aufstellt, oder deren Auf-
stellung nicht so einrichtet, daß sie ringsum zugänglich sind;

—
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. wer in Höfen oder in der Nähe von Gebänden größere Quantitäten von Brenn-
und Feuerungematerial lagert, alo von der Ortspolizeibehörde gestattet wird;
wer Flachs, Hauf oder andere leicht feuerfangende Gegenstände an Stuben-
öfen, Feuerbeerden, in oder auf Backöfen oder in Kaminen trocknet;
wer Holz, Flachs, Stroh, gedörrtes Futter oder andere leicht entzündliche Stoffe
auf den Böden der mit Feuerung versehenen Gebäude aufbewahrt, ohne um die
Schornsleine nach allen Seiten einen Raum von wenigstens 1 Meter frei zu lassen;

. wer die Oeffnungen und Luken in seinen Stallungen und Schennen nicht mit
Fenstern oder Läden verwahrt und dieselben zur Nachtzeit nicht schließt, oder wer
solche Oeffnungen und Luken in den Gebäuden mit Stroh, Heu und anderen
brennbaren Dingen verstopft;

. wer es verabsäumt, die Feuerungen an Kesseln und Oefen mit Thüren aus Metall
zu versehen;
wer einen in einem Gebäude ausgebrochenen Brand verheimlicht und nicht sofort

kundgiebt. 2

Die Ortsvorstände sind verpflichtet, in dem ersten Viertel jedes Jahres durch einen
Gemeindebeamten unter Zuziehung der Gendarmerie, eines Bauhandwerkers und des
Schlolfegers eine Besichtigung sämmtlicher Feuerstätten des Orts vornehmen zu lassen.
Die hierbei vorgefundenen Mängel und andere dengesetzlichen Vorschriften widerstreitende
Befunde sind von dem Gemeindebeamten aufzuzeichnen; die Ortspolizeibehörde hat
deren Abstellung zu veranlassen und nach Umständen die Bestrafung der Zuwiderhand-
lungen gegen die feuerpolizeilichen Bestimmungen herbeizuführen.

Ergiebt sich bei einer solchen Besichtigung, daß durch eine gefährliche Aulage augen-
blickliche Gefabr zu befürchten ist, so hat die Ortspolizeibehörde die Benutzung der
Feuerung zu untersagen, auch da nöthig, durch Beseitigung der Anlage die
drohende Gefabr sosort zu beseitigen.

Ist zur Abstellung der vorgefundenen und gerügten Mängel eine Frist bewilligt, so
hat die Ortspolizeibehörde die Ausführung der getroffenen Anordnung zu überwachen.

Die Verhandlungen über die vorgenommenen Revisionen der Feuerstätten sind von
dem Gemeindevorstande bis Mitte jedes Jahres dem Landrathsamte vorzulegen.

Rudolstadt, den 23. Jannar 1880.
Fürstl. Schwarzb. Ministerium.

v. Bertrab.

#
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Gesetssammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

3. Stück vom Jahre 1880.

&amp; IV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 27. Januar 1880,

betreffend die Rechtsanwaltschaft bei dem gemeinschaftlichen Thürin-
gischen Oberlandesgerichte in Jena.

Im Einverständniß sämmtlicher bei dem gemeinschaftlichen Thüringischen
Oberlandesgerichte in Jena betheiligten Regierungen sind über die Rechtsanwaltschaft
bei diesem Gerichte in der „erordnung des Großherzogl. Sächsischen Staats-
ministeriums vom 3. Octbr. v. J. (Regierungsblait für das Großherzogthum Sachsen-
Weimar-Eisenach 1879 S. 519), die nachstehend abgedruckten Bestimmungen
(§§. 3, 8 bis 10) zetroffen worden.

RNudosstadt, den 27. Januar 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Fürfll. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXlI. 3
Ausgegeben in Rudolstadt am 5. Februar 1880.
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Auszug aus der Verordnung des Großherzogl. Süchsischen Staats-
ministeriums vom 3. Octbr. 1879.

pp.
8. 3.

Ueber die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft bei dem gemeinschastlichen Thürin-
gischen Oberlandesgericht in Jena und über die Zurücknahme einer solchen Zulassung
entscheidet das Präsidium dieses Gerichts.

Die der Landesjustizverwaltung zustehende Beslellung des Stellvertreters eines
bei dem Oberlandeegericht zugelassenen Rechtsanwalts erfolgt durch das Präsidium
des Oberlandesgerichts; wenn der Rechtsanwalt zugleich bei einem anderen Gericht
zugelassen ist, durch die Landesjustizverwaltung seines Wohnsitzes.

pp.
8. 8.

Gegen eine Entscheidung des Präsidiums des Oberlandesgerichts, durch welche
die beantragte Zulassung versagt oder die Zulassung zurckgenommen wird, kann
der Betheiligte Beschwerde an die Gesammtheit der zur Errichtung des Oberlandes-
gerichts vereinigten Regierungen erheben.

Die Beschwerde findet nicht statt, wenn eine beantragte Zulassung von dem
Präsidium des Oberlandesgerichts nach dem Gutachten des Vorstands der Anwalts.
kammer aus einem der in §. 5 Nr. 4, 5, 6 der Rechtsanwaltsordnung bezeichneten
Gründe versagt worden ist (vergl. §. 16 der Rechtsanwaltsordnung).

9.

Die Beschwerde (§. 8 Abs. 1) muß bei dem Präsidenten des Oberlandes-
gerichts innerhalb der Frist von einer Woche seit Zustellung des Bescheids schriftlich
angebracht werden. Eine besondere Ausführung der Beschwerde kann noch innerhalb
der nächsten zwei Wochen nachgebracht werden, wenn dieselbe bei Erhebung der Be-
schwerde vorbehalten worden ist. Neben der Beschwerdeschrift und deren Ausführung
sind sieben Abschriften derselben einzureichen.

Der Präsident des Oberlandesgerichts hat die Beschwerde und Ausführungs-
schrist nebst den Akten dem Staatsministerium mittelst gutachtlichen Berichts vorzu-
legen und gleichzeitig je eine Abschrift des Berichis sowie der Beschwerdeschrist und
deren etwaiger Ausführung an die dem Oberlandesgericht vorgesetzten Justizaussichts-
stellen der übrigen bei dem Oberlandesgericht betheiligten Staaten einzusenden.
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Das Staatsministerium wird den Meinungsaustausch und die Beschlußfassung

sämmtlicher betheiligter Regierungen über die erhobene Beschwerde vermitteln. Die
Entscheidung erfolgt unter entsprechender Anwendung der Bestimmungen in §F. 21
des Vertrags über Erichtung des gemeinschaftlichen Oberlandesgerichts vom
19. Februar 1877 und in Artikel 4 des Aceessionsvertrags vom 23. April 1878
durch Abstimmung.

ie Entscheidung wird von dem Staateministerimnm dem Präsidenten des
Oberlandesgerichts zur Wahrnehmung des weiter Erforderlichen mitgetheilt werden.

8. 10.
Im Falle des 8. 16 Absaß 2 bis 4 der Rechtsanwaltsordnung muß das

Verlangen, daß über den Grund der Versagung im ehrengerichtlichen Verfahren
entschieden werde, innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist bei dem Präsidenten
des Oberlandesgerichts angebracht werden. Dieser hat den rechtzeitig gestellten An-
trag dem Vorstande der Anwaltskammer zu übersenden.

&amp; V. Ministerial-Verordnung
vom 27. Jannar 1880,

betreffend die Ausführung der Rechtsanwaltsordnung v. 1. Juli 1878.

Mit höchster Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten und im Einver-
ständniß mit den bei dem gemeinschaftlichen Thüringischen Oberlandesgerichte in
Jena und dem gemeinschaftlichen Landgerichte in Rudolstadt betheiligtenRegierungen
wird zur Ausführung der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (N. G. Bl.S.177)
verordnet, was folgt:

« 8. 1.

Die durch die Rechtsanwaltsordnung bestimmten Befugnisse der Landesjustiz-
verwaltung werden durch das Fürstliche Ministerium ausgeübt, soweit nicht in Nach-
stehendem elwas Anderes angeordnet ist.

37
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8. 2.
In Bezug auf die Rechtsanwaltschaft bei dem gemeinschaftlichen Landgericht

in Rudolstadt werden die Befugnisse der Landesjustizverwaltung von dem Königlich
Preußischen Justizministerium, dem Herzoglich Sachsen-Meiningenschen Staats-
ministerium, Abtheilung der Iustiz, und dem Fürstlichen Ministerium gemeinsam
ausgeübt.

Auf Grund der zwischen diesen Behörden bewirkten Verständigung erfolgen die
erforderlichen Verfügungen und Entscheidungen durch das Fürstliche Ministerium zu-
Nleich im Namen der Königlich Preußischen und der Herzoglich Sachsen-Meiningen-
schen Justizverwaltung unter Bezugnahme auf deren Einverständniß.

8. 3.

Die der Landesjustizverwaltung zustehende Bestellung des Stellvertreters eines bei
dem gemeinschaftlichen Landgerichte in Rudolstadt zugelassenen Rechtsanwalts erfolgt
durch das Fürstliche Ministerium, wenn der Rechtsanwalt seinen Wohnsitz außerhalb des
Fürstenthums hat, durch die Landesjustizverwaltung seines Wohnsitzes (S. 25 Abs. 2
der Rechtsanwaltsordnung).

5. 4.
Anträge auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft bei einem Amtsgerichte oder bei

dem gemeinschaftlichen Landgericht in Rudolstadt sind bei dem Präsidenten des
Oberlandesgerichts einzureichen.

In dem Gesuche ist der Ort zu bezeichnen, an welchem der Antragsteller seinen
Wohnsitz nehmen will.

S. 5.

Ueber das Zulassungsgesuch hat der Präsident den Vorstand der Anwaltskam-
mer und, wenn ein bei einem Amtsgerichte des Landgerichtsbezirks Rudolstadt zuge-
lassener Rechtsanwalt die gleichzeitige Zulassung bei dem gemeinschaftlichen Landge-
richte in Rudolstadt beantragt, außerdem das Oberlandesgericht gutachtlich zu hören
(88. 3 und 9 der Rechtsanwaltsordnung) und sodann den Antrag mit den über
denselben eingegangenen Gutachten dem Fürstlichen Ministerium mittelst gutachtlichen
Berichts vorzulegen.

In diesem Berichte ist in jedem Falle zu erörtern, ob einer der in den
88. 5, 6, 7. 14, 15 der Rechtsanwaltsordnung bezeichneten Gründe zur Versagung
der Zulassung oder zur Aussetzung der Entscheidung vorliegt.
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Handelt es sich um eine Zulassung bei dem gemeinschaftlichen Landgerichte in

Rudolstadt, so hat der Präsident Abschriften seines Berichtes und der Anlagen des-
selben den Landesjustizverwaltungen der übrigen bei dem Gericht betheiligten Staa-
ten zu überfenden.

8. 6.
Treten Umstände ein, auf Grund deren die Zurücknahme einer Zulassung er-

folgen muß, oder erfolgen kann (S§. 21 und 22 der Rechtsanwaltsordnung) so
haben die Gerichte, bei welchen der Rechtsanwalt zugelassen ist, dem Präsidenten des
Oberlandesgerichts hierüber unverzüglich Anzeige zu erstatten. Der Präsident des
Oberlandesgerichts hat die Anhörung des Rechtsanwalts und des Vorstands der
Anwaltskammer anzuordnen und demnächst die Akten mittelst gutachtlichen Berichts
dem Fürstlichen Ministerium zur Entscheidung vorzulegen. Ist die Zurücknahme
der Zulassung bei dem gemeinschaftlichen Landgericht in Rudolstadt in Frage, so
sind Abschriften des Berichts und der Anlagen desselben den Landesjustizverwaltungen
der übrigen bei diesem Gericht betheiligten Staaten zu übersenden.

8. 7.
Die Verfügungen des Fürstlichen Ministeriums im Betreff der Zulassung zur

Rechtsanwaltschaft oder der Zurücknahme einer Zulassung ergehen an den Präsidenten
des Oberlandesgerichts.

Der Präsident desOberlandesgerichts theilt dieselben dem betreffenden Gerichte
zur Eröffnung an die Betheiligten mit

. 8.
Der Antrag auf ehrengerichtliches Verfahren im Falle des S. 16 Absatz 2

bis 4 der Rechtsanwaltsordnung ist bei dem Präsidenten des Oberlandesgerichte
anzubringen. Der Präsident hat den rechtzeitig gestellten Antrag dem Vorstande der
Anwaltskammer zu übersenden.

§S. 9.
Die Rechtsanwaltsliste (§. 20 der Rechtsanwaltsordnung) wird von dem Ge-

richtsschreiber geführt. Die Eintragungen erfolgen bei dem gemeinschaftlichen Land-
gerichte in Rudolstadt auf Anweisung des Präsidenten, bei den Amtsgerichten auf
Anuweisung des Amtsrichters.

Die Liste soll den vollständigen Vor= und Zunamen des Rechtsanwalts, Ort,
Jahr und Tag der Geburt desselben, sowie den Wohnsitz enthalten.
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8. 10.

Die Anzeige über eine Veränderung des Wohnsitzes hat der Rechtsanwalt an
das Gericht, bei welchem er zugelassen ist, und an den Präsidenten des Oberlandes=
gerichts zu erstatten. Letzterer hat die Veränderung des Wohnsitzes dem Fürstlichen
Ministerium anzuzeigen.

8. 11.
Die Veränderung des Wohnsigzes ist, sofern sie nicht die Zurücknahme der Zu-

lassung bedingt, in der Anwaltsliste bei dem Namen des Rechtsanwalts einzutragen.
Die Eintragung erfolgt auf Grund der dem Gericht erstatteten Anzeige und

des beigebrachten Nachweises der anderweiten Wohnsitznahme ohne Weiteres, wenn
1!) der bei einem Amtsgericht zugelassene Rechtsanwalt, dem gestattet war, an

einem andern Orte innerhalb des Amtsgerichtsbezirks zu wohnen (F. 18
Absatz 3 der Rechtsanwaltsordnung), den Wohnsitz an den Ort des Amts-
gerichts verlegt, oder wenn

2) der auf Grund der Bestimmungen in §§. 9 und 107 der Rechtsanwaltsord-
nung bei dem gemeinschaftlichen Landgerichte in Rudolstadt zugelassene, an
einem andern Orte innerhalb des Landgerichtobezirks wohnhaste Rechtsanwalt
seinen Wohnsitz an den Ort des Landgerichts verlegt.

In anderen Fällen darf die Eintragung in die Anwaltsliste nur mit Geneh-
migung des Fürstlichen Ministeriums erfolgen.

8. 12.
Die Löschung eines in der Anwaltsliste eingetragenen Rechtsanwalts erfolgt

dadurch, daß der Name desselben unterstrichen und daß in einer für die Löschungs-
bemerkung bestimmten besonderen Spalte das Wort „gelöscht“ eingetragen wird.

S. 13.
Jedem Eintrag in die Anwaltsliste ist die Angabe des Tages, an welchem die

Eintragung ersfolgt, und ein Hinweis auf die Aktenstellen beizusügen, wo sich die
Unterlagen des Eintrages befinden.

8. 14.
Von jeder Eintragung in die Anwaltslisten ist dem Fürstlichen Ministerium

und dem Präsidenten des Oberlandesgerichts, von jeder Eintragung in die bei dem
gemeinschaftlichen Landgerichte in Rudolstadt geführte Anwaltsliste auch den Landes-
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justiwerwallungen der übrigen bei diesem Gerichte betheiligten Staaten Anzeige
zu machen.

8. 15.
Die Zustellungsbevollmächtigten der am Sitz des Gerichts, bei dem sie zuge-

lassen sind, nicht wohnenden Rechtsanwälte, sowie die Stellvertreter der an Ausübung
ihres Berufs zeitweise verhinderten Rechtsanwälte sind in ein neben der Anwalts=

liste zu fhrendes Register einzutragen.
Für jeden dieser Rechtsanwälte ist in dem Register ein besonderes Folium

zu führen.
Erledigt sich die Bevollmächtigung oder Stellvertretung, so ist der Name des

Bevollmächtigten oder Stellvertreters in dem Register zu löschen (F. 12).
Die Vorschrift in §. 13 gilt auch für die Eintragungen in das Register.
In der Anwaltsliste ist bei dem Namen des eingetragenen Rechtsanwalts, für

welchen ein Folium im Register eröffnet ist, die Nummer des Foliums anzugeben.

Wird dem Gericht bekannt, daß ein bei ihm zugelassener Rechtsanwalt über eine
Woche hinaus von seinem Wohnsitz sich entfernt hat, ohne hiervon Anzeige zu machen
und einen Stellvertreter zu beuennen, so ist dies dem Präsidenten des Oberlandes-
gerichts zur weitern Verfügung anzuzeigen (§. 29 der Rechtsanwaltsordnung).

. 17.

Sachwalterliche Verrichtungen in Angelegenheiten, auf welche die Civilprozeß-
ordnung, die Strafprozeßordnung oder die Konkursordnung nicht Anwendung sinden,
ist der bei einem Landesgericht zugelassene Rechtsanwalt bei sämmtlichen Behörden des
Fürstenthums zu besorgen befugt. Den bei Gerichten eines andern deutschen Staa-
tes zugelassenen Rechtsanwälten, welchen vor dem Inkrasttreten der Rechtsanwalts=
ordnung gestattet war, vor Gerichten des Fürstenthums als Rechtsbeistand oder
Prozeß-Bevollmächtigter thätig zu sein, soll in Angelegenheiten, auf welche die Civil-
proceßordnung, die Strafprocehordnung oder die Konkursordnung nicht Anwendung fin-
det, das Gleiche auch nach dem Inkrafttreten der Rechtsanwaltsordnung nachgelassen sein.

 18.
Die Vergütung für die Verufsthüngreit der Rechtsanwälte in Angelegenheiten,

auf welche die Civilproceßordnung, die Strafproceßordnung oder die Konkursordnung
nicht Anwendung findet, bestimmt sich nach den über die Gebühren der Sachwalter
bestehenden landesgesetzlichen Vorschriften.
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8. 19.
Die in §. 96 der Rechtsanwaltsordnung vorgeschriebene Anzeige über die

ehrengerichtliche Ausschließung eines Rechtsanwalts von der Rechtsanwaltschaft ist an
das Fürslliche Ministerium zu erstatten und wenn sie einen bei dem gemeinschastlichen
Landgerichte in Rudolstadt zugelassenen Anwalt betrifst, auch an die Landesjuslizver-
wallungen der übrigen bei diesem Gericht betheiligten Staaten in Abschrift einzusenden.

Rudolstadt, den 27. Jannar 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerlum.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

4. Stück vom Jahre 1880.

) VI. Weiterer Nachtrag
zur Instruction für die Standesbeamten,

vom 30. Jannar 1880.

Mit höchster Genehmigung Serenissimi wird die Instruction für die
Standesbeamten vom 11. December 1875 (G.-S. S. 249) durch folgenden Zusatz#
erweitert.

Zu §. 17 Ziffer 10.
Nach den Gesetzen des Russischen Reiches ist die Ehe verboten

1) zwischen Personen, welche bis zu dem durch die Vorschriften der orthodoxen
Kirche bestimmten Grade mit einander verwandt sind,

2) zwischen einem Angehörigen der orthodoxen Kirche und einem Nichtchristen.
Desgleichen ist die Eingehung einer Ehe verboten

3) denjenigen, welche die Priesterweihe erlangt oder ein Klostergelübde abgelegt
haben,

4) denjenigen, welche 80 Jahre alt sind,
5) denjenigen, welche schon dreimal verheirathet waren,
6) denjenigen, welche sich in einer früheren, geschiedenen Ehe der ehelichen

Untreue schuldig gemacht haben.
Eine Dispensation steht bezuglich einzelner dieser Ehehindernisse nur den Erz-

bischöfen zu.
Rudolstadt, den 30. Januar 1880.

Fürstl. Schwarkt Ministerium.Bertrab-

Furstl. Schw.-Rudolst. SAssessammumng XXXXI.
Ausgegeben in Rudolstadt am 4. na 1880.
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 VII. Verordnung
vom 14. April 1880 zur Ausführung des §. 472 der

Strafproceßordnung.
Mit höchster Genehmigung Serenissimi wird andurch bestimmt, daß die in

dem Verfahren gegen Abwesende, welche sich der Wehrpflicht entzogen haben, für die
Erhebung der Anklage und die Eröffnung der Untersuchung nach §. 472 der

Strafproceßordnung abzugebende Erklärung
1) in den Fällen des 8. 140, Abs. 1 Nr. 1 und 3 des Strafgesetzbuchs von

dem Civilvorsitzenden der Ersatzcommission zarihe ist, während dieselbe2) in den Fällen des §F. 140, Abs. 1 Nr. 2 und §. 360 Nr. 3 des Straf-
gesetzbuchs von dem Landwehrbezirkscommando mrchefel wird.

Rudolstadt, den 14. April 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

5. Stüch vom Jahre 1880.

K VIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 6. Mai 1880,

betreffend die Benachrichtigung der dienstlichen Vorgesetzten von den
gegen aktive Offiziere erhobenen Klagen und von Anträgen auf

Leistung des Offenbarungseides.

Mit Höchster Genehmigung wird hiermit angeordnet, daß, wenn gegen einen
aktiven Offizier eine Klage gerichtet worden ist oder ein solcher Offizier im Zwangs-
vollstreckungs=Verfahren zur Leistung des Offenbarungseides geladen werden soll, der
Gerichtsschreiber unter Bezeichnung des Gegenstandes des Rechtsstreites dem Mili-
taiworgesetzten des Offiziers hieron Nachricht zu ertheilen hat. Die Benachrichtigung
erfolgt, sobald der beantragte Termin bestimmt ist.

Unter dem Militairvorgesetzten ist zu verstehen:
1) in Ansehung derjenigen Osffiziere, welche im Verbande eines Regiments oder

selbstständigen Bataillons u. s. w. stehen, der Kommandeur dieses Regiments,
bezüglich selbstständigen Bataillons u. s. w.,

2) in Ansehung aller übrigen Offiziere der zunächst vorgesetzte Militairbefehls-
haber,

3) bezüglich derjenigen Offziere, welche einem Militairbefehlshaber nicht unter-
stellt snd, das Königlich Preußische Kriegsministerium.

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetzlammlung XXXII. 5
Ausgegeben in RNudolstadt am 15. Juni 1880.
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Den Parteien sind Schreibgebühren für diese Mittheilungen nicht in Rechnung
zu stellen.

Rudolstadt, den 6. Mai 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

 IX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 31. Mai 1880,

betreffend den zum Zwecke der Einziehung von Gerichtskosten unter
den Bundesstaaten zu leistenden Beistand.

Der Bundesrath hat in seiner Sitzung am 23. April d. J. beschlossen:
Für die Einziehung der in einem anderen Bundesstaate erwachsenen Gerichts-
kosten werden auf Grund des §F. 99 des Gerichtskostengesetzes vom 18. Juni
1878 (Reichsgesetzblatt S. 141) die nachstehenden Bestimmungen getroffen.

 -.

Das Ersuchen ist von der Behörde (Kasse) zu erlassen, welcher die zwangs-
weise Beitreibung nach den landesgesetzlichen Bestimmungen obliegt.

Die ersuchte Behörde hat nicht zu prüfen, ob die Kostenrechnung dem Zahlungs-
pflichtigen mitgetheilt ist.

8. 2.
Dem Ersuchen ist eine Reinschrift der Kostenrechnung beizufügen. Dieselbe

muß unter Beidrückung des Gerichtssiegels von dem Gerichtsschreiber unterschrieben
sein und enthalten:

1) den Namen des Zahlungspflichtigen,
20 die Bezeichnung der Sache,
3) die einzelnen Kostenansätze mit Hinweis auf die angewendete Vorschrift des

Kostengesetzes,
4) die Gesammtsumme der Kosten.
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8. 3.

Das Ersuchen ist an diejenige Behörde zu richten, welche die zwangsweise
Einziehung zu betreiben hätte, wenn die Kosten bei dem Amtsgerichte entstanden
wären, in dessen Bezirk der Zahlungspflichtige seinen Wohnsitz oder Aufenthaltsort
hat oder wenn die Gegenstände der Zwangsvollstreckung sich in einem anderen Be-
zirke befinden, an die zur Beitreibung von Gerichtskosten zuständige Behörde dieses
Bezirks.

Diese Behörde betreibt die Einziehung und sorgt für Uebersendung der einge-
zogenen Beträge an die ersuchende Behörde; sie vertritl dieselbe bei allen zur Ein-
Fziehung oder Sicherstellung erforderlichen Maßregeln. Die Zwangsvollstreckung ist
in gleichem Umfange zulässig, wie für eine Kostenforderung des Staates, welchem
die ersuchte Behörde angehört. Die endgültigen Entscheidungen über Stundungen
oder Niederschlagungen verbleiben der ersuchenden Behörde.

8. 4.
Alle Postsendungen einschließlich der Geld= und Werthsendungen sind von der

absendenden Behörde frankirt abzulossen.
Die ersuchende Behörde hat weder der ersuchten Behörde noch den Voll-

ziehungsbeamten für das Einziehungs= und Beitreibungsverfahren Gebühren oder
Auslagen zu erstatten.

8. 5.
Sollen die Kosten des Strafverfahrens gleichzeitig mit der in diesem Verfahren

festgesetzten Geldstrafe durch einen Gerichtsvollzieher beigetrieben werden, so kann
die Vermittelung des Gerichtsschreibers (§F. 162 Gerichtsverfassungsgesetz) auch für
die Einziehung der Kosten in Anspruch genommen werden.

Dabei ist das Einverständniß der Bundesregierungen darüber festgestellt,
daß Absatz2des F. 4 das Verhältniß der Behörden zu der zahlungs-
pflichtigen Partei hinsichtlich des Ersatzes der Gebühren und Auslagen
nicht berührt.

Rudolstadt, den 31. Mai 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.



24 1880.

 NAX. Verordnung
vom 4. Juni 1880,

die Vorbereitungen zur Bildung der Schöffengerichte und der
Schwurgerichte betreffend.

Zur Ausführung der Bestimmungen in den Ss. 36— 40, 13—45, 57,
85 — 89 des Gerichlsverfassungsgesetzes vom 27. Januar 1877, sowie in den
SS. 15—17 des Ausführungsgesetzes vom I. März 1879 (Gesetz Samml. S. 27)
wird in Ansehung der künftigen Herstellung der Schöffen= und Geschworenenlisten
im Anschluß an die Verordnung vom 20. März 1879 (Gesetz-Samml. S. 89) mit
Höchster Genehmigung Serenissimi verordnet was folgt:

S. 1.
Bis zum l. September jeden Jahres sind die Urlisten für die Aus-

wahl der Schöffen und Geschworenen, nachdem sie eine Woche lang zu Jedermanns
Einsicht ausgelegen haben, mit einem diese Thatsache bezeugenden amtlichen Vermerke
und mit den gegen die Nichtigkeit und Vollständigkeit der Liste etwa erhobenen Ein-
sprachen und den etwa für erforderlich erachteten Bemerkungen von dem Gemeinde-
vorstande bezüglich dem Vertreter des Gutsbezirks an das Amtsgericht des Bezirks
einzusenden

36, 37, 38 und 85 des Gerichtoverfassungsgesetzes)*)
Die M sind nicht vor dem 1. Juli aufzusiellen und auszulegen.

*) Die F. 36, 37, 38, 85 des cierichtwersosangagelete lanten:
. 36.

Der Vorsleher einer jeden Gemeinde üer eines landesgesezlich der Gemeinde gleichstlehenden
Verbandes hat alljährlich ein Verzeichniß der in der Gemeinde wohnhasten Personen, welche zu

dem asenante berufen werden fönnen, aufzuslellen (Urlisle).
ie Urlisle ist der Gemeinde eine Woche lang zu Jedermanns Einsicht aouszulegen. Der

Zeitpunkt 7 Auslegmng isl vorher öffentlich semnt zu machen.
Gegen die Richligkeit oder Volsandile Urliste kann innerholb der einwöchigen Frist

schrisllich oder zu Protokoll Einsprache wsban werden.. 96.

Der Gemeindevorsleher sendel die nuckt, nebst den Fibobenen insprechen und den ihm
ersorderlich erscheinenden Bemerkungen an den Amtsrichter des Bezirk
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8. 2.

« Bis zum 1. September jeden Jahres hat das Landrathsamt dem
Amtsgerichte die Vertrauensmänner zu bezeichnen, die nach §. 40 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes in den Ausschuß für die Wahl der Schöffen und Geschworenen
gewählt sind.

Bei der Wahl der Vertrauensmänner ist nach §F. 6 der Verordnung vom
20. März 1879 (Gesetz Samml. S. 89) zu verfahren.

Der Landrath bezüglich dessen Stellvertreter sind die von der Landesregierung
zu bestimmenden Mitglieder des Ausschusses.

. 3.

Rücksichtlich der Zahl der für di einzelnen Amtsgerichtsbezirke zu wählenden
Schöffen und vorzuschlagenden Geschworenen verbleibt es bis auf Weiteres bei den
S§. 10 und 11 der Verordnung vom 20. März 1879.

8. 4.
Bis zum 1. November jeden Jahres haben die Amtsgerichte

1) die Ausschußsitzung (§F. 40 des Gerichtsverfassungsgesetzes) abzuhalten,
2) im unmittelbaren Anschluß an dieselbe die Jahreslisten der erwählten Haupt-

schöffen und Hülfsschöffen (§. 44 ebendas.) und die Vorschlagsliste der Ge-
schworenen (§. 88 ebendas.) nach Anleitung des §. 89 ebendaselbst dem
Präsidenten des Landgerichts in Gera zu übersenden,

3) die Tage der ordentlichen Sitzungen der Schöffen für das folgende Ge-
schäftsjahr festzustellen (§. 45 ebendaf.).

Ferner haben die Amtsgerichte
1) im Laufe des Monats November jeden Jahres die Ausloosung

der Hauptschöffen vorzunehmen und

Wird nach Absendung der Urliste die Berichtigung derselben erforderlich, so hal der Ge-
meindevorsteher hiervon dem Amtsrichter Anzeige zu machen.

S. 85.
Die Urliste für die Auswahl der Schöffen dient zugleich als Urliste für die Auswahl der

Geschworenen.
Die Vorschristen der 89. 32—35 Über die Berufung zum Schöfsenamie finden auch auf das

Geschworenenamt Anwendung.
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2) vor dem Schlusse jeden Jahres die Schöffen von ihrer Ausloosung
und von den Sißungstagen, an welchen sie im Laufe des solgenden Jahres
in Thätigkeit zu treten haben, unter Hinweis auf die gesetzlichen Folgen des
Ausbleibens in Kenntniß zu setzen.

8. 5.
Die Urlisten, die Jahreslisten der Hauptschöffen und die Vor-

schlagslisten der Geschworenen sind in der Weise anzulegen, daß die er-
wählten Personen darin in alphabetischer Ordnung unter folgenden fünf
Rubriken

u) laufende Nummer,
b) Name und Vorname,
) Stand, Gewerbe 2c.,
4) Wohnort,
a) besondere Bemerkungen

genau bezeichnet aufgeführt werden.
In der Jahresliste der Hauptschöffen und in der Vorschlagsliste der Ge-

schworenen sind die Zunamen mit lateinischen Buchstaben zu schreiben.
Rudolstadt, den 4. Juni 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrat.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

6. Itüch vom Jahre 1880.

½IXXI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 14. Juni 1880,

die Prüfung der Apotheker-Gehülfen betreffend.

In Folge einer Mittheilung des Herrn Reichskanzlers machen wir darauf

aufmerksam, daß unter der im §. if 2 der Bekanntmachung vom 13. No-
vember 1875 (Ges.-Samml. 1876 S. die Prüfung der Apotheker-Gehülfen
betreffend, gesorderten Lehrzeit eine solche zu verstehen ist, welche in unmittel-
barer Aufeinanderfolge oder doch wenigstens ohne erhebliche Unterbrechungen zurück-
gelegt wird.

Eine Diepensalion von dieser Bestimmung kann nur im Einverständniß mit
r Landesregierung der Herr Reichskanzler ertheilen

Rudolstadt, den I4. Juni 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

2 =

Furfll. Schw.-Rudolfl. Gesetzsammlung XXXXI. 6
Ausgegeben in Rudolsladt am 15. Juli 1880.
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&amp; XII. Ministerial-Verordnung

vom 25. Juni 1880,
die Bezeichnung des Fuhrwerks mit dem Namen und dem Wohnorte

des Eigenthümers betreffend.
Nachdem in der Königlich Preußischen Provinz Sachsen und in den meisten

der angrenzenden Staaten neuerdings unter Aufhebung der früheren Vorschriften
bestimmt worden ist, daß die Bezeichnung der Fuhrwerke mit dem Namen und dem
Wohnorte des Eigenthümers auf der linken Seite an dem Fuhrwerke anzu-
bringen, so verordnen wir zur Erleichterung des Grenzverkehrs und zur Abwendung
unnöthiger Belästigungen des Publikums mit höchster Genehmigung Serenissimi
unter Abänderung der Verordnung vom 21. October 1872 (Ges.-S. S. 144).
daß die Bezeichnung der Fuhrwerke künftig nicht mehr auf der rechten, sondern
auf der linken Seite derselben anzubringen ist.

Die Verordnung tritt mit dem 15. August d. J. in Kraft.
Rudolstadt, den 25. Juni 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

 TNXIII. Verordnung
vom 2. Juli 1880,

eine Erweiterung der Geschäftsordnung für die Gerichtsschreibereien
der Amtsgerichte, vom 9. September 1879 betreffend.

Mit höchster Genehmigung Serenissimi wird die Geschäftsordnung für die
Gerichtsschreibereien der Amtsgerichte vom 9. September 1879 (Ges.-S. S. 395)
durch folgenden Zusaßz erweitert:

u 8. 31.
Aus dem Register für Forst. und Feldrgesachen (Formular 12, S. 446.47

der Ges. S.) sind am Schlusse eines jeden Vierteljahres Auszüge ber die in Forst-
rügesachen ergangenen Anzeigen zu fertigen und dem Forstamte mitzutheilen, aus
dessen Bezirke die Anzeige an das Gericht gelangt ist.
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Für diese Auszüge ist das unter 4 nachstehend bestimmte Muster in Anwen-

dung zu bringen. Hat ein Eintrag in die Spalte 7 oder 8 noch nicht bewirkt
werden können, so werden die Auszüge am Schlusse des folgenden Vierteljahres der
Gerichtsschreiberei zum Zweck der nachträglichen Ausfüllung zurückgegeben.

Die Anfertigung und Uebersendung der Registerauszüge liegt dem Gerichts-
schreiber ob, welcher mit der Führung des Registers beauftragtist.

In Ansehung der hiernach zur Kenntniß der Forstämter gelangenden Straf-
sälle bedarf es der in §. 21 Absatz 2 der Vorordmumg vom 20. September 1879
Ges. S. S. 455) vorgeschriebenen besonderen Benochrichtigungen der anzeigenden

Forstbehörden durch die Amtsanwälte nicht.
Rudolstadt, den 2. Juli 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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A.

Aus zu
aus dem Register für Forst= und Feldrügesachen bei dem Amts-

gerichte für das Quartal 18
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 XIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 2. Juli 1880,

betreffend die Feststellung des Begriffs „Militärbehörde“ im Sinne
der Civilprozeßordnung und der Strafprozeßordnung.

Im Einverständnisse mit dem Reichsjustizamt sind von dem Königlich Preu-
ßischen, dem Königlich Bayerischen, Königlich Württembergischen und Königlich Säch-
sischen Kriegsminister für den Bereich der bezüglichen Heereskontingente, sowie von
dem Chef der Kaiserlichen Admiralität für den Bereich der Kaiserlichen Marine die
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen

estimmungen,
betrefsend die Feststellung des Begriffs „Militärbehörde“ im Sinne der bezüglichen

Vorschriften der Civilprozeßordnung und der Strafprozeßordnung
getroffen worden:

Unter „Militärbehörde“ ist zu verstehen:
a) für die Armec: . h) für die Kaiserl. Marine:

i

Gesetzes-vorschrift-

I. Zu I.
8. 343 der Civ. Pr. O 1) In Ansehung derjeui-

Zu I.
1) In Ansehung derjeni-

§. 48 Abs. 2 der Str.
Pr. O.

„Die Ladung einer dem
b„altiven. Heere oder der
„aktiven Marine ange-
„hörenden Person des
„Soldatenstandes als
.Zeuge erfolgt durch
„Ersuchen der Mili-
tärbehörde.“

1
—

nigen Offiziere und im
Offizierrange stehenden I
Militarärzte, welche im
Verbande eines Regi-
ments oder selbsländi-
gen Bataillons 2c. sie-
hen, der Kommandeur
dieses Regiments bezw.

r
in Ansehung aller übri-
den Offiziere und im
Offizierrange stehenden
Militäkrärzte der zu-5

nächst vorgesetzte Mili, n
tärbefehlshaber, bezw.

selbständigen Vatail-;
8

orPS, bes M
Torpeder.Ingenirur-Corpl.

gen Offiziere und im
Ossizierrauge slehenden
Personen des Soldaten-
standes,!) welche im
Verbande einer Divi-
sion, der Schiffsjungen-
Abtheilung oder des
Seebataillons slehen
oder welche zur Be-
sabung eines in Dienst
gestellten Schisses oder
Fahrzeuges gehören,
der Kommandeur des

5 Mue144nederennSanitäts,Cs.-aschinen, und
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II.
§. 345 letzter Absatz der

K.

Gesetzesvorschrift.

l
§.k-o«tcpke«kAi-IquckSt.

O
. valchc bestimmen, daß

die Vorfhrung einer,
als Zeuge ordnungs-
mhig geladenen, aber
nicht erschienenen, dem
aktiven Heere oder der

#.

Unter „Militärbehörde“ ist zu verstehen:
a) für die Armee:

wenn sie einem solchen
nicht untersiellt sind,
dasKriegsministerinm;
in Ansehung der Un-
terofsiziere, der im Un-
teroffizierrange slehen-
den Militärärzte und
der Gemeinen der Chef
der zunächst vorgesetz-
ten Kommandobehörde
(Chef der Compagnie,
Eskadron, Batterie, u.
s. w. (vergl. 8. 158
der C. P. O.)

Zu II.
1) In Betreff derjeuigen

Offiziere, im Osffizier-
W—.
tärärzte und oberen
Militärbeamten, welche
im Verbande eines
Regiments oder selb-
ständigen Bataillons 2c.
siehen, der Komman=
deur dieses Regiments

8

5) für die Kaiserl. Marine:

betressenden Marinc=
theils resp. der Kom-
mandaut des betreffen-
den Schiffes oder Fahr-
zeuges;
in Ansehung aller übri-
gen Offiziere und im
Offizierrange slehenden
Personen des Soldaten-
standes der zunaächstnes
in Ansehung der Unter-
offiiere, ) der im Un-
leroffizierrange stehen-
den Mililädrärzte und
der Gemeinen der Be-
sehlshaber der zunächst
vorgeselzten Marinebe--
hörde (Abtheilung,
Kompagnie, Schiff oder
Fahrzeug, Vorstand
der technischen Behörde
u. s. w.

Zu II.
1) In Betreff derjenigen

Offziere, im Ofsizier=
range slehenden Per-
onen des Soldaten-

standes und Militär=
beamten, welche im

Verbande einer Divi-
sion, der Schiffsjun-

-) einschließlich der Dakoosfizier.
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Gesetzesvorschrift.

aktiven Marine angehö-
renden Militärperson
durch Ersuchen der Mi-
litärbehörde erfolgt.

Unter „Militärbehörde“ ist zu verstehen:
a) für die Armee:

bezw. selbständigen Ba-
taillons u. s.w.

2) in Betress aller übrigen
Offiziere, im Offizier=
range stehenden Mili-
tärärzte und oberen Mi-
litärbeamten —

lehteren die unter 3
aufgeführtenausgenom-
men —, sowie hinsicht-
lich der sämmtlichen
umteren Militärbeamten
der zunächst vorgesetzte
Militärbefehlshaber");
bezüglich jedoch derjeni-

welche
einem Militärbefehls-
haber nicht unterstellt
sind, das Kriegsmini-

gen Offiziere,

sterium;

vorgesetzte

vorgesette
lungsbehörde:

— —

)VeidenmisiscrirsttichnBil-tr der Direktor.

in Verreff derjenigen
oberen Militärbeamiten,
welche nur den ihnen
vorgesetzten höheren Be-
amten, bezw. Verwal-
tungsbehörden unterge-
orduct sind, der zunächst

höhere Be-
amte bezw. die zunächst

Verwal=

in Betreff der Unter-
ofsiziere, der im Unter!

b) für die Kaiserl. Marine:

gen-Abtheilung oder des
Scebataillons stehen,
oder welche zur Be-
sabung eines in Dienst
gestellien Schi
Fahrzeuges
der Kommandeur des
betreffenden Marine-
tbeils bezw. der Kom-
mandaut des betreffen-
den Schiffes oder Fahr-
zeuges;
in Bekreff aller übrigen
Offiziere, im Offzier-
range siehenden Per-
sonen des Soldaten-
slandes und Militär-
beamien — von lele-

ren die unter 3 aufsge-

füot ausgenommen— zunächst vorge-

seble #epchlsbaber. *
in Betreff derjenigen
Mililärbeamten, welche
m den ihnen vorge-
setzten höheren Beamten
bezw. Verwaltungsbe-

untergeordnet
sind, der zunächst vor-
gesetzte Beamte bezw.
die zunächst vorgesetzte

Verwaltungsbehörde.
) Bei den militärischen Bil-

dungsanslalten er Marine derDr lor, bei Wersten der
- Di tt.

.
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Gesettzesvorschrift.

III.
8. 673 der C. P.O.

„Gegen eine dem alti-
„ven Heere oder der
„altiven Marine ange-
# hörende Milikärporson
darf die Zwangsvoll-
„streckung erst beginnen,
„nachdem von derselben
edie vorgesetzte Mililär=
„behörde Anzeige er-
„khalten hat.“

„Dem Gläubiger ist
auf Verlangen der
„Empfang der Anzeige
„von der Militärbe-
„ hörde zu bescheinigen.“

IV.
g. 699 Abs. 1 der C. P. O.

Soll die Zwangsvoll-

Unter „Militärbehörde“ ist zu verstehen:
a) für die Armee:

offizierrange sichenden
Militärärzie und der
Gemeinen wie zu l. 3.

(Vorslehende Festsetzungen
sinden für die nach §. 104
der Konlursordung der
„Dienstbehörde des Gemein-
schuldners“ zu machende Mil-
theilung, sofern jene Behörde
eine Militärbehörde is, gleich-
mäßig Auwendung).

Zu III.
Wie zu II.

Zu IV.
1) Hinsichtlich solcher

Dienstgebäude, welche!

5) für die Kaiserl. Marinc:

4) in Betreff der Unter-
offiziere, der im Unter-
offizierrange stehenden
Militärärzte und der
Gemeinen wie zu I. 3,

(Vorslehende Festiehungen
sinden für die nach S. 104
der Konlursorduung der
„Dienstbehörde des Gemein-
schuldners“ zu machende Mit-
theilung, sofern jene Behörde
eine Militärbehörde ist, gleich-
mäßig Anwendung).

Zu III.
Wie zu II.

Zu IV.
1) Hinsichtlich solcher

Diensigebäude, welche



1880. 35

Gesetzesvorschrift.

„stredung gegen eine
„dem altiven Heere oder
„der altiven Marine
„angehörende Person
uodes Soldatenslandes in
„Kasernen und anderen
„militärischen Dienst-
„Debäuden oder auf
„Kriegsfahrzeugen er-
„folgen, so hat auf An-
„trag des Gläubigers
„das Vollstreckungsge-
„richt die zuständige
„Militärbehörde um die
„ Zwangsvollstreckung

eazu ersuchen.“

V.
§. 793 der C. P.O.

„Soll die Haft“ (wegen
Nichterscheinens zur
Leislung des Osfenba-
rungseides oder unbe-
hründeter Verweige-
rung desselben) „gegen
seine dem altiven Heere
woder der aktiven Ma-
„rine gehörende Mili-
„tärperson vollstreckt
„werden, so hat das
„Gericht die vorgesetzte
„Militärbehörde um die

Unter „Militärbehörde“ ist zu verslehrn:
a) für die Armec:

ausschließlich einem
Truppentheile oder

einer, einem mililäri-
schen Chef unlerstellten
Anslalt zur Benuzung
überwiesen sind, der
betressende Komman=

dear bezw. militärisch
2) (asthuuch der übrigen

Dienstgebändeder Gon-
verneur, Kommandant
oder Garnisonälteste des
Garnisonortes.

Zu V.
Derjenige Militärbefehls-

haber, welchem über die be-
treffende Militärperson die
Gerichtsbarleit und wenn die
Militärperson zu den Unter-
offizieren oder Gemeinen ge-
hörl, die niedere Gerichtsbar-
keit zusleht;

in Bayern derjenige Kom-
mandant, welcher Vorstand
des gegen die betreffende Mi-
lilärperson zuständigen Mili-
tär-Untergerichts ist;

5b) für die Kaiserl. Marine:

ausschließlicheinemMa-
rinctheile oder einer,
einem militärischen Chef
unlerssellten Anstalt zur
Benutzung überwiesen
sind, der betreffende
Kommandeur

2) hinsichtlich der übrigen
Diensigebäude der Ma-
rinc= Stations , Chef,

Kommanant oder Gar-nisonältesse3) hinsichtlich *in Dienst
geslellten Schiffe und

ahrzeuge der Kom-
mandant, hinsichtlichder
nicht in Dienst gestellten
der Oberwerst-Direktor.

Derjenige Befehlshaber,
welchem über die bekreffende
Militärperson die Gerichts-
barleit und wenn die Mili-
tärperson zu den Unteroffi-
zieren oder Gemeinen gehört,
die niedere Gerichtsbarkeit
zusteht.

in Württemberg derjenige
Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXXI.
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3 un#er# „Mitiesebehürde“ isi zuversiehen.
G T ift. « i -

»Mensch-if a) für die Armce: 5) für die Kaiserl. Marine:

„Vollstreckung zu er- asrhsfekürkeinr welchem
„suchen.“ fzdie betreffende Militärparen die Gerichtsbarleit

zusteht.
1

VI. Zu VI. Zu VI.
88. 96 0 4, 105 Abs. 4 Wie zu IV. Wic zu IV.

derStr. P. O. »Söihirasem und «
Durchsuchungen „in
Tmilitärischen Dienst-
„gebäuden, zu welchen
„auch Kriegsfahrzeuge
„gehören, erfolgen durch
„Ersuchen der Militär-
ebehörde und auf Ver-
„langen der Civilbe=
„hörde(Richter, Staats-
canwalt) unter deren
„Mitwirlung "

Rudolstadt, den 2. Juli 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Vertrab.
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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

7. Stück vom Jahre 1880.

 TAXV. Verordnung
vom 9. Juli 1880,

betreffend die Einführung eines neuen Regulativs über die juristischen
Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Justizdienst.
Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg rc.

verordnen hiermit, was folgt:
Die juristischen Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Justizdienste

(S. 1 des Ausführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesehe vom 1. Mäg 1879)
ersolgen nach Maßgabe des nachstehenden Regulativs, welches auf Grund einer
Vereinbarung mit den übrigen bei dem gemeinschaftlichen Oberlandesgerichte n
Jena betheiligten Regierungen festgestellt worden ist, unter folgenden näheren
Bestimmungen:

J.

Die in dem Regulativ der Landesjustizverwaltung zugewiesenen Befugnisse
werden durch Unser Ministerium ausgeübt.

II

Während der Vorbereitungszeit ist der Reserendar mindestens ein Jahr bei
einem Amtsgerichte und mindestens sechs Monate bei dem Landgerichte einschließlich
der Staatsanwaltschaft zu beschäftigen.

Derselbe darf auch, jedoch höchsiens sechs Monate, bei einer höheren Verwal-
tungsbehörde beschäftigt werden. Im Fall der Beschäftigung bei einer Verwal-
tungsbehörde finden die S§. 22, 23 und 24 des Regulativs entsprechende Anwendung.

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetzjammlung XXXXI. 6
Ausgegeben in Rudolstadt am 23. Juli 1880.
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III.

Die Ernennung der Referendare (S. 17 des Regulativs) erfolgt durch Unser
Ministerium, die Ernennung der Gerichts-Assessoren (8. 40 des Regulativs) durch
landesherrliche Bestallung.

IV.

Die nach Maßgabe des Regulativs vom 29. Juni 1866 (Ges.S.S. 91)
bestandene erste Prüfung isl — ohne Unterschied des ertheilten Censurgrades —der
im Ersten Titel §§. 1 bis 17 des nachstehenden Regulativs geordneten ersten Prü-
fung gleich zu achten.

Den auf Grund des Regulativs vom 29. Juni 1866 zum Vorbereitungsdienste
zugelassenen Referendaren wird die Zeit des bisher geleisteten Vorbereitungedienstes
auf den Zeitraum angerechnet, welcher für den Vorbereitungsdienst in dem nach-
stehenden Regulativ vorgeschriebenist.

Die Bestimmungen des letzteren finden nur auf die noch rückständige Zeit
Anwendung.

V.

Das Regulativ über die Prüfungen, die Ausbildung und die Beschöstigung
der Rechtscandidaten, Accessisten und Auditoren vom 29. Juni 1866 ist aufgehoben.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst.
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 9. Juli 1880.

(L. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab.

Regulatiov,
die juristischen Prüfungen und die ortewig zum höheren Justizdienste betr.itel.

Die erste —82 Prüfung.
8.1

Das Gesuch um Zulassung zur essten juristischen Prüfung ist an den Präsi.
denten des gemeinschaftlichen Thüringischen Oberlandesgerichts in Jena zu richten.
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Dem Gesuche sind beizufügen:

1) das Zeugniß der Reife zur Universität;
2) das Zeugniß über die Militärverhältnisse;
3) die Universitäts-Abgangszeugnisse:
4) ein in deutscher Sprache abgefaßter Lebenslauf, in welchem insbesondere

der Gang der Universitätsstudien darzulegen ist.
Das Gesuch und der demselben beizusügende Lebenslauf ist von dem Rechts-

kanditaten eigenhändig zu schreiben.
8. 2.

Liegt zwischen dem Abgange von der Universität und dem Gesuche um Zu-
lassung zur ersten Prüfung ein Zeitraum von mehr als einem Jahre, so hat der
Rechtskandidat über seine Führung während dieses Zeitraums ein Zeugniß der
Obrigkeit des Aufenthaltsortes vorzulegen.

8. 3
Nach Prüfung des Gesuchs hat der Prästdent des Oberlandesgerichts die Zu-

lassung oder Zurückweisung des Rechtskandidaten zu versügen.
Bei Prüfung des Gesuchs ist zu erwägen, ob nach den Universitäts= Abgangs-

zeugnissen oder sonstigen Zeugnissen anzunehmen ist, daß der Rechtskandidat ein dem
§. 2 des Gerichtsverfassungs-Gesetzes und den Vorschriften des §. 7 dieses Regulativs
entsprechendes Rechtsstudium betrieben hat.

8. 4.
Gegen eine zurückweisende Verfügung findet Beschwerde an die Gesammtheit

der beim Oberlandesgericht betheiligten Regierungen statt.
Die Beschwerde ist bei dem Präsidenten des Oberlandesgerichts einzureichen.

Die Entscheidung erfolgt unter entsprechender Anwendung der Bestimmungen im
§. 21 des Vertrags über die Errichtung des gemeinschaftlichen Oberlandesgerichts
vom 19. Februar 1877 und Art. 4 des Actessions-Vertrags vom 23. April 1878.
(G.-S. 1879 S. 49 und 62).

8. 5.
Die Prüfung erfolgt bei dem Oberlandesgerichte durch eine aus drei Mitglie-

dern, einschließlich des Vorsitzenden, bestehende Prüfungs-Kommission.
Den Vorsitzenden und die Mitglieder der Kommission ernennt der Präsldent

des Oberlandesgerichts für jede Prüfung aus dem Kreise der Mitglieder des Ober-
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landesgerichts und der ordenklichen und außerordentlichen Professoren der Rechts-
wissenschaft an der Universität Jena.

Die erste Prüfung besteht aus einer schristlichen und einer mündlichen.

Den Gegenstand der Prüsung bilden die Digsziplinen des öffentlichen und
Privatrechts und der Rechtsgeschichte, sowie die Grundlagen der Staatswissenschaften.

Die Prüfung muß auf Erforschung der positiven Kenntnisse des Rechtskandidaten,
seiner Einsicht in das Wesen und die geschichtliche Entwickelung der Rechtsverhältnisse,
sowie darauf gerichtet werden, ob sich der Rechtskandidat überhaupt die für seinen
künftigen Beruf erforderliche allgemeine rechts= und slaatswissenschaftlicbe Bildung
erworben habe.

8. 8.
Dem zugelassenen Rechtskandidaten ist eine wissenschaftliche Aufgabe zur

*i*mups·- 8 vom Vorsitzenden der Prüfungskommission zu übergeben.Rechtskandidat kann wählen, ob die Aufgabe dem gemeinen Civilrecht,
dem Privatrecht, dem Handelsrecht, dem Kirchenrecht, dem Civilprozehrecht
oder dem Strafrecht angehören solle.

Für die schriftliche Bearbeitung . gestellten Aufgabe ist eine sechswöchige
Frist zu gewähren, welche aus erheblichen Gründen vom Vorsitzenden der Prüsungs,
kommission bis zu zwei Monaten erstreckt werden kann.

Am Schlusse der Arbeit hat der Rechtskandidat zu bezeugen, daß er dieselbe
selbständig angefertigt habe.

§S. 10.
Nachdem die schriftliche Arbeit von den Mitgliedern der Prüfungskommission

begutachtet worden ist, wird der Rechtskandidat zur mündlichen Prüfung vorgeladen.
Die mündliche Prüfung ist nicht öffentlich.

. 11.

Zu einem Prüsungstermine tönnen mehrere, jedoch nicht über sechs, Rechts-
kandidaten geladen werden.

8. 12.

DieFrage, ob diePrüfungbestanden sei oder nicht. wird Aunc Stimmenmehrheitund zwar nach gebnisse derschriftlichen und Pumo
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In dazu geeigneten Fällen bleibt der Prüfungs-Kommission unbenommen,

den Zeufurgrad „sehr gut bestanden“ zu eheilen.8.1Die Prüfungs-Kommission hat 7 beendigter Prüfung zu den Akten zu
bemerken: die Aufgabe für die schriftliche Arbeit und das Ergebniß der Begutachtung
der letzteren, die Gegenstände der mündlichen Prüfung; das Gesammtergebniß der
Prüfung.

S. 14.
Wer die Prüfung nicht bestanden hat, wird für die Zeit von mindestens sechs

Monaten behufs besserer Vorbereitung von der Prüfungskommission zurückgewiesen.
Wenn die schriftliche Arbeit nach dem einstimmigen Urtheil der Mitglieder der

Kommission (5. 10) den Anforderungen genügt, so kann die wiederholte Prüfung
auf die mündliche Prüfung beschräukt werden.

Wer die wiederholte Prüfung nicht besteht, ist von dem Eintritt in den Vor-
bereitungsdienst ausgeschlossen.

,15.

Wer die Prüfung bestanden hat, erhält über dieses Ergebniß ein Zeugniß des
Vorsitzenden der Prüfungskommission.

Für die erste Prüfung werden an Gebühren von jedem Kandidaten dreißig
Mark erhoben.

Ueber die Aufnahme des Rechtskandidaten als Referendar in den Vorbereitungs-
dienst des einzelnen Staats beschließt die Landesjustizverwaltung des letzteren und
läßt den Referendar hierzu verpflichten.

Mit dem Tage der eidlichen Verpflichtung beginnt der Vorbereitungsdienst.

Zwelter Titel.
Der Vorbereitungsdienst.

S. 18.
Der Reserendar muß, bevor er zur zweiten Prüfung zugelassen werden kann,

eine Vorbereitungszeit von drei Jahren im praktischen Justizdienste zurückgelegt haben.
Bis zum 1. Oktober 1883 kann die Zulassung zur zweiten Prüsung nach

zweijährigem Vorbereitungsdienste erfolgen.
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 19.

Während der Vorbereitungszeit rl der Resennder bei Gerichten und Staats-
anwaltschaften, sowie bei Rechtsanwälten zu beschäftiger

Der Vorbereitungsdienst bei Rechtsanwälten Eus in der Regel sechs Monate
dauern.

8. 20.

Die Beschäftigung der Referendare ist so einzurichten und zu leiten, daß sich
dieselben in sämmtlichen Geschäftszweigen des richterlichen, staatsanwaltschaftlichen
und Büreaudienstes, sowie des Rechtsanwaltsberufes eine solche Einsicht und prak-
lische Gewandtheit erwerben, wie sie zur selbständigen Verwaltung des Amtes eines
Richters oder Staatcanwalts, sowie zur selbständigen Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft erforderlich ist.

8. 21.
Die allgemeine Beaufsichtigung und Leitung des Vorbereitungsdienstes steht

der Landesjustizverwaltung zu. Durch dieselbe erfolgt insbesondere die Zuweisung
der Referendare an die Behörden und Rechtsanwälte.

22.
Die besondere Beaufsichtigung und Leiung das Vorbereitungsdienstes liegt den

Vorständen der Gerichte, den Staatsanwälten und den Rechtsanwälten ob, welchen
der Referendar zur Beschäftigung überwiesen ist.

Dieselben haben zugleich mit der Beendigung der Beschäftigung ein Zeugniß
über das dienstliche und außerdienstliche Verhalten, sowie über die Leistungen des
Referendars und diein denselben heworgetretenen Mängel derLandesjustizverwaltung
zu übermitteln. Das Zeugniß ist dem Referendar nicht auszuhändigen.

§S. 23.
Die mit der Leitung des Vorbereitungsdienstes betrauten Personen werden vor

Allem beachten, daß die wissenschaftliche und praktische Ausbildung der Referendare
der ausschließliche Zweck des Vorbereitungsdienstes, demgemäß also eine jede durch
diesen Zweck nicht gerechtfertigte, auf Aushilfe und Erleichterung des Beamten
gerichtete Thätigkeit der Referendare zu vermeiden ist.

Sie werden ferner, soweit die Rücksicht auf die gebotene allgemeine Ausbildung

dies gestattet, die Anlagen, zauii und Wünsche der ihrer Leitung anvertrautenReferendare in Betracht ziehen.
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Die Vorstände der Kollegialgerichte insbesondere werden Sorge tragen, daß
die Referendare regelmäßig an den Sitzungen Theil nehmen, die von ihnen bear-
beiteten Sachen mündlich vortragen, ihre Ausicht in freier Rede entwickeln, auch bei
der Verhandlung anderer, als der von ihnen bearbeiteten Sachen in geeigneter Weise
zur Aeußerung ihrer Ansicht veraunlaßt werden.

8. 24.
Der Referendar hat ein Geschäftsverzeichniß zu führen, in welchem eine Ueber-

sicht seiner Thãtigleit unter Heworhebung der einzelnen bedeutenderen Geschäfte zu
geben ist.

Dasselbe ist allmonatlich der mit der besonderen Leitung des Vorbereitungs-
dienstes betrauten Person zu übergeben und von dieser zum Zeichen genommener
Einsicht mit einem Vermerke zu versehen.

Dritter Titel.

Die zweite Keische Prüfung.
Das Gesuch um Zulassung zur Wucns jurssischen Prüsung ist an die Landes-

justiwerwaltung desjenigen Staats zu richten, für welchen die Prüfung abgelegt

In dem Gesuch ist nachzuweisen, daß der Referendar seiner Militairpflicht
genügt habe oder vom Militairdienste ganz oder theilweise befreit sei.

Dem Gesuche ist das Geschäftsverzeichniß (§. 24) beizusügen.
26.

Die Zeit, während welcher ein Reserendar in Folge von Krankheit, Beurlaubung,
Einziehung zu militairischen Dienstleistungen oder aus anderen Gründen
Vorbereitungsdienste entzogen war, ist auf die vorgeschriebene Dauer des Vor-
bereitungsdienstes in Anrechnung zu bringen, wenn dieselbe während eines Jahres
den Zeitraum von acht Wochen nicht übersteigt. War der Referendar über acht
Wochen dem Vorbereitungsdienste entzogen, so kann eine Anrechnung der über-
schießenden Zeit nur aus besonderen Gründen erfolgen.

27S. 27.

Wenn die Prüfung des Gesuches und der vorliegenden Zeugnisse (§. 22)
ergiebt, daß der Referendar den Vorbereitungsdienst vorschriftsmäßig abgeleistet hat,
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und daß er zur Ablegung der zweiten Prüsung für vorbereitet zu erachten ist,
erfolgt Seitens der Landesjustizuerwaltung die Zulassung zur zweiten Prüfung durch
Ertheilung des Auftrags zur Vornahme derselben an das Oberlandesgericht.

8. 28.
Bei dem Oberlandesgerichte wird eine aus sechs Mitgliedern bestehende

Prüfungscommission gebildet.— Der Präsident des Oberlandesgerichts ernennt die
Mitglieder und aus denselben den Vorsitzenden.

Die einzelnen Prüfungen erfolgen durch den Vorsitzenden und zwei von diesem
bestimmte Mitglieder der Commission.

8. 29.
Die zweite Prüfung ist eine schristliche und mündliche, und soll einen wesentlich

zwc Charakter an sich tragen.
e ist darauf zu richten, ob der Referendar sich eine gründliche Kenntniß desNeichaht, des gemeinen Rechts und des Partikular-Rechts enworben hat, und ob

er für befähigt zu erachten ist, im praktischen Justizdienste als Richter, Staatsanwalt
und Rechtsanwalt eine selbstständige Stellung mit Erfolg einzunehmen.

8. 30.
Die schriftliche Prüsung hat eine rechtswissenschaftliche Arbeit, eine Relation

und die Beantwortung einer Anzahl schriftlicher Fragen zum Gegenstande.

8. 31.
Der Vorsitzende der Prüfungscommission hat dem zur Prüfung zugelassenen

Referendar die Aufgabe zur rechtswissenschaftlichen Arbeit und nach deren Ablieferung
Prozeßakten behufs Anfertigung einer schriftlichen Relation mitzutheilen. Jede der
beiden Arbeiten ist binnen einer Frist von sechs Wochen abzuliefern, welche aus
erheblichen Gründen von dem Vorsitzenden der Prüfungscommission bis zu zwei
Monaten erstreckt werden kann.

Am Schlusse der Arbeiten hat der Reserendar zu bezeugen, daß er dieselben
selbständig angefertigt habe.

8. 32.
Die Relation muß eine vollsläudige Darstellung des Sach- und Rechtsverhält-

nisses, ein begründetes Gutachten und einen Urtheilsentwurf enthalten.
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8. 33.
Die Relation kann aus laufenden oder zurückgelegten Akten erstattet werden.
Dem Vorsitzenden der Prüfungscommission sind auf sein Ersuchen von den

Vorständen der Gerichte zur Prüfung geeignete Prozeßakten mitzutheilen.
348. 34.

Dem Ermessen der Prüfungscommission bleibt vorbehalten, an Stelle der
Relation aus Prozehakten eine schriftliche Relation auf Grund mündlicher Prozeß-
verhandlungen unter Bestimmung einer anderen entsprechenden Frist (§. 31 Abs. 2)
zur Aufgabe zu stellen.

8. 35.
Die Beantwortung der schriftlichen Fragen erfolgt unter Klaufur. Welche

Hilfsmittel bei den Klausurarbeiten zu gestakten sind, bestimmt die Prüfungscommission.
8. 36.

Die Beurtheilung der schriftlichen Arbeiten liegt denjenigen Mitgliedern der
Prüfungscommission ob, vor welchen der Referendar die mündliche Prüfung ablegen soll.

Erachten dieselben die rechtswissenschaftliche Arbeit und die Relation für völlig
mißlungen, so kann der NReferendar auf Bericht der Prüfungscommission von der
Landesjustizverwaltung sofort in den Vorbereitungsdienst zurückverwiesen werden.

8. 37.
Die mündliche Prüfung erfolgt vor drei Mitgliedern der Prüfungscommission

einschließlich des Vorsitzenden derselben.
Mit der Prüfung ist ein freier Vortrag aus Akten zu verbinden, welche dem

Referendar drei Tage vor dem Prüfungstermine zugestellt werden.
Die Prüfung ist nicht öffentlich.

Zu einem Prüfungstermin können mehrere, jedoch nicht über sechs Referendare
vorgeladen werden.

KS. 39.
Die Frage, ob die Prüsung bestanden sei oder nicht, wird durch Stimmen-

mehrheit und zwar nach dem Gesammtergebnisse der schriftlichen und mündlichen
Prüfung entschieden.

In dazu geeigneten Fällen kann der Zensurgrad „sehr gut bestanden“ ertheilt
werden.

Fürstl. Schw.-Rudolsl. Gesetzsammlung XXXXI. 9



46 1880.

8. 40.
Von dem Ausfall der Prüfung hat der Vorsitzende der Prüfungscommission

die Landesjustizverwaltung durch Vorlegung der Prüfungsakten in Kenntniß zu setzen.
Auf Grund der bestandenen Prüfung erfolgt die Ernennung des Referendars

zum Gerichtsassessor.
st die Prüsung nicht bestanden, so wird der Referendar von der Landesjustiz-

verwaltung auf mindestens neun Monate in den Vorbereitungsdienst zurück verwiesen.

s ist eine einmalige Wiederholung der zweiten Prüfung gestattet, derencnigegche. den Ausschluß vom höheren Justizdienste bewirkt.

Für den Fall der zu wiederholenden Prüfung kann beschlossen werden, daß
eine zweite rechtswissenschaftliche Arbeit oder eine zweite Relation oder beide nicht
zu fordern seien, sofern nach dem einstimmigen Urtheile der Mitglieder der Prüfungs=
commission, vor welchen die Prüsung abgelegt worden ist, die eine oder andere oder
beide den Ansorderungen genügen.

. 43.

Für die zweite Prüfung werden an Gebühren je fünfundvierzig Mark erhoben.

 LAXVI. Verordnung
vom 25. Juni 1880,

den Vorbereitungsdienst und die Prüfung der Gerichtsschreiber und
Gerichtsschreibergehülfen betreffend.

Auf Grund des K. 35 des Gesetzes vom 1. März 1879, die Ausführung des
Gerichtsverfassungsgesetzes betr. (G.=S.S.27), und im Anschluß an die Verordnung
vom 20. Juni 1879 über die Dienstverhältnisse der Gerichtsschreiber (G.,S.S.222),
werden in Ansehung des Vorbereikungsdienstes und der Prüfung der Gerichtsschreiber
und Gerichtsschreibergehülfen mit höchster Genehmigung Serenissimi die nachstehen-
Bestimmungen erlassen.
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Crster Abschnitt.

Gerichssschreiber.
Zu dem Vorbereitungsdienste, welcher r Gerichtsschreiberprüfung voran gehen

muß (§. 2 Abs. 1 der Verordnung v. 20. Juni 1879), soll nur zugelassen werden, wer
1) das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat,
2) die für den einjährig sreiwilligen Miliiairdienst erforderliche wissenschaft

liche Befähigung besiht.
. 2.

Ueber die Zulassung zum Vorbereitungsdienste entscheidet das Ministerium als
Anstellungsbehörde. Dem Gesuche um Zulassung sind außer den nach §. 1 erforder-
lichen Nachweisungen eine selbstversaßte und selbstgeschriebene Darstellung des Lebens-
laufo, sowie der Ausweis über die Militairverhältnisse beizufügen.

8. 3.
Der Zeitraum, während dessen der Anwärter im Vorbereitungsdienst für die

Gerichtsschreibergehülfen, oder Gerichksvollzieherprüsung beschäftigt, als Gerichts-
schreibergehülse verwendet oder mit der einstweiligen Wahrnehmung des Gerichts-
schreiber, oder Gerichtsvollzieherdienstes beauftragt war, kann auf den Vorbereitungs=
dienst nach dem Ermessen des Ministeriums ganz oder theilweise angerechnet werden.

Beim Antritt des Vorbereitungsdienstes wird der Anwärker mit dem allgemeinen
Staatsdienereide (Gesetz vom 26. August 1879, G. S. S. 279) verpflichtet.

K§. 5.
Der Vorbereitungedienst soll alle Zweige des Gerichtsschreiberdienstes und des

Büreaudienstes bei der Staatoanwaltschaft, insbesondere auch die Beschäftigung mit
dem Kostenwesen, mit dem Rechnungswesen und den vorkommenden Justizverwaltungs-
sachen umfassen.

Der Anwärter ist nach näherer Bestimmung der Anstellungsbehörde mindestens
ein Jahr bei einem Amtsgericht, sechs Monate bei dem Landgerichte und sechs Monate
bei der Staatsanwaltschaft des Landgerichts zu beschäftigen.

Innerhalb des einjährigen Vorbereitungsdienstes bei dem Amtsgericht ist der
Anwärter drei Monate bei einem Gerichtsvollzieher zu beschäftigen. Inwieweit der
Anwärter während dieser drei Monate gleichzeitig auf der Gerichtsschreiberei zu
beschäftigen ist, bleibt der Bestimmung des ausfsichtführenden Nichters überlassen.
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Die Amtsgerichte, bei welchen der Anwärter zu beschäftigen ist, werden vom

Mien bestimmt.as Ministerinm trifft auch die näheren Bestimmungen über die Beschäftigung
des 88 im Falle einer *ess des Vorbereitungsdienstes (§. 3).

Den Vorständen der Gerichte und * Staatsanwaltschaft liegt die Leitung des
Vorbereitungedienstes ob. Sie haben die Dauer und Reihenfolge der einzelnen Ab-
schnitte des Vorbereitungsdienstes innerhalb des Zeitraums, für welchen der Anwarter
der betr. Behörde überwiesen ist, festzusetzen und die Beamten (Gerichtsschreiber,
Gerichtsvollzieher) zu bestimmen, unter deren besonderer Leitung der Anwärter
beschäftigt werden soll.

S. 7.
Ueber den Erfolg des Vorbereitungsdienstes haben die Vorstände der Gerichte

und der Staatsanwaltschaft, bei welchen der Anwärter beschäftigt wurde, nach
Anhörung des mit der besonderen Leitung des Vorbereilungedienstes beauftragten
Beamten ein Zeugniß auszustellen und dasselbe dem Ministerium vorzulegen. Dieses
entscheidet über die Zulassung zur Prüfung.

Die Zulassung darf nur erfolgen, wenn der Anwärter zur Ablegung der Prüfung
für genügend vorbereitet zu erachten ist.

5. 8.

Die Prüfung wird bei dem Landgerichte zu Rudolstadt abgelegt. (F. 3 der
Verordnung vom 20. Juni 1879)

Die Mitglieder der Prüfungscommission werden von dem Ministerium ernannt.
Die einzelnen Prüfsungen sind von zwei Beamten des höheren Juslizdienstes, denen
als drittes Mitglied ein Rechnungorevisionsbeamter hinzutritt, abzunehmen.

Die geschäftliche Leitung der Prüfungscommission steht dem Präsidenten deo
Landgerichts zu.

F. 9.
Die schriftliche Prüfung geht der mündlichen vorauc.
Der Anmärter hat zunächst in einer Sitzung, in welcher bürgerliche Nechte-

streitigkeiten verhandelt und entschieden werden, sowie in einer Sitzung des Schöffen-
gerichts oder der Strafkammer neben dem Gerichtsschreiber ein zweites Protocoll
(Nebenprotocoll) zu führen, welches mit den Bemerkungen des Vorsitzenden versehen,
von diesem der Prüfungscommission vorzulegen ist. Das Gericht, bei welchem das
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Nebenprotocoll zu führen ist, bestimmt der Präsident, dem die geschäftliche Leitung
der Prüfungs= Commission zusteht.

Dem Anwärter sind außerdem mindestens sechs Aufgaben zur schriftlichen Aus-
arbeilung zu stellen. Dieselben sind dem Gebiete der praktischen Thätigkeit der
Gerichtsschreiber und der Büreaubeamten der Staatoanwaltschaft, insbesondere auch dem
Gebiete der Kostenliquidation und des Rechnungswesens zu eninehmen.

Die Bearbeitung der gestellten Aufgaben erfolgt am Sißze der Prüfungs=
commission unter Aufsicht eines Beamten.

Bei Anwärtern, welche bereits die Gerichtsschreibergehülfenprüfung bestanden
haben, kommt derjenige Theil der Prüfung, welcher sich auf die Besähigung zur
Prototollführung bezieht, in Wegfall.

8. .

DieBcuktheilimqderschriftlichcnArbeiten(§.SI)erfolgtvondenjenigenMiti
gliedern der Commission, vor welchen die mündliche Prfung abgelegt werden soll.

Erachtet die Prüfungscommission die schriftlichen Arbeiten für völlig mißlungen,
so ist die Zulassung zur mündlichen üis nicht zu gestatten.

Die mündliche Prüfung ist gursn. darauf zu richten, ob der Anwärter
sich die für den Gerichtsschreiberdienst und den Büreaudienst bei der Staatsanwalt=
schaft erforderliche Kennmiß des bürgerlichen Rechts, des Strafrechts und des Prozeß-
verfahrens und eine genaue Kenntniß der Kostengesetzgebung, der Vorschriften über
die Obliegenheiten der Gerichtsschreiber, sowie der auf den Dienst der Gerichtsschreiber
und den Büreaudienst bei der Staatsanwalischaft bezüglichen Geschäftcanweisungen
erworben hat.

8. 12.
Die mündliche Prüfung ist nicht öffentlich.
Zu einem Prüfungstermine können mehrere, jedoch nicht mehr als secho Anwärter

zugelassen werden. Die Entscheidung darüber, ob die Prüfung bestanden sei, erfolßt
nach dem Gesammtergebnisse der schriftlichen und mündlichen Prüfung. Wird die
Prüfung als nicht bestanden erachtet, so hat die Commission, sofern der Geprüfte
nicht bereits vorher die Gerichlsschreibergehülfenprüfung bestanden hat, zugleich darüber
zu entscheiden, ob derselbe die für das Beslehen der Gerichtsschreibergehülfenprüfung
erforderlichen Kenntnisse besitzt. (C. 17). Wird die Frage von der Commission
bejaht, so ist das Bestehen der Gerichtsschreibergehülfenprüsung zu konstaliren. Der
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Gang der mündlichen Prüfung im Allgemeinen und das Gesammtergebniß der
Prüfung ist zu den Akten zu vermerken. Dem Ministeriun ist von dem Ausfalle
der Prüfung Anzeige zu machen.

 13.
Wird die Prüsung für bestanden erachtet, so erhält der Anwärter hierüber ein

von der Prüfungsbehörde auszustellendes Zeugniß. Hat der Anwärter die Gerichts-
schreiberprüfung nicht bestanden, so kann er nach Zurücklegung eines weiteren Vor.
bereilungsdienstes zu einer zweiten und letzten Prüfung für das Gerichtsschreiberamt
zugelassen werden. Die Dauer des weiteren Vorbereitungsdienstes, über wesche die
Prüfungscommission sich gutachtlich auszusprechen hat, und die Behörden, bei welchen
der Anwärter zu beschäftigen ist, werden von dem Ministerium bestimmt.

Bweiler Abschnitt.
Gerichtsschreibergehülfe.

14.
Zum Gerichtsschreibergehülfen kum nur ernannt werden, wer

1) das einundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat,
2) die aktive Militairdienstpflicht erfüllt hat, vPder von derselben für die

Friedenszeit endgültig befreit ist,
3) die Gerichtsschreiberprüsung oder die Gerichtsschreibergehülfenprüfung

bestanden hat.
S. 15.

Der Gerichtsschreibergehülfenprüfung muß ein mindestens sechsmonatlicher Vor-
bereitungsdienst vorausgehen. Während dieses Zeitraums ist der Anwärter mindestens
drei Monate bei einem Amtsgericht zu beschäftigen. Der Vorbereitungedienst ist in
der Weise zu leiten, daß der Anwärter Gelegenheit erhält, sich für die den Gegen-
stand der Gerichtsschreibergehülfenprüfung bildenden Zweige des Gerichtsschreiber-
dienstes (S. 17) auszubilden.

Auf den Vorbereitungsdienstl kann der Zeitraum, während dessen der Anwärter
im Vorbereitungsdienst für die Gerichtsschreiberprüfung beschäftigt, oder mit der
einstweiligen Wahrnehmung des Gerichtsschreiberdienstes beauftragt war, oder bei
Staatsbehörden oder bei Rechtsanwälten als Büreaubeamter nach Ausweis günstiger
Zeugnisse gearbeitet hat, durch Entscheidung der Anslellungsbehörde ganz oder theil.
weise angerechnet werden. Im Uebrigen sinden auf den Vorbereitungsdienst die
5§P. 2, 4, 6 und 7 entsprechende Anwendung.
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8. 16.

Die Gerichtsschreibergehülfenprüsung wird bei dem Landgericht zu Rudolstadt
abgelegt. Die Mitglieder der Prüfungecommission werden von dem Minislerium
aus der Zahl der Beamten des höheren Justizdienstes ernannt. Die einzelnen
Prüfungen sind von zwei Mitgliedern der Prüfungscommission abzunehmen.

Die geschästliche Leitung der Prüfungscommission steht dem Präsidenten des
Landgerichts zu.

8. 17.
Die Prüfung ist eine schriftliche und eine mündliche. Sie ist darauf zu richten,

ob der Anwärter für die Aufnahme von Gesuchen zu Protocoll des Gerichtsschreibers,
für die Protocollführung bei den gerichtlichen Verhandlungen und im Uebrigen für
die leichteren Zweige des Gerichtsschreiberdienstes, insbesondere für den Negistratur-
dienst, sowie für die Anfertigung einfacher Kostenliquidationen und einfachere Rechnungs-
arbeiten sich die erforderliche Kenntniß und praktische Gewandtheit erworben hat.

Auf die im §. 5 Abs. 2 der Verordnung vom 20. Juni 1879, betreffend die
Dienstverhältisse der Gerichtoschreiber, bezeichneten Gerichtoschreibergeschäfte hat sich
die Prüfung nicht zu erstrecken.

Als bestanden gilt die Prüfung nur, wenn beide Mitglieder der Prüfungs-
commission darin übereinstimmen.

Im Uebrigen finden auf die Prüfung die §§. 9, 10, 12 und 13 mit den
aus den vorstehenden besonderen Bestimmungen sich ergebenden Maßgaben entsprechende
Auwendung.

Dritter Abschnitt.
Schlußbestimmung.
l

Gerichtsschreibergehülfen, welche drei Jahre lang zur besonderen Zufriedenheit
der Behörde gearbeitet haben, können unter Entbindung von dem im §. 1 unter
Ziffer 2 bezeichneten Erforderniß zur Gerichtsschreiberprüfung zugelassen werden.

Rudolstadt, den 25. Juni 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.
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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

8. Stüch vom Jahre 1880.

 LXVII. Verordnung
vom 9. Juli 1880,

die Nachsendung von Briefen mit Postzustellungsurkunden, sowie die
Behandlung der nach §F. 167 der Civilprozeßordnung zum Zweck der

Zustellung niedergelegter Schriftstücke betreffend.
Im Anschluß an die nachstehend abgedruckten Bestimmungen der Reichs-Post.“

verwaltung vom 27. Decbr. 1879 und 19. April 1880 über die Nachsendung und
Niederlegung von Briefen mit Poslzustellungsurkunden verordnen wir mit Höchster
Genehmigung Serenissimi, was folgt:

I!) Ob auf dem zu 1 der Bestimmungen vom 27. Dechr. 1879 bezeichneten
Wege die Nachsendung eines zum Zwecke der Zustellung der Post zu übergebenden
Briefes zu verlangen sei, ist bei den von Amtswegen zu bewirkenden Zuslellungen
durch die Behörde oder den Beamten, welche die Zustellung angeordnet haben, bei
andern Zustellungen durch die betreibende Partei zu bestimmen.

2) Der Gerichtsschreiber hat eintretenden Falles das guzustellende Schriftstück,
oder wenn er die Post unmittelbar um Bewirkung der Zustellung ersucht, den der.
selben zu übergebenden Brief der erlassenen Bestimmung gemäß mit dem erforderlichen
Vermerke zu versehen.

3) Der Gerichtsschreiber hat in der Aufschrift des der Post zu übergebenden
Briefes das Verlangen der Nachsendung nur auf Grund des erwähnten Vermerks
des Gerichtsschreibers oder auf Anweisung der Partei, in deren Auftrag die Zu-
stellung erfolgen soll, zu vermerken.

4) Die Gerichtsschreibereien der Amtsgerichte haben die bei ihnen nach 8. 167

der Civilprozeßordnung niedergelegten und un dem Cnmpfangeberechtigten nicht ab-Furstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXA2in Rudolstadt am 31. Juli 1880.
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geholten Schriftstücke nach Ablauf von sechs Monaten nach der Niederlegung an
den Gerichtsvollzieher, welcher niedergelegt hat, oder an die Postanstalt, welche
niedergelegt hat, zurückzugeben.

5) Die Gemeindevorstände haben die zum Zweck der Zustellung von einem
Gerichtsvollzieher oder einem Postboten bei ihnen niedergelegten Schriftstücke gleich-
falls sechs Monate vom Tage der Niederlegung ab aufzubewahren, nach Ablauf
dieser Frist aber, Falls sie nicht inzwischen von dem Adressaten abgeholt sind, ge-
legentlich zurückzugeben und zwar

a) wenn die Niederlegung durch einen Postboten erfolgt ist, an die Postanstalt
des Orts oder an einen Postboten bei der dienstlichen Anwesenheit desselben
im Orte,

b) wenn ein Gerichtsvollzieher die Niederlegung bewirkt hat, an die Gerichts-
schreiberei des Amtsgerichts oder an einen im Orte dienstlich anwesenden Diener
des Amtgerichts oder Gerichtsvollzieher.
6) Die Gerichtsvollzieher haben auf Verlangen der Gemeindevorstände und der

Postanstalten die bei denselben durch einen Gerichtsvollzieher niedergelegten Schrift,
stücke, welche nicht mehr aufbewahrt werden sollen, in Empfang zu nehmen und diejenigen
Schriftstücke, welche nicht von ihnen selbst niedergelegt sind, an den Gerichtsvollzieher,
welcher sie niedergelegt hat, oder an die Gerichtsschreiberei des Amtsgerichts abzuliefern.

Die Gerichtsschreiberei übergiebt die ihr abgelieferten Schriftstücke dem Gerichts-
vollzieher, welcher niedergelegt hat.

7) Die Gerichtsvollzieher haben die an sie zurückgelangenden Schriftstücke zu
öffnen und diejenigen Theile derselben, welche nicht blos ihrem Inhalte nach dem
Empfänger mitgetheilt werden sollten, sondern als Urkunden einen selbständigen
Werth haben (z. B. Schuldverschreibungen, Wechsel), ihren Austraggebern zurück-
zugeben.

8) Die Verichtungen eines Gerichtsvollziehers, welcher nicht mehr bei demselben
Amtgerichte im Amte ist, sind von der Gerichtsschreiberei des Amtsgerichts wahr-
zunehmen.

9) Die nach Nr. 7 nicht zurückzugebenden Theile der Schriftstcke unterliegen
der sofortigen Cassation. Gerichtsvollzieher dürfen dieselben zwar an ihren Auftrag-

geber guechials zurückgeben oder vernichten, aber weder verkaufen noch anderweitverwend
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10) Die Gerichtsvollzieher haben die zum Zweck der Zustellung nach §. 167

der (Kivilprozeßordnung niederzulegenden Schriststücke in Briefform zusammenzulegen
und außen mit der Adresse des bestimmten Empfängers, sowie mit ihrem eigenen
Namen zu bezeichnen.

Rudolstadt, den 9. Juli 1880. #

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Berlin, den 27. Decbr. 1879.
Bestimmungen über die Nachsendung und Niederlegung von

Briefen mitPost- Zustellungsurkunden.
I. Briefe mit Zustellungourkunden, welche von Gerichten, Gerichtsvoll-

ziehern oder Gerichtsschreibern zur Post eingeliefert werden, sollen, falls der
Empfänger den Bestimmungsort verlassen hat und die Zustellung an diesem Orte
nicht erfolgen kann, im Allgemeinen nur dann nachgesendet werden, wenn der
neue Aufenthaltsort des Empfängers mit dem ersten Bestimmungsorte der Sendung
in demselben Amtsgerichtsbezirke belegen ist.

Sofern jedoch in der Aufschrift des Briefes vermerkt ist:
„Nachzusenden innerhalb des Landgerichtsbegirks“

oder

„Nachzusenden innerhalb des Deutschen Reichs“,
so ist dem hierdurch ausgesprochenen Verlangen nachzukommen.

Briefe mit Post-Zustellungsurkunden, welche von nicht gerichtlichen Be-
hörden oder von Privatpersonen eingeliefert werden, sind eintretenden Falls
innerhalb des Deutschen Neichs nachzusenden, wenn nicht die Aufschrift des Briefes
eine beschränkende Beslimmung enthält.

Insoweit nach Vorstehendem die Nachsendung von Briesen mit Post-Zustellungs=
urkunden nicht ausführbar ist, sind die Briefe als unbestellbar zu behandeln.

In allen Fällen sind die auf die Nachsendung der Briefe bezüglichen postmäßigen
Vermerke nicht nur in der Aufschrift der Briefe, sondern auch gleichlautend
im Kopf der Zustellungsurkunde niederzuschreiben.

II. Briefe mit Posl-Zustellungsurkunden, welche in Ausführung der Bestim-
mungen im §. 10 der Anweisung über das Versahren, betreffend die postamtliche
Bestellung von Schreiben mit Zustellungsurkunden, bei den Postanstalten nieder-
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gelegt werden, sind sechs Monate vom Tage der Niederlegung ab gerechnet, da-
selbst aufzubewahren. Falls die Briefe innerhalb dieser Frist vom Empfänger nicht
abgeholt werden, sind sie als un bestellbar zu behandeln.

Der General-Postmeister.
Stephan.

Berlin, den 19. April 1880.
Bestimmungen über Niederlegung von Schriftstücken im

Zuslellungsverfahren.
Ueber die Niederlegung von Schriftstücken im Zustellungsverfahren treten

solgende zusähliche Bestimmungen in Kraft.
I. Schriftstücke, welche nicht durch Postboten, sondern durch Ge-

richtsvollzieher oder Beamte der Verwaltungsbehörden bei der
Ortspostanstalt niedergelegt werden, sind von den Postanstalten zur
Aufbewahrung anzunehmen und ebenso zu behandeln, wie solches in der Verfügung
Nr. 196 vom 27. December 1879, Abl. S. 472 unter II, bezüglich der im post-
amtlichen Zuslellungsverfahren niederzulegenden Briefe vorgeschrieben ist.

Wenn der Gerichtsvollzieher, welcher die Schriftstücke niedergelegt hat, nach
Ablauf der Aufbewahrungsfrist nicht mehr bei demselben Amtsgericht im Amie ist,
so sind die Schriftstücke an die Gerichtsschreiberei des Amtsgerichts oder an einen
anderen Gerichtsvollzieher desselben zurückzugeben.

Die Annahme von Schriftstücken zur Aufbewahrung ist an die Voraussetzung
geknüpft, daß dieselben in Briefform zusammengelegt und außen mit der Adresse
v Gunger I l 9 -

EineGebührislfükdicAnnahme.thsfbelvahnmgnndNückgabcder-Schrift-
slisckeindcnEingangsgedachtenFällcnbisaaneitemänichtzuerhebnt.

II. Wenn Briefe im postamtlichen Zustellungsverfahren bei
den Gemeinde oder Polizeivorslehern niedergelegt werden, so sind
letztere berechtigt, die Briefe nach Ablauf von sechs Monaten, vom Tage der
Niederlegung ab gerechnet, an die zuständige Postanstalt oder an die bestellenden Boten
derselben zurückzugeben. Derartige Briefe sind sodann als unbestellbar zu behandeln.

Der Staatssecretär des Reichs-Postamts.
gez. Stephan.
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 XVIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 2. Juli 1880,

die Aenderung und Ergänzung der Signalordnung für die Eisen-
bahnen Deutschlands betreffend.

Die nachstehende Bekanntmachung vom 20. Juni 1880, betrefsend Aenderung
und Ergänzung der Bestimmungen in Abschnitt II der Signalordnung für die
Eisenbahnen Deutschlands vom 4. Jannar 1875 und 12. Juni 1878 — (Ges.S.
1875 S. 95 und 1878 S. 105 und 150) — wird in Gemähheit der Ziffer 2
der allgemeinen Bestimmungen hierdurch noch besonders zur öffentlichen Kenntniß
gebracht.

Rudolstadt, den 2. Juli 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

I—

Bekanntmachung,
betreffend

Aenderung und Ergänzung der Bestimmungen im Abschnitt llb
der Signal-Ordnung für die Eisenbahnen Deutschlands.

Auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichs--Verfassung hat der Bundesrath
nachslehende Aenderung und Ergänzung der Signal-Ordnung für die Eisenbahnen
Deutschlands (Bekanntmachungen vom 4. Jannar 1875 — Central-Blatt für das
Deutsche Reich S. 73 — und vom 12. Juni 1878 — Cenkral-Blatt für das

Deutsche Reich S. 363 ) in Bezug 1 den Abschnitt IIb beschlossen:
In die Bestimmung unter Nr. 15 in stalt der Worte — „In einer Ent-

sernung von 600 bis 1000 m“ — gri — „In angemessener Entsernung —.“

Hinter Nr. 15 wird Folgendes anichaltet.
Wo es für nothwendig erachtet wird, die Ablenkung der Züge vom durchgehenden

Geleise durch Signale am optischen Telegraphen kenntlich zu machen, gelten folgende
Bestimmungen:
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I!) Die Ablenkung in ein abzweigendes Geleis ist stets an demselben Telegraphen=

mast zu signalisiren, an welchem sich das Signal für das Verbleiben im durch
gehenden Geleise befindet.

2) Die Anwendung von Bahnhofs-Ausfahrtssignalen ist gestattet; in der Regel sind
dieselben vor dem zu deckenden Punkte aufzustellen. In Ausnahmefällen können
die Signalzeichen für die Ausfahrt an einem und demselben Telegraphenmaste
mit dem Signalzeichen für die Einfahrt angebracht werden, sofern ihre Erken-
nung dem verantwortlichen Stationsbeamten direct möglich ist, oder durch
Nachahmungssignale möglich gemacht wird.

3) Die Signale sind, in der Richtung des fahrenden Zuges gesehen, folgende:

A. Einfahrt is gesperrt.
Für das durchgehende und das rks Geleis (Ablenkung)

bei Tage: bei Dunkelheit:
Der obere Telegraphen= Die obere Siggnallaterne

recht gestellt sein. Außen rothes Acht und nachImnen (dem Bahnhofe zuge-
kehrt) grünes Lcht. (Die
andere Signallateme zeigt kein
Licht.)

arm muß nach rechte wage- kelemwapßenmase zeigt nach

B. Einfahrt isl frei.
a. Für das durchgehende Geleis (Hauptgeleis)

bei Dunkelheit:
Die obere Signallaterne

am Telegraphenmaste zeigt nach
Außen grünes Licht und nach
Innen (dem Bahnhofe zuge-
kehrt) weißes Licht. (Die an-
dere Signallaterne zeigt kein
Licht.)

bei Tage
- Der obere Telegraphen-

amm muß schräg rechts nach
oben gerichtet sein # unter ei.
nem Winkel von etwa1590).
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b. Für das abzweigende Geleis (Ablenkung)

bei Dunkelheit:
Beide Signallaternen am

Telegraphenmaste zeigen nach
Außen grünes Licht und nach
Innen (dem ibas: zugekehrt) weißes

Beide Telegraphenarme müs-
sen schräg rechts nach oben

erichtet sein (unter einem
inkel von etwa 450).

2

 LT

C. Ausfahrt ist gesperrt.
Für das durchgehende und das abzweigende Geleis (Ablenkung)

bei Tage: bei Dunkelheit:
!X Der obere Telegraphenarm Die obere Signallaterne

muß nach rechts wagerecht ge- 1 am Telegraphenmaste zeigt nach
stellt sein. Innen (dem Bahnhofe zuge-

kehrt) rothes Licht und nach
Außen (der freien Bahnstrecke
zugekehrt) weißesLicht. (Die
andere Signallaterne zeigt kein
Licht.)

W.—

D. Ausfahrt ifl frei.

a. Für das durchgehende Geleis (Hauptgeleis)
bei Tage: bei Dunkelheit:Der obere Wlanupbenarn 6 Die obere Signallaterne

muß schräg rechts nach oben ge- am Telegraphenmasle zeigt nach
richtet sein (unter einem Winkel Innen (dem Bahnhofe zuge-
von etwa 450). kehrt) weißes Licht und nach

Außen ist dieselbe geblendet.
(Die andere Signallaterne zeigt
kein Licht.)

i

i
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b. Für das abzweigende Geleis (Ablenkung)
bei Tage: bei Dunkelheit:

Beide Lutgnierame "% Beide Signallaternen
müssen schräg rechts nach 4 am Telegraphenmaste zeigen
oben gerichtet sein (unter #“ ach, Innen (dem BahnhofeeinemWinkel v. etwa 450). zugekehrt) weißesLicht und

D. nach Außen sind dieselben ge-
blendet.

4—

Die. Herstellung hiervon abweichender Signale am Telegraphenmast für die
Einfahrt oder die Ausfahrt ist nur mit Genehmigung der zuständigen Landesbehörde
unter Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-Amtes im Einzelfalle zulässig.

III.
Die Bestimmungen unter 1 und II treten mit dem I. October 1880 in Kraft.
Insofern auf einzelnen Bahnen die Einführung der durch vorstehende Bestim-

mungen angeordneten Signalvorrichtungen ohne besondere Schwierigkeiten bis zum
vorgedachten Termin nicht zu bewirken ist, können für deren Ausführung von der
betreffenden Landesregierung mit Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-Amtes ange-
messene Fristen bewilligt werden.

Die von den Aussichtsbehörden oder Eisenbahn-Verwaltungen erlassenen Aus-
führungsbeslimmungen sind dem Reichs-Eisenbahnamt mitzutheilen.

Berlin, den 20. Juni 1880.

Der Reichskanzler.
von Bismarck.
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Gesetztammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

9. Stüch vom Jahre 1880.

 XIX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 12. August 1880,

die Anwendung der Bestimmungen des Bundesbeschlusses vom
26. Jannar 1854 wegen gegenseitiger Auslieferung von Verbrechern
auf das Verhältniß zwischen Elsaß-Lothringen und der österreichisch-

ungarischen Monarchie betreffend.
Im Anschluß an die Ministerial-Bekanntmachung vom 10. Februar 1854,

den Bundesbeschluß vom 26. Januar 1854 wegen gegenseitiger Auslieserung von
Verbrechern auf dem Deutschen Bundesgebiete bekrefsend (Ges.S.1854 S. 15),
wird hierdurch zur öffentlichen Kenniniß gebracht, daß in Gemähheit constatirter
beiderseitiger Uebereinstimmung die Bestimmungen des angeführten Bundesbeschlusseo
auf das Verhältniß zwischen Elsaß-Lothringen und derösterreichisch ungarischen
Monarchie gleichfalls Anwendung finden.

Rudolstadt, den 12. August 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXNlI.usgegeben in Rudolstadt am 10. Schienic 1880.
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 NXX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 14. August 1880,

die Höhe der den Sporteleinnehmern der Verwaltungs= und Justiz-
behörden verwilligten Collecturgebühren betreffend.

Auf Grund des §. 21 des Ausführungsgesetzes zum Gerichtskostengesetze, sowie
zu den Gebührenordnungen für Gerichtspollzieher, für Zeugen und Sachverständige,
vom 8. August 1879 (Ges. Samml. S. 263) ist den Sporteleinnehmern der Land-
rathsämter und Amtsgerichte von den wirklich erhobenen Sporteln und Strafgeldern
eine Colleckurgebühr von einem Prozent, und zwar den Sporteleinnehmern der
Justizbehörden vom 1. Ockober 1879 ab, den Sporteleinnehmern der Verwaltungs-
behörden vom 1. Januar 1880 ab verwilligt worden.

Rudolstadt, den 14. August 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

 DNXXI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 23. August 1880,

die Telegraphen-Ordnung für das Deutsche Reich
vom 13. August 1880 betreffend.

Die nachstehende Telegraphen-Ordnung vom 13. August 1880 wird andurch
zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 23. August 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.
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Telegraphen-Ordnung
für das Deutsche Reich

vom 13. August 1880.

Auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung wird nachstehende Telegraphen=
ordnung erlassen.

Benutzung des Telegraphen.

I. Die Benutzung der für den öffentlichen Barkehr bestimmten Telegraphen steht
Jedermam zu. Die Verwaltung hat jedoch das Recht, ihre Linien und Telegraphen=
anstalten zeitweise ganz oder zum Theil für alle oder für gewisse Gattungen von
Korrespondenz zu schließen.

II. Der Absender eines Privattelegramms ist verpflichtet, auf desfallsiges
Verlangen sich über seine Persönlichkeit auszuweisen. Es steht demselben seiner
Seits frei, in sein Telegramm die Beglaubigung seiner Unterschrift aufzunehmen.

III. Privattelegramme, deren Inhalt gegen die Gesehze verstößt oder aus Rück-
sichten des öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit für unzulässig erachtet wird,
werden zurückgewiesen. Die Entscheidung über die Zulässigkeit des Inhalts steht
dem Vorsteher der Aufgabeanstalt, bz. der Zwischen- oder Ankunftsanstalt oder dessen
Verkreter, in Fweiter Instanz der dieser Anstalt vorgesetzten Ober-Postdirection und
in letzter Instanz dem Reichs--Postamte zu, gegen dessen Entscheidung eine Berufung
nicht stallfindet. Bei Staatstelegrammen sleht den Telegraphenanstalten eine Prüs
fung der Zulässigkeit des Inhalts nicht zu.

2
Bewahrung des Telegraphengeheimnisses.

Die Telegraphenverwaltung wird Sorge tragen, daß die Mittheilung von
Telegrammen an Unbefugte verhindert, und daß das Telegraphengeheimniß auf das
Strengste gewahrt werde.

8. 3.
Dienststunden der Telegraphenanstalten.

Die Telegraphenanstalten zerfallen rücksichtlich der Zeit, während welcher sie
für den Verkehr mit dem Publikum offen zu halten sind, in vier Klassen, nämlich:

10
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u) Anstalten mit ununterbrochenem Dienst (Tag und Nacht),
b) Anstalten mit verlängertem Tagesdienst (bis Mitternacht),
„DC) Anstalten mit vollem Tagesdienst (bis 9 Uhr Abends),
4) Anstalten mit beschränktem Tagesdienst.

Die Dienststunden der Anstalten unter b und c beginnen in der Zeit vom
1. April bis Ende September um 7 Uhr Morgens, in der Zeit vom 1. October
bis Ende März um 8 Uhr Morgens. Die Dienststunden der Anstalten unter d
werden, den örklichen Bedürfnissen entsprechend, für jeden Ort besonders festgestellt.

. 4.

Orte, nach welchen Telegramme gerichtet werden können.

I. Telegramme können nach allen Orten aufgegeben werden, nach welchen die
vorhandenen Telegraphenverbindungen auf dem ganzen Wege oder auf einem Theile
desselben die Gelegenheit zur Beförderung darbieten. Ist am Bestimmungsorte
eine Telegraphenanstalt nicht vorhanden, so erfolgt die Weiterbeförderung von der
äußersten bz. der seitens des Aufgebers bezeichneten Telegraphenanstalt entweder
durch die Post, oder durch Eilboten, oder durch Post und Eilboten, oder durch
Estafette. Der Aufgeber eines Telegramms kann verlangen, daß dasselbe bis zu
einer von ihm bezeichneten Telegraphenanstalt telegraphisch und von dort bis zum
Bestimmungsorte durch die Post befördert werde. Ist keine Bestimmung über die
Art der Weiterbeförderung getroffen, dann wählt die Ankunfts-Telegraphenanstalt
die zweckmäßigste Art derselben nach ihrem besten Ermessen. Das Gleiche findet
statt, wenn die vom Aufgeber angegebene Art der Weiterbeförderung sich als unaus.
führbar erweist.

II. Die Aufgabe der Telegramme mit der Bezeichnung „amtslagerd"“,
„postlagernd“ oder „bahnhoflagernd“ ist zulässig.

8. 5.
Eintheilung der Telegramme.

I. Die Telegramme zerfallen rücksichtlich ihrer Behandlung in folgende
Gattungen:

Staatstelegramme,
Telegraphen-Diensttelegramme,
u) dringende
) gewöhrnliche

S—
Privattelegramme.
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Bei der Beförderung genießen die Staatstelegramme, welche als solche bezeichnet
und durch Siegel oder Stempel beglaubigt sein müssen, vor den übrigen Telegram-
men, die Telegraphen-Diensttelegramme vor den Privattelegrammen und die dringenden
Privattelegramme vor den gewöhnlichen Privattelegrammen den Vorzug.

II. In Bezug auf die Abfassung der Telegramme sind zu unterscheiden:
1. Telegramme in offener Sprache,
2. Telegramme in verabredeter Sprache,
3. Telegramme in chiffrirter Sprache.

III. Die Telegramme in offener Sprache müssen in deutscher Sprache oder
in einer derjenigen Sprachen, welche durch die Telegraphenverwaltung als sonst noch
zugelassen bekannt gemacht werden, der Art abgefaßt sein, daß der Inhalt einen
verständlichen Simm hat. Für Telegramme, welche streckenweise, oder ausschliehlich
durch Telegraphen der innerhalb des Deutschen Reiches gelegenen Eisenbahnen zu
befördern sind, ist jedoch die Fassung in deutscher Sprache Bedingung, soweit nicht
für einzelne Bahnen und Stationen der Gebrauch fremder Sprachen ausdrücklich
nachgegeben wird.

IV. Telegramme in verabredeter Sprache werden aus Wörtern zusammen-
gesetzt, welche, obwohl jedes für sich eine sprachliche Bedeutung hat, keine für die
betreffenden Dienststellen verständlichen Säße bilden. Diese Wörter werden aus
Wörterbüchern eninommen, welche für die Korrespondenz in verabredeter Sprache
zugelassen worden sind. Jedes Telegramm darf nur aus Wörtern bestehen, welche
einer und derselben Sprache (vergl. unter III) angehören. Eigennamen dürfen bei
der Ausstellung der Wörterbücher nicht verwendet werden. Dieselben werden bei
der Abfassung der Telegramme in verabredeter Sprache nur mit ihrer Bedeutung in
offener Sprache zugelassen. Die Aufgabeanstalt kann die Vorlegung des Wörter-
buches fordern, um die Ausführung der vorstehenden Vorschriften einer Prüsung zu
unterziehen.

Als Telegramme in chiffrirter Sprache werden angesehen:
u) diejenigen Telegramme, deren TTextaus Z
5) diejenigenTelegramme, welche entweder Reihen voer Gruppen von iffern

oder Buchstaben, deren Bedeutung der Aufgabeanstalt nicht bekannt ist,
oder Wörter, Namen oder Zusammensügungen von Buchstaben enthalten,
welche die für die offene oder verabredete Sprache geforderten Bedingungen
nicht erfüllen.
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VI. Der Text der chiffrirten Telegramme kann enkweder ganz chiffrirt,
oder zum Theil chiffrirt und zum Theil offen sein. Der chiffrirte Text muß entweder
ausschließlich aus Buchstaben des Alphabets, oder ausschließlich aus arabischen Ziffern
bestehen und von dem vorhergehenden bz. nachfolgenden Text in offener Sprache
durch Klammern getrennt sein.

Allgemeine Erfordernisse der zu befördernden Telegramme.
I. Die urschrift jedes zu besördernden Telegramms muß in solchen deutschen

oder lateinischen Buchstaben bz. in solchen Zeichen, welche sich durch den Telegraphen
wiedergeben lassen, deutlich und verständlich geschrieben sein. Einschaltungen, Nand-
zusäße, Streichungen vder Ueberschreibungen müssen vom Aufgeber des Telegramms
oder von seinem Beaustragten bescheinigt werden. Die Aufschrift muß dem Texte
voranstehen. Die Unterschrift kann in abgekürzter Form geschrieben oder auch ganz
weggelassen werden. Wenn sie mit befördert werden soll, muß sie unter den Text
gesetzt werden.

II. Die Aufschrist muß alle Angaben enthalten, welche nöthig sind, um die
Uebermittelung des Telegramms an dessen Bestimmung zu sichern, auch der Art sein.
dah die Bestellung an den Empfänger ohne Nachforschungen oder Rückfragen er-
folgen kann. Sie muß für die großen Städte die Angabe der Straße und der
Hausnummer, oder in Ermangelung dessen die Angabe der Berufsart des Em-
pfängers oder andere ähnliche Bezeichnungen enthalten. Selbst für kleinere Orte ist
es wünschenswerth, daß dem Namen des Empfängers eine solche ergänzende Be-
zeichnung beigefügt wird, um im Falle einer Verstümmelung des Eigennamens der
Bestimmungsanstalt für die Ermittelung des Empfängers einen Anhalt zu gewähren.

III. Bei Telegrammen nach kleinen Orten, besonders wenn deren mehrere
gleichen Namens vorhanden sind, ist die genaue Bezeichnung der geograyhischen
Lage erforderlich.

IV. Die Anwendung einer abgekürzten Ausschrift ist zulässig, wenn dieselbe
vorher seitens des Empfängers mit der Telegraphenanstalt seines Wohnortes ver-
einbart worden ist. Demjenigen Korrespondenten, welcher eine mit der Telegraphen=
anstalt vereinbarte abgekürzte Aufschrift hinterlegt hat, ist gestattet, diese Aufschrift
in den für ihn bestimmten Telegrammen an Stelle des vollen Namens und bz.
der Wohnungsangabe anwenden zu lassen. Der Name der Bestimmungs-Telegraphen-
anstalt muß außerdem angegeben werden.
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V. Für die Hinterlegung, bz. Amvendung einer abgekürzten Ausschrift bei

einer Telegraphenanstalt ist eine Gebühr von 30 Mark für das Kalenderjahr im
Voraus zu entrichten. Diese Vergünstigung erlischt, falls die Verabredung nicht
verlängert wird, mit dem Ablauf des 31. December des Jahres, für welches die
Gebühr entrichtet worden ist.

VI. Die etwaigen Angaben bezüglich der Zustellung an den Empfänger, der
bezahlten Antworten, der Empfangsanzeigen, der Vergleichung, der Dringlichkeit,
der Nachsendung, der Weiterbeförderung, der eiwa gewünschten eigenhändigen
(nur an den Empfänger selbst zu bewirkenden) oder offenen (unverschlossenen)
Bestellung des Telegramms, ferner des bezahlten Eilboten 2c. müssen zwischen
Klammern unmittelbar vor der Aufschrift, die etwaige Beglaubigung (vergl, §. 1 Il)
muß hinter der Unterschrift stehen. Bei diesen Angaben können folgende Abkürzungen
gebraucht werden:

(b.) für „dringendes Telegramm",
(R. P.) für „Antwort bezahlt“,
(I. C.) für „verglichenes Telegramm“,
(C. R.) für „Empfangsanzeige",
(F. S.) für „nachzusenden“,
(P. PF.) für „Post bezahlt“,
(X. P.) für „Eilboten bezahlt“,
(R. O.) für „offen zu bestellendes Telegramm“.

VII. Telegramme, deren Aufschrift den in vorstehenden Punkten vorgesehenen
Ansorderungen nicht entspricht, sollen zwar dennoch zur Beförderung angenommen
werden; die Folgen ungenauer bz. unvollständiger Angaben sind jedoch vom Ab-
sender zu tragen. Derselbe kann eine nachträgliche Vervollständigung des Fehleuden
nur gegen Aufgabe und Bezahlung eines neuen Telegramms beauspruchen.

 -
Aufgabe von Telegrammen.

I. Die Aufgabe von Telegrammen kann bei jeder für den Telegraphenverkehr
eröffneten Telegraphenanstalt (allenfalls brieflich) erfolgen.

II. Telegramme können auch bei den Bahnposten auf Eisenbahnen, und zwar
in der Regel mittels der an den Bahnpostwagen befindlichen Briefeinwürfe, zur
Beförderung an die nächste Telegraphenanstalt eingeliefert, sowie den Telegraphen=
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boten und den Landbriefträgern bei der Bestellung von Telegrammen oder Post-
sendungen zur Besorgung der Aufgabe übergeben werden. ·

.n An größeren Verkehrsorten können sämmtliche Postanstalten, auch wenn
mit diesen eine Telegraphenbetriebsstelle nicht verbunden ist, zur Annahme von
Telegrammen ermächtigt, auch kann die Benutzung der Briefkasten zur Auflieferung

von egrannen bahatttr werden.. i der Mitnahme der Telegramme durch die Telegraphenboten und die
— kommt eine Zuschlagsgebühr von 10 Pfennig für jedes Telegramm

zur Erhebung.

wWerda iann.
Bei Ermittelung der Wortzahl eines Telegramms gelten die folgenden

Regeln:
a) Alles, was der Aufgeber in die Urschrift seines Telegrammes zum Zwecke

der Beförderung niederschreibt, mit Ausnahme der unter i aufgeführten
Unterscheidungszeichen, wird bei Berechnung der Gebühren gezählt.

b) Der Name der Abgongsanstalt, der Tag des Monaks, die Stunde und
Minute der Aufgabe werden von Amtswegen in die dem Empfänger zu-
zustellende Ausfertigung eingeschrieben. Nimmt der Aufgeber diese Angaben
ganz oder theilweise in den Text seines Telegramms auf, dann werden
sie bei der Wortzählung mitgerechnet.

) Die größte Länge eines Wortes ist auf 15 Schriftzeichen nach dem (durch
die Ausführungsübereinkunft zu dem jeweilig gültigen internationalen
Telegraphe#wertrage eingeführten) Morstalphabet festgesetzt. Bei Worten
mit mehr als 15 Buchstaben wird der Ueberschuß, immer bis zu 15
Buchstaben, für ein weiteres Wort gezählt.

4) Die durch einen Bindestrich verbundenen Ausdrücke zählen für so viele
Wörter, als zu ihrer Bildung dienen.

) Die durch einen Apostroph getrennten Wörter werden für eben so viel
einzelne Wörter gezählt.

4) Dem Sprachgebrauch zunenusen Zisaunmenzie hungen oder Verände-rungen von Wörtern sind nicht zulä
Es werden jedoch die Gigenhanen. von Städten und Personen, die

Namen von Ortschaften, Straßen, Plätzen, Boulevards u. s. w., die Titel,
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Vornamen, Redetheilchen und Eigenschaftsbezeichnungen, ebenso wie die
ganz in Buchstaben geschriebenen Zahlen nach der Anzahl der zum Aus-
druck derselben vom Aufgeber gebrauchten Worte gezählt.

8) Die in Ziffern geschriebenen Zahlen werden für so viel Wörter gezählt,
als sie je fünf Ziffern enthalten, nebst einem Worte mehr für den
etwaigen Ueberschuß. Dieselbe Regel findet Anwendung auf die Zählung
der Buchstaben in Buchstabengruppen.

) Einzeln stehende Schriftzeichen, Buchstaben oder Ziffern werden für je
ein Wort gezählt; dasselbe gilt für das Unterstreichungszeichen.

iy) Die Interpunktionszeichen, Bindestriche, Apostrophe, Anführunggzeichen,
Klammern und Zeichen für den Absatz werden nicht gezählt. Jedoch
werden die zur Bildung der Zahlen benutzten Punkte und Kommata,
sowie die Bruchstriche für je eine Ziffer gezählt.

k) Die Buchstaben, welche den Ziffern angehängt werden, um letztere als
Ordnungszahlen zu bezeichnen, werden je für eine Ziffer gerechnet.

) In den Telegrammen, welche verabredete oder chiffrirte Sprache enthalten,
werden die offenen Worte, sowie die Worte in zulässiger verabredeter
Sprache den vorslehenden Bestimmungen unter c bis f entsprechend ge-
zählt. Die Ziffern= oder Buchstabengruppen, sowie die Wörter, Namen
oder Zusammenfügungen von Buchstaben, welche in offener oder verab,
redeter Sprache nicht zugelassen sind, werden den vorstehend unter 8 bis
b enthaltenen Bestimmungen gemäß gezählt.

m) Die im telegraphischen Verkehr zugelassenen, der Ausschrift voranzustellen-
den kurzen Zeichen (vergl. § 6 VI) werden für je ein Wort gezählt.

5. 9.
Gebühren für gewöhnliche Telegramme.

I. Für das gewöhnliche Telegramm auf alle Entfernungen wird erhoben:
eine Grundtaxe von 20 Pfennig (ohne Rücksicht auf die Wortzahl) und
eine Worttaxe von 5 Pfennig für jedes Wort.

II. Für gewöhnliche Stadttelegramme, welche in solchen Städten zugelassen
werden, innerhalb deren Weichbild mehrere unter sich durch Telegraphenleikungen
verbundene Telegraphenanstalten dem Verkehr geöffnet sind, wird erhoben:

die oben angegebene Grundtaxe von 20 Pfennig und eine Worttaxe von
2 Pfennig für jedes Wort.

Furstl. Schw.-Rudolst. Gesetzzammlung XXXXlI. 11



70 1880.
Für jedes bei einer Eisenbahn,Telegraphenstation aufgegebene Telegramm

kann von den Eisenbahnverwaltungen ein Zuschlag von 20 Pfennig vom Aufgeber
erhoben werden. Außerdem sind die Eisenbahn-Telegraphenstationen berechtigt, für
jedes von ihnen bestellte Telegramm vom Empfänger ein Bestellgeld von 20 Pfennig
zu erheben. Beides zusammen darf aber für die ausschließlich mit dem Bahntele-
graphen beförderten Telegramme nicht erhoben werden. Für diese Telegramme ist
vielmehr nur die Erhebung der Bestellgebühr von 20 Pfennig gesiattet.

IV. Die für den telegraphischen Verkehr mit dem Auslande maßgebenden Tarife
können bei den Telegraphenanstalten eingesehen werden.

V. Ein bei Berechnung der Gebühren sich ergebender durch 5 nicht theilbarer
Pfennigbetrag ist bis zu einem solchen aufwärts abzurunden.

Dringende Telegram
Der Aufgeber eines Privattelegramms kannden Vorrang bei der Beförderung

vor den übrigen gewöhnlichen Privattelegrammen erlangen, wenn er das Wort
„dringend“ oder abgekürzt die Bezeichnung „(D.)“ vor die Aufschrift setzt und die
dreifache Gebühr eines gewöhnlichen Telegramms von gleicher Länge erlegt. Für
dringende Telegramme beträgt demnach die Grundtaxe 60 Pfennig, die Worttaxe
15 Pfeunig, bz, bei Stadttelegrammen 6 Pfennig für das Wort (vergl. §5. 51
und 9). Der im §. 9 unter Il angegebene Zuschlag für die bei einer Eisenbahn-
station aufgegebenen Telegramme kommt dagegen nm einsach — wie für gewöhn-
liche Telegramme —zur Erhebung.

S. 11.
ezahlte Antwort.

I. Der Aufgeber kann die Antwort, welche er von dem Empfänger verlangt,
vorausbezahlen.

II. Für das vorauszubezahlende Antwortstelegramm wird die Gebühr eines
gewöhnlichen Telegramms von 10 Worten berechnet. Soll eine andere Wortzahl
für die Antwort vorausbezahlt werden, so ist diese im Text des Ursprungstelegramms
anzugeben.

XI. Am Bestimmungsorte übersendet die Ankunftsanstalt dem Empfänger mit
der Telegrammausfertigung ein Antwortsformular, welches demselben die Befugniß
ertheilt, in den Grenzen der vorausbezahlten Gebühr ein Telegramm an eine belie-
bige Bestimmung innerhalb 6 Wochen unentgeltlich aufzugeben.
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IV. Der für die Antwort gezahlte Betrag wird, wenn der Empfänger von

dem Antwortsformular keinen Gebrauch gemacht hat, auf Verlangen an den Auf-
geber zurückgezahlt. Zu diesem Zweck muß der Empfänger vor Ablauf der unter
III. festgesetzten Frist den bezüglichen Antrag unter Beifügung des Antwortsformu-
lars bei der Anstalt anbringen, welche ihm dasselbe ausgehändigt hatte. Es wird
sodann wie in Gebührenerstattungs-Angelegenheiten (vergl. § 20) verfahren.

V. Kann das Ursprungstelegramm bei der Ankunft nicht bestellt werden, dann
wird die im F. 23 vorgesehene telegraphische Meldung über die Unbestellbarkeit an
die Aufgabeanstalt sogleich erstattet. Wenn keine Berichtigung erfolgt, benachrichtigt
die Ankunftsanstalt den Aufgeber unmittelbar von der Unbestellbarkeit durch eine
dienstliche Meldung, welche die Stelle der Antwort verlritt, sobald die zur Auffin-
dung des Empfängers unternommenen Nachforschungen sich als fruchtlos erwiesen
haben, spätestens nach 8 Tagen. Verweigert der Empfänger ausdrücklich die An-
nahme des für die Antwort bestimmten Formulars, so giebt die Ankunftsanstalt dem
Aufgeber ebenfalls Kenntniß durch eine dienstliche Meldung, welche gleichfalls die
Stelle der Antwort vertritt.

8. 12.
Verglichene Telegramme.

I. Der Aufgeber eines jeden Telegramms hat die Befugniß, die Vergleichung
desselben zu verlangen. In diesem Falle ist das Telegramm von den verschiedenen
Anstalten, welche bei seiner Beförderung mitwirken, vollständig zu vergleichen.

II. Die Gebühr für die Vergleichung eines Telegramms ist gleich der Hälfte
der Gebühr für ein gewöhnliches Telegramm von gleicher Länge.

S. 13.
Empfangsanzeigen.

I. Der Aufgeber eines jeden Telegramms kann verlangen, daß ihm die Zeit,
zu welcher das Telegramm dem Empfänger zugestellt worden ist, unmittelbar nach
erfolgter Bestellung telegraphisch angezeigt werde.

II. Für die Empfangsanzeige ist dieselbe Gebühr, wie für ein gewöhnliches
Telegramm von 10 Worten zu entrichten.

II. Kann das Telegramm bei der Ankunft nicht bestellt werden, dann wird
die im §. 23 vorgesehene Unbestellbarkeitsmeldung sogleich erlassen. Die telegrahhische
Meldung über die Empfangsanzeige wird spater abgesandt, entweder nach erfolgter

*:=
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Bestellung des Telegramms, wenn sie möglich geworden ist, oder nach 24 Stunden,
wenn sie nicht hat stattfinden können.

IV. Der Aufgeber kann verlangen, daß ihm die Empfangsanzeige nach einem
anderen Orte, als nach dem Aufgabeorte des Ursprungstelegramms übermittelt werde,
insosern er die dazu erforderlichen Angaben in das Ursprungstelegramm aufnimmt.

8. 14.
Telegraphische Postanwelsungen.

I. Die Telegraphenanstalten an solchen Orten, an denen eine Postanstalt be-
steht, sind ermächtigt, in Vertretung der Orts-Postanstalt Beträge auf Postanweisungen,
welche auf telegraphischem Wege überwiesen werden sollen, von den Absendern ent-
gegenzunehmen. Auf Eisenbahn-Telegraphenstationen findet diese Bestimmung keine
Anwendung.

II. Auch sind die Telegraphenanstalten, mit Ausnahme der Eisenbahn-Tele-
graphenstationen ermächtigt, wenn bei ihnen Postanweisungen auf telegraphischem
Wege eingehen, die Auszahlung an den Empfänger in Vertretung der Orts-Post-
anstalt vor geschehener Bestellung der telegraphischen Postanweisung an die Orts-
Postanstalt zu bewirken:

u) im Falle nach Inhalt des Telegramms der Absender den Wunsch aus-
gesprochen hat, daß die Auszahlung durch die Telegraphenanstalt
geschehe, was durch den Zusatz auf der Poslanweisung: „amtslagernd“
auszudrücken ist;

h) im Falle der Geldempfänger, indem er die telegraphische Postanweisung
erwartet, der Telegraphenanstalt den Wunsch ausgedrückt hat, die Zah-
lung gleich nach der Ankunft der Anweisung bei der Telegraphenanstalt
in Empfang zu nehmen.

In beiden Fällen muß der Auszahlung des Betrages der vollständige Ausweis des
Empfängers, falls derselbe nicht persönlich und als verfügungsfähig bekannt ist, vorher-
gehen. Die telegraphische Postanweisung ist alsdann von der Telegraphenanstalt
mit dem (vorzuschreibenden) Quittungsvermerk zu versehen, dieser vom Empfänger
zu unterschreiben und die Unterschrift durch die Telegraphenanstalt mit dem Zusatze
zu beglaubigen, daß der Empfänger bekannt sei, bz. daß und in welcher Weise er
den Ausweis geführt habe.
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15.

chse mdung von Telegrammen
I. Der Ausgeber eing Dllegrans kann der Musschrist den Zusatz „nachzu-

senden“ oder (P. S.) beifügen (vergl. §. 6 VI.). in welchem Falle die Bestimmungs-
anstalt dasselbe sofort nach der vergeblich versuchten Zustellung, gemäß der ange-
gebenen Ausschrift, weiter an den neuen, ihr in der Wohnung des Empfängers mit-
getheilten Bestimmungsort befördert.

. Der Zusatz „nachzusenden“ kann auch von mehreren hintereinander stehenden
Bestimmungsangaben begleitet sein; das Telegramm wird dann nach einander an
jeden der angegebenen Bestimmungsorte, nöthigenfalls bis zum lezten, befördert.

III. Für die Nachsendung eines Telegramms auf telegraphischem Wege von
dem ursprünglichen an einen neuen Bestimmungsort wird die volle tarifmäßige Ge-
bühr berechnet und vom Empfänger erhoben (vergl. § 21 IV. und V.).

. 16.

Verrieifaltigu . von Telegrammen
I. Die Telegramme können gerichtet werden an mehrere Empfänger in einem

Orte oder an einen und denselben Empfänger nach verschiedenen Wohnungen des-
selben Orles, mit oder ohne Weiterbeförderung durch die Post bz. durch Eilboten.

I. Soll ein Telegramm von der Ankunftsanstalt behufs Bestellung, wie unter
I. angegeben, vewielfältigt werden, so wird dasselbe bei der Taxirung nur als ein
einziges Telegramm angesehen, wobei alle Ausschriften in die Wortzahl eingerechnet
werden; für die zweite und jede weitere Ausfertigung wird bei Telegrammen bis
zu 100 Worten, einschließlich aller Aufschristen, eine Gebühr von je 40 Pfennig
und bei längeren Telegrammen für jede Reihe von 100 Worten oder einen Theil
derselben mehr eine Gebühr von je 40 Pfennig erhoben.

. 17.—nu—nn
I. Die Weiterbeförderung von Telegrammen über die Telegraphenlinien hinaus

erfolgt nach Wunsch des Absenders entweder durch die Post oder durch Eilboten,
oder durch Post und Eilboten, oder durch Estafette.

II. Der Aufgeber hat die Art der von ihm verlangten Detetsoderung ineinem taxpflichtigen Zusatz vor der Aufschrift anzugeben (vergl. §.6
Telegramme, welche mit der Post weiterbefördert, oder 17 nieder=

gelegt werden sollen, werden von der Ankunftsanstalt ohne Kosten für den Ausgeber



74 1880.

und für den Empfänger zur Post gegeben, und zwar die gegen Empfangsbeschei-
nigung zu bestellenden Telegramme als eingeschriebene Briefe, dagegen die übrigen
Telegramme als gewöhuliche Briefe (vergl. . 21). Ausgenommen sind folgende
Fälle:

1. für Telegramme, welche von der inländischen Bestimmungsanstalt mit der
Post nach außereuropäischen Ländern weiterbefördert werden sollen, hat
der Aufgeber die Postgebühr zu entrichten;

 Telegramme, welche nach der Angabe des Aufgebers, und ohne daß eine
Unterbrechung der regelmäßigen telegraphischen Verbindung stattfindet,
einer an einer Grenze gelegenen Telegraphenanstalt zur Weiterbesörderung.
mit der Post nach dem Nachbargebiete oder über dasselbe hinaus nach
einem Orte innerhalb Europas übermittelt werden sollen, werden als
unfrankirte Briefe behandelt; das Porto fällt dem Empfänger zur Last.

IV. Die Kosten für eine andere Weiterbeförderung als durch die Post, in-
gleichen die bei der Weiterbeförderung durch die Post entstehenden Kosten für die
Eilbestellung sowohl im Orte, als nach dem Landbestellbezirk der Postanstalten werden
in der Regel vom Empfänger erhoben. Es kann jedoch auch der Aufgeber die
Kosten für die Zustellung von Telegrammen au Empfänger außer halb des Orts-
bestellbezirks der Bestimmungs-Telegraphenanstalt mittels besonderer Boten durch
Entrichtung einer festen Gebühr von 80 Pfennig für jedes Telegramm voraus-
bezahlen. Die Kosten für Weiterbeförderung durch Estafette sind stets vom Auf-
geber zu entrichten.

 Für die Weiterbesörderung eines Telegramms über den Ortsbestellbezirk
einer Telegraphenanstalt hinaus sind bei Benutzung von Eilboten, wenn die Bezah-
lung seitens des Empfängers erfolgt, sowie bei der Weiterbeförderung durch Estafette
die wirklich erwachsenden Auslagen vom Empfänger bz. Aufgeber einzuziehen.

#

S. 18.
Entrlchtung der Gebühren.

I. Sämmtliche bekannte Gebühren sind bei Aufgabe des Telegramms im
Voraus zu entiichten.

II. Es werden jedoch vom Empfänger am Bestimmungsorke erhoben:
) die Ergänzungsgebühr für nachzusendende Telegramme (vergl. §. 15);
5) eintretenden Falls die Weiterbeförderungsgebühren (vergl. S. 17);
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) die Gebühren für die durch die See-Telegraphenanstalten vom Meere her

beförderten Telegramme (vergl. §. 19).
In allen Fällen, wo eine Gebührenerhebung bei der Bestellung stattzufinden hat,
wird das Telegramm dem Empfänger nur gegen Erstattung des schuldigen Betrages
ausgehändigt.

II. Die Entrichtung der Gebühren kann bei den Telegraphenanstalten mittels
Freimarken oder baar bei den Eisenbahn-Telegraphenstalionen nur baar —er-
solgen. Eine Bescheinigung über die erhobenen Gebühren wird nur auf Verlangen
und gegen Entrichtung eines Zuschlags von 20 Pfennig ertheilt. Bei gebühren-
freien Staatstelegrammen ist auf Verlangen eine Bescheinigung über die Auflieferung
unentgeltlich zu ertheilen.

IV. Personen, welche sich des Telegraphen häusiger bedienen, kann auf ihren
Antrag gestattet werden, die Gebühren für die von ihnen bei Telegraphenanstalten
aufgegebenen Telegramme monatlich zu entrichten. Sie haben alsdann an die be-
treffende Verkehrsanstalt, bei welcher sie ihre Telegramme aufgeben wollen, einen
entsprechenden Vorschuß einzuzahlen, und als besondere Vergütung für die durch die
Buchung der Gebühren entslehende Mühwallung eine Gebühr von 50 Pfennig für
den Kalendermonat und auherdem für jedes Telegramm, dessen Gebühren gestundet
werden, 2 Pfennig zu entrichten. Auf Eisenbahn-Telegraphenstationen findet diese
Bestimmung keine Anwendung.

Seetelegramme.
I. Telegramme, welche mit den Schiffen in See mittels der an der Küste ge.

legenen Seetelegraphen gewechselt werden, müssen entweder in deutscher Sprache,
oder in Zeichen des allgemeinen Handelscodex abgefaßt sein.

II. Wenn sie für in See befindliche Schiffe bestimmt sind, muß die Ausschrift
außer den gewöhnlichen Angaben den Namen, die amtliche Nummer und die
Nationalität des Bestimmungsschiffes enthalten.

III. Ist das Schiff, für welches ein Seetelegramm bestimmt ist, innerhalb 28
Tagen nicht angekommen, so giebt die See, Telegraphenanstalt dem Ausgeber hiervon
am Morgen des 29. Tages durch eine dienstliche Meldung Kenntniß. Der Auf-
geber kann gegen Bezahlung eines Landtelegramms von 10 Worten verlangen, daß
die See-Telegraphenanstalt sein Telegramm während eines weiteren Zeitraums von
30 Tagen für die Zustellung bereit halte. Geht ein solches Verlangen nicht ein,



76 1880.
so wird das Telegramm von der See-Telegraphenanstalt am 30. Tage als unbe-
stellbar zurückgelegt.

IV. Die Gebühr für Telegramme, welche durch Vermittelung einer See-
Telegraphenstalt mit Schiffen in See ausgewechselt werden, beträgt 5 Psennig für
jedes Wort. Dieselbe wird den nach den sonstigen Bestimmungen zu erhebenden
Gebühren hinzugerechnet. Die Gesammtgebühr für die an die Schiffe in See ge-
richteten Telegramme wird vom Aufgeber und für die von den Schiffen kommenden
Telegramme vom Empfänger erhoben.

20.
Zurückziehung und Unterdriückung von Telegrammen.

I. Vor begonnener Abtelegraphirung kann jedes Telegramm vom Absender
zurückgefordert werden. Die Gebühren werden in solchem Falle nach Abzug von
20 Pfennig erstattet. Hat die Abtelegraphirung bereits begonnen, so verbleiben die
Gebühren der Telegraphenverwallung; vorausbezahlte Beträge für Weiterbeförderung,
bezahlte Antwort, Empfangsanzeigen 2c. werden jedoch dem Aufgeber zurückgezahlt,
wenn die vorausbezahlte Leistung nicht ausgeführt worden ist.

II. Das Verlangen, daß ein bereits abgegangenes Telegramm nicht bestellt
werde, muß mittels besonderen Telegramms des Aufgebers an die Bestimmungsan-
stalt gerichtet werden; für dieses Telegramm sind die tarifmäßigen Gebühren zu
zahlen. Von dem Erfolge wird dem Aufgeber brieflich Kenntniß gegeben. Verlangt
der Aufgeber telegraphische Auskunft, so hat er die Antwortsgebühren vorauszube-
zahlen. Die erlegten Gebühren für das Telegramm, dessen Bestellung auf Verlangen
unterdrückt wird, werden nicht zurückgezahlt. Bei jedem derartigen Verlangen hat
der Antragsteller das Ansuchen schriftlich zu stellen und sich als Absender oder dessen
Beauftragter auszuweisen.

S. 21.
Behandlung der ucure S. bei der Bestimmungsanstalt.

I. Die Telegramme werden bei der Ausnahme bz. gleich nach der Ankunft
bei der Bestimmungsanstalt, wenn die offene Bestellung nicht ausdrücklich verlangt
ist, verschlossen und erforderlichen Falls mit Empfangsscheinen versehen.

II. Empfangsscheine werden nur ausgestellt für
Staatstelegramme

und
Telegramme mit bezahlter Empfangsanzeige.
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III. Die ankommenden Telegramme werden, wenn sie nach dem Orte selbst

gerichtet sind, so schleunig als möglich bestellt, wenn sie nach anderen zu dem Be-
stellbereich der Bestimmungsanstalt gehörigen Orten bestimmt sind, der Post bz. den
Eilboten zur Weiterbeförderung mit möglichster Beschleunigung zugeführt.

. Jedermann kann, erforderlichen Falls nach gehörigem Ausweis (auch
brieflich), verlangen, daß die bei einer Telegraphenanstalt ankommenden und in
deren Bestellbezirk ihm zuzustellenden Telegramme an eine von ihm angegebene Adresse
bestellt bz. weiter befördert werden (vergl. §. 15).

V. Wenn der Empfänger seinen Aufenthaltsort verändert hat, so werden dem-
selben die für ihn eingehenden Telegramme an den neuen Aufenthaltsort nachtele-
Grophirt, auch ohne daß dies ausdrücklich verlangt worden ist. sofern dieser neue
Aufenthaltsort des Empfängers unzweifelhast bekaunt ist, und sich daselbst eine Reichs-
Telegraphenanstalt befindet (vergl. §. 15).

Bestellung der Telegramme bei der Bestimmungsanstalt.

I. Die Bestimmungsanstalt sendet die eingegangenen Telegramme ohne Aufent-
halt nach der Wohnung des Empfängers, bz. nach dem in der Aufschrift bezeichneten
Ort, oder nach der Post.

II. Staats., sowie Dienst= und dringende Privattelegramme werden mit Vor-
rang vor anderen Telegrammen bestellt.

IIU. Zur Vollziehung des Empfangsscheines über ein an eine Behörde oder
deren Vorstand gerichtetes Staatstelegramm kann, wenn nicht eine besondere schrift-
liche Verfügung darüber getroffen ist, nur der Vorstand der betreffenden Behörde,
oder, in dessen Abwesenheit, sein Stellvertreter als berechtigt angesehen werden.

IV. Privattelegramme, sowie dienstliche Telegramme, welche nicht an eine Be-
hörde oder deren Vorstand gerichtet sind, können in der Wohnung des Empfängers
an diesen selbst, an ein erwachsenes Mitglied seiner Familic, an einen Geschäfts-
gehülsen, einen Dienstboten, den Gast= oder Hauswirth oder den Portier des Gast-
hofes bz. des Hauses abgegeben werden, insofern der Empfänger für derartige Fälle
nicht einen besonderen Bevollmächtigten der Anstalt schriftlich namhaft gemacht, oder
der Aufgeber die eigenhändige Bestellung in der Ausschrift des Telegramms nicht
verlangt hat.

V. Sofern Privatbriefkasten oder Einwürfe sich an der Thür #2c. der Woh-

nung des Empfängers befinden, können die Telegramme, für welche Eusingeichene
Furstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXNlI.
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nicht ausgestellt sind, in jene Briefkasten rc. gesteckt werden. Telegramme, welche
den Vermerk „eigenhändig“ tragen, sind jedoch stets an den Empfänger selbst zu be-
stellen; Telegramme, welche die Bezeichnung „bahnhoflagernd“ tragen, werden an den
Bahnhofsvorsteher oder dessen Stellvertreter abgegeben. -

VI. Die an Reisende nach einem Gasthof gerichteten Telegramme werden,
wenn der Empfänger noch nicht eingetrofsen ist, an den Wirth 2c. des Gasthofes
mit dem Ersuchen abgegeben, das Telegramm vorläufig in Verwahrung zu nehmen,
bz. dasselbe dem Empfänger bei seinem Eintreffen auszuhändigen. Am Tage nach
der erfolgten Uebergabe eines solchen Telegramms wird dasselbe, wenn die Uebergabe
an den Empfänger inzwischen nicht hat bewirkt werden können, durch einen Boten
gegen Hinterlassung eines Benachrichtigungszettels wieder abgeholt und zur Verkehrs-
anstalt zurückgebracht. Diese erläßt nunmehr die Unbestellbarkeitsmeldung an die
Aufgabeanstalt; im Uebrigen wird das Telegramm wie alle übrigen unbestellbaren
Telegramme behandelt.

Ist weder der Empfänger noch sonst Jemand aufzufinden, der das Tele-
Fgramm annimmt, so hat der Bote, wenn es sich um ein Telegramm handelt, für
welches ein Empfangsschein ausgefertigt ist, oder wenn sich für die Bestellung eines
Telegramms ohne Empfangsschein ein Privatbriefkasten oder ein anderer Weg der
Bestellung nicht darbietet, einen Benachrichtigungszettel in der Wohnung 2c. des
Empfängers zurückzulassen bz. an die Eingangsthür anzuheften, das Telegramm
selbst aber zur Anstalt zurückzubringen. Mit den Telegrammen, welche mit einem
Vermerk wegen der eigenhändigen Bestellung versehen sind, ist in gleicher Weise zu
verfahren, wenn der bezeichnete Empfänger selbst nicht angetroffen wird.

VIII. Wenn der Bote bei der Bestellung von Telegrammen mit Empfangsscheinen
den Empfänger nicht selbst antrifft und das Telegramm einem Anderen aushändigt,
hat der Letztere in dem Empfangsschein seiner eigenen Unterschrift das Wort „für“
und den Namen des Empfängers beizusügen.

IX. Dem Boten ist die Annahme von Geschenken untersagt.
2

Unbestellbare Telegramme.
J. Von der Unbestellbarkeit eines Telegramms und den Gründen der Unbe-

stellbarkeit wird der Aufgabeanstalt telegraphisch Meldung gemacht. Liegt für die
Unbestellbarkeit eines Telegramms ein Grund vor, welcher nicht ohne Weiteres aus
dienstlicher Veranlassung beseitigt werden kann und muß, und ist der Absender des
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unbestellbaren Telegramnis aus der Unterschrift oder auf andere Weise mit gengender
Sicherheit bekannt, dann wird die Unbestellbarkeitsmeldung diesem gegen Bezahlung
einer Gebühr von 30 Pfennig übermittelt. Der Aufgeber kann die Aufschrift des
unbestellbar gemeldeten Telegramms nur durch ein bezahltes Telegramm vewollstän-
digen, berichtigen oder bestätigen.

II. Ein Telegramm, welches von dem abtragenden Boten als unbestellbar zur
Anstalt zurückgebracht wird, ist bei der letzteren aufzubewahren. Hat sich innerhalb
sechs Wochen der Empfänger zur Empfangnahme des Telegramms nicht gemeldet,
so wird solches vernichtct. In gleicher Weise wird mit Telegrammen verfahren,
welche die Bezeichnung „amts-“, „post-“ oder „bahnhoflagernd“ tragen.

8. 24.
Gewährlelstung.

I. Die Telegraphenverwaltung leistet für die richtige Ueberkunft der Tele-
gramme oder deren Ueberkunft und Zustellung innerhalb bestimmter Frist keinerlei
Gewähr und hat Nachtheile, welche durch Verlust, Verstümmelung oder Verspätung
der Telegramme entstehen, nicht zu vertreten.

Die entrichtete Gebühr wird jedoch erstattet:
u) für ein Telegramm, welches durch Schuld des Telegraphenbetriebes gar

nicht oder mit bedeutender Verzögerung in die Hände des Empfängers
gelangt iist;

5) für ein verglichenes Telegramm, welches in Folge Verstümmelung erweis-
lich seinen Zweck nicht hat erfüllen können.

Die Beschwerden oder Aucksordermam sind bei der Ausgabeanstalt einzureichen. Als
Beweisstück ist beizufügeneine Fefuie Erklärung der Bestimmungsanstalt oder des Empfängers,

wenn das Telegramm nicht angekommen ist,
die dem Empfänger zugestellte Ausfertigung, wenn es sich um Verstüm-

melung oder Verzögerung handelt.
ul. Bei Rückforderungen wegen Verstümmelungen muß nachgewiesen werden,

daß und durch welche Fehler das Telegramm derart verstümmelt ist, daß es seinen
Zweck nicht hat erfüllen können.

IV. Jeder Anspruch auf Erstattung der Gebühr muß bei Verlust des An-
rechtes innerhalb zweier Monate, vom Tage der Erhebung an gerechnet, anhängig
gemacht werden.

127
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V. Die Erstattung bezieht sich lediglich auf die Gebühr einschließlich der
Nebengebühren der Telegramme selbst, welche verzögert, verstümmelt, oder nicht an-
gekommen sind, und auf die Gebühren der im §. 25 vorgesehenen Telegramme, nicht
aber auf die Gebühren solcher Telegramme, welche etwa durch die Verzögerung,
Verstümmelung oder Nichtankunft jener Telegramme veranlaßt oder nutzlos gemacht

worden sind.
8. 26.

Berichtigungstelegramme.
I. Alle Telegramme, welche behufs Berichtigung oder Ergänzung eines be-

förderten oder in der Beförderung begriffenen Telegramms zwischen dem Aufgeber
und dem Empfänger, oder von einem der beiden mit einer Telegraphenanstalt ge-
wechselt werden, sind Privattelegramme, für welche der Aufgeber die dafür entfallen-
den Gebühren zu entrichten hat. Die Gebühren werden erstattet, wenn die be-
treffende Mittheilung durch einen der Umstände begründet ist, welche nach den Be-
stimmungen des §. 24 Anloß zur Rückzahlung der Gebühr geben. Hawelt es sich
hierbei um Berichtigung von dienstlichen Versehen in nicht verglichenen Telegrammen,
dann werden nur die Gebühren desjenigen Telegramms erstattet, durch welches die
Berichtigung des Ursprungstelegramms bewirkt worden war. -

DieTelegraphenanstalt, welche ein berichtigendes oder ergänzendes Tele-umn der unter I. angegebenen Art empfängt, giebt demselben Folge und ant-
worket, wenn die Antwort bezahlt ist, innerhalb der hierdurch gegebenen Grenze.

III. Die vorstehend behandelten Berichtigungstelegramme dürfen von den Tele-
graphenanstalten nur dann angenommen werden, wenn der Aufgeber derselben sich
als Aufgeber oder Empfänger des betreffenden Ursprungstelegramms oder als Be-
vollmächtigter eines derselben ausgewiesen hat.

Nachzahlung und n-k von Gebühre
I. Gebühren, wwec)he für beförderte Telegramme zu weng erhoben sind, oder

deren Einziehung vom Empfänger nicht erfolgen konnte, — sei es, daß derselbe die
Bezahlung verweigert hatte,sei es, daß er nicht aufgefunden worden war, — hat
der Absender auf Verlangen suchpizuhlen Irrthümlich zu viel erhobene Gebühren
werden dem Aufgeber zurückgezahlt.

II. Der Betrag der vom Aufgeber zu viel verwendeten Werthzeichen wird
jedoch nur auf seinen Antrag erstattet.
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TelegradmabichrifI. Der Aufgeber und der Empfänger, s#ller sie sich als solche gehörig aus-
weisen, sind berechtigt, sich beglaubigte Abschriften der von ihnen aufgegebenen, bz.
der an sie gerichteten Telegramme ausfertigen zu lassen, wenn sie Ort und Tag der
Aufgabe genau angeben können, und die Urschriften noch vorhanden sind. Diese
Urschriften werden in der Regel 6 Monate lang aufbewahrt.

II. Für jede Abschrift eines unter Angabe der Aufgabezeit und des Aufgabe-
ortes genau bezeichneten Telegramms sind bei Telegrammen bis zu 100 Worten 40
Pfennig, bei längeren Telegrammen 40 Pfennig mehr für jede Reihe von 100
Worten oder einen Theil derselben zu entrichten. Bei ungenau bezeichneten Tele-
hrammen sind außer der Schreibgebühr die durch die Aufsuchung des Telegramms
entstehenden Kosten zu gahlen.

* 28.

Ddes Fhitanngen für W#eerpeebeatln und Fibtaenag sowie
für Fernsprechanlagenin größeren Städten und deren Umgebung werden vom Reichs-
Postamte festgesetzt.

8. 20.
Geltungsbereich.

I. Die vorstehenden Bestimmungen gelten, soweit nicht Abweichungen aus-
drücklich vorgeschrieben sind, auch für die Telegramme, welche unter Benutzung von
Eisenbahntelegraphen befördert werden.

II. In Bezug auf den telegraphischen Verkehr mit dem Auslande kommen die
Bestimmungen der bezüglichen Telegraphenverträge zur Anwendung.

 30.
Zeitpunkt der Einfah

Gegenwärtige Tulegruplänochung tritt am 1. Vrober 1880 in Krast.
Berlin, den 13. August 1880.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Fürst von Hohenlohe.
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M XXII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 26. August 1880,

einen Nachtrag zu dem Staatsvertrage vom 1. Februar 1877, wegen
Uebernahme der Zinsgarantie für eine Anleihe der Saalbahn-

Gesellschaft betreffend.
Nachstehend wird der zwischen den Regierungen von Schwarzburg-Rudolstadt,

Sachsen-Weimar, Sachsen= Meiningen und Sachsen-Altenburg unterm 3. Juni 1880
vereinbarte Nachtrag zu dem Staatsvertrage vom 1. Februar 1877, die Uebernahme
der Zinsgarantie für eine Anleihe der Saalbahn-Gesellschaft betreffend (Ges. Samul.
S. 88), nach allseitig erfolgter Ratifikation bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 26. August 1880.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
von Bertrab.

Nachtrag
zu dem Staatsvertrag über Garantie-Leistung für die Verzinsung
einer Prioritäts-Anleihe der Saal- Eisenbahn-Gesellschaft, abge-

schlossen Erfurt am l. Februar 1877.

Nachdem die Direction der Saal. Eisenbahn. Gesellschaft unter Zustimmung ihres
Ausfsichtsrathes, sowie unter Vorbehalt der Genehmigung der Generalversammlung
beschlossen hat, die auf Grund des Staatsvertrags vom 1. Februar 1877 von der
Saal.Eisenbahn-Gesellschaft aufgenommene vier und ein halb procentige Prioritäts-
Anleihe von 3,500,000 Mark in ihrem nach planmähiger Tilgung am 1. Juli 1880
noch bestehenden Betrag von

3,.396,500 Mark
behufs der Umwandlung in ein vierprocentiges Anlehn zu kündigen und durch eine
neue Prioritäts= Anleihe in dem letzterwöhnten Betrage mit nur 4procentiger Ver-
zinsung zu ersetzen, so haben behufs einer hierüber zu trefsenden Vereinbarung zu
Bevollmächtigten ernannt:
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Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachsen,
Allerhöchstihren Geheimen Finanzrath Thon und
Allerhöchstihren Geheimen Regierungsrath Genast,

Seine Hoheit der Herzog von Sachsen Meiningen
Höchstihren Staatsrath Heim,

Seine Hoheit der Herzog von Sachsen Altenburg
Höchstihren Geheimen Regierungsrath Laurentius,

Seine Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg-Rudolstadt
Höchstihren Geheimen Regierungsrath Hauthal,

welche unter Vorbehalt der Natification, folgenden Nachtrag zu dem Staatsvertrag
vom 1. Februar 1877 abgeschlossen haben.

C. 1.
Die Staatsregierungen von

Sachsen-Weimar,
Sachsen-Meiningen
Sachsen-Altenburg und
Schwarzburg-Rudolstadt

genehmigen die Umwandlung der in dem Vertrage vom 1. Februar 1877 erwähnten 47 pro-

centigen Priorikätsanleihein eine vierprocentige und leisten furvollständigeundrechtzeitige
Zahlungder Zinsen fürdie an die Stellejener tretend ität

Drei Millionen DreihundertSechs und Neunzig Tausend Fünfhundert Mars,
durch welche die Seitens der Saal-Eisenbahn Gesellschaft auf dem Grunde des
Staatsvertrages vom 1. Februar 1877 emittirte vier und einhalb procentige
PrioritätsAnleihe im Gesammtbetrage von drei und einer halben Million Mark
getilgt werden soll, Garantie in der Weise, daß — Falls der Reinertrag der Bahn
zur Verzinsung der Obligationen nicht ausreichen sollte, von den genaunten Regierungen
der Kasse der Saal= Eisenbahn-Gesellschaft, auf Nachweis des Bedürfnisses, der er-
sorderliche Zuschuß zu den in Art. 3 des Staatsvertrages vom 1. Februar 1877
bezeichneten Antheilen geleistet wird.

Die Garantie für die Zinsen der neuen 4 3 Obligationen tritt in Wirksamkeit,
sobald die Verzinsung der zeitherigen 413Obligationen aufhört.

Die sämmtlichen Schuldverschreibungen der vier ein halb procentigen Anleihe
sind, nachdem die ausgegebenen Stücke im Wege des Räückkaufs, der Kündigung.
oder des Umtausches eingezogen sein werden, zu vernichten.
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Die Bedingungen der Begebung der neuen Anleihe unterliegen der Genehmi-
gung der vertragschließenden Regierungen.

Für die Ausloosung und Tilgung bleibt der Tilgungsplan vom 14. Sept. 1877
unverändert in Kraft.

8. 2.
Im Uebrigen bleiben die Bestimmungen in Artt. 2 ff. des Staatsvertrages

vom 1. Februar 1877 in Kraft und finden dieselben auch auf die neue Anleihe
Anwendung.

§. 3.
Alle Bestimmungen des gegenwärtigen Nachtrags,Vertrages sind durch statuten

mäßigen Beschluß der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft als sie verpflichtend anzuerkennen.
4

Gegenwärtiger Nachtrags= Vertrag soll zur landesherrlichen Natisication vor-
gelegt und die Auswechselung der Urkunden sobald als möglich bewirkt werden.

Zu Urkund dessen ist gegenwärtiger
Nachtrags= Vertrag

in viersachen Exemplaren aus #efertigt und von den ernannten Kommissarien voll-
zogen worden.

Jena, am 3. Juni 1880.

(Lez.) Hauthal. (Pez.) Thon. (gez.) Heim. (gen) Laurentius.
(L. S.) (L. S.) (I. S.) (L. S.)

(gez.) Genast.
(I. 8.)

Fürstl. Schw.-Audolst. Gesebsammlung XXXXl. 13
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Gesetsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

10. Stück vom Jahre 1880.

K XXIII. Verordnung,
die Einberufung des Landtags des Fürstenthums zu einer außer-

ordentlichen Versammlung betreffend, vom 11. September 1880.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen hiermit, daß der Landtag des Fürstentbums zu einer außerordentlichen

Versammlung
zum 27. September d. J.

in Unsere Residenz Rudolstadt einberufen werde und beauftragen Unser Ministerium
mit der Ausführung dieser Verordnung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den II. Septbr. 1880.

(L. S.) Georg,
Fürst zu Schwarzburg.

v. Bertrab.

Fursll. Schw.-Rudoll. Gesetzsammlung XXXXlI.
Ausgegeben in Rudolstadt am 14. Seplember 1880.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

11. Stüch vom Jahre 1880.

&amp; XXIV. Ministerial-I.Vetauntmachung
vom 16. September 1880,

die Verleihung der Rechte einer juristischen Person an die Debra-
haus-Stiftung zur Rettung verwahrloster Kinder in Rudolstadt

betreffeud.
Seine Durchlaucht der regierende Fürst haben der in Rudolstadt bestehenden

Debrahaus-Stistung zur Rettung verwahrloster Kinder die Rechte einer jurislischen
Person verliehen.

Rudolstadt, den 16. Septbr. 1880.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
von Bertrab.

Furstl. Schw.-Audolsl. Gesejammlung XXNNIAusgegeben in 9udolstadt am 6. .ra#n 1830.
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&amp; XXV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 16. September 1880,

das Statut der Pensionskasse für die Wittwen und Waisen der
evangelisch-lutherischen Geistlichen der Fürstlichen Oberherrschaft

betreffend.
Seine Durchlaucht der regierende Fürst haben Sich in Gnaden bewogen

gefunden, der Pensionskasse für die Wittwen und Waisen der evangelisch-lutherischen
Geistlichen der Fürstlichen Oberherrschaft auf dem Grunde des unter dem heutigen
Tage landesherrlich genehmigten und bestätigten Statuts, welches im Nachstehenden
abgedruckt ist, die Rechte einer juristischen Person zu verleihen.

Rudolstadt, den 16. Septbr. 1880.

Fürsstlich Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Statut
der Pensionskasse für die Wittwen und Waisen der evangelisch-
lutherischen Geistlichen in der Oberherrschaft des Fürstenthums

Schwarzburg-Rudolstadt.
Die Mitglieder der für die Wittwen und Waisen der evangelisch-lutherischen

Geistlichen in der Oberherrschaft des Fürsteuthums Schwarzburg-Rudolstadt bestehenden
Wittwen= und Waisenkasse haben eine Umgestaltung der durch landesherrliches Dekret
vom 6. März 1669 bestätigten Statuten vom 22. Novbr. 1668 nebst deren Nachträgen
beschlossen und für die künftige Organisation der Kasse das nachstehende neue Statut
aufgestellt.

S. 1
Zweck und Umfang der Anstalt.

Die Anstalt hat als „Pensionskasse für die Wittwen und Waisen der evangelisch-
lutherischen Geistlichen in der Oberherrschaft des Fürstenthums Schwarzburg-
Rudolstadt" den Zweck, den Hinterbliebenen der gedachten Geistlichen nach Maß-
gabe der näheren Bestimmungen des gegenwärtigen Statuts einmalige und ständige
Unterstützungen zu gewähren.
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Alle Rechte und Pflichten des auf dem Grunde des Staluts vom½2
errichteten Wittwen= und Waisensiscus (liscus clericalis), sowie das gesammte
Vermögen des letzteren gehen auf die neu organisirte Anstalt über.

Mitgliedschaft.
Mitglied der Anstalt ist jeder in der Oberherrschaft des Fürstenthums

Schwarzburg=Rudolstadt angestellte Geistliche der evangelisch lutherischen Landes-
kirche. Die Verpflichtung zum Beitritt beginnt mit dem Zeitpunkte der Uebernahme
eines ständigen geistlichen Amtes.

Alle Theilnehmer des bioherigen Wittwen, und Waisenfiscus, auch wenn die-
selben zur Zeit ein geistliches Amt nicht mehr bekleiden, sind Mitglieder der neu
organisirten Anstalt.

§S. 3.
Endigung der Miegliedschaft.

Die Mitgliedschaft ichtu) durch den T
5b) durch *n des geistlichen Amtes, und Verseng in die Unter-

herschaft,
e) durch Dienstentlassung.

Für den Wiedereintritt eines ausgeschiedenen Mitgliedes gelten die nämlichen
Bestimmungen wie für die Aufnahme neuer Mitglieder.

*)
Beiträge.

Bei der Aufnahme, in die Anstalt ist ein Eintrittsgeld von 36 Mark, und in
jedem Versetzungsfalle ein Beitrag von 9 Mark zu zahlen.

Außer diesen einmaligen Leistungen hat jedes Mitglied einen Jahresbeitrag.
von einem Procent seines mit der geistlichen Stelle verbundenen Diensteinkommens
einschließlich der aus Landesmitteln gewährten ständigen Besoldungs--Zuschüsse zur
Casse zu entrichten.

Die Zahlung der Jahresbeiträge erfolgt in halbjährigen Raten zu Ostern und
zu Michaelis.

Die Verpflichtung zur Entrichtung der Jahresbeiträge endigt abgesehen vom
Tode mit dem Eintritt der Emeritirung.

15“
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8. 5.

Eine Erstattung der gezahlken Beilräge beim Wegfall der Mitgliedschaft (§. 3)
sindet nicht statt; jedoch werden im Fall der Versetzung in die Unterherrschaft auf
das nach 8. 4 gezahlte Beitrittsgeld dreißig Mark zurückgewährt.

Pensionen und elnmalige Untersthtzung.
Die Wittwe eines activen oder emeritirten Geistlichen (S. 1) sowie dessen

eheleiblichen noch unversorgten Kinder bis zum vollendeten 21. Lebensjahre erhalten
aus der Casse:

a) beim Tode des Chemanns bz. Vaters ein einmaliges Begräbnißgeld
von 30 Mark,

9) sie einmalige Unterstützung von 120 Mark, zahlbar am Schlusse
##s8Jahres, in dessen Laufe der Chemann bz. Vater gestorben ist,

eine sortlaufende regelmäßige Jahrespension, deren Höhe je nach dem
Stande der Kasse jedesmal für einen Zeitraum von 5 Jahren fest.
gesetzt wird. Die Zahlung dieser Pension erfolgt am Jahresschlusse. Der
Anspruch auf dieselbe beginnt mit dem auf den Sterbetag folgenden Monat.

7
Bezugsberechtigte.

Ist nach dem Ableben des Geistlichen blos eine pensiousberechtigte Wiktwe
vorhanden, so fällt dieser die ganze einmalige und ständige Pension zu.

Ebenso wird der pensionsberechtigten Wittwe die ganze Pension gewährt, wenn
sie mit ihren leiblichen Kindern concurrirt, für deren Ernährung und Erziehung sie
zu sorgen verpflichtet ist.

S. 8.
Sind nur pensionsberechtigte Kinder vorhanden, sei es, daß eine Witiwe neben

ihnen zum Genusse der Pension nicht gekommen ist, oder diese wieder versoren hat,
so theilen die Kinder ganz gleich nach Kopftheilen.

Wegfall ##Penslonen.
Die Pension hört auf

1) wenn die Wittwe oder ein verwaistes Kind wegen eines Verbrechens
verurtheilt wird, wegen dessen nach den Vestimmungen des Strasgesetz
buchs auf den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann,

—..146 1 « "«--.-«-«.. 4». .
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2) wenn die Wittwe oder ein verwaistes Kind slirbt,
3) wenn die Wittwe sich wieder verheirathet,
4) wenn ein verwaistes Kind das 21. Wbensjahr erreicht, oder
5) schon vorher eine Versorgung erhält.

In allen Fällen, wo bei einer Pension Mehrere conturriren, findet zwischen
diesen ein Anwachsungerecht stalt, so daß jeder Pensionsantheil, welcher nach den
obigen bei einem concurrirenden Pensionsberechtigten aufhört, dem anderen noch
pensionsberechtigt Bleibenden zuwächst, wenn gleich zuletzt die ganze Pension nur
noch an eine Person zu zahlen ist.

 .

Die Wittwen= und Waisenpension tritt nicht ein
1) wenn der verstorbene Geistliche, ohne die Erlaubniß der Dienstbehörde

dazu eingeholt oder dieselbe nachträglich erhalten zu haben, sich ver-
heirathet hatte,

2) wenn er sich auf dem Sterbebette oder erst dann verheirathet hat,
nachdem er bereits emeritirt war oder das 65. Lebensjahr zurückgelegt
hat. Auchhat

3) eine Ehefrau, welche beim Ableben des Geistlichen von diesem ge-
schieden war, keinen Anspruch auf die Pension.

Endlich geht
4) eine Wittwe, welche sich einerVerfehlung gegen das 6. Gebot schuldig

macht, des Pensionsanspruchs verlustig.
Geneurrinn in den Fällen 3 und4eheleibliche Kinder des Verslorbenen, so

treten diese in den Bezug der Pension sowie der einmaligen Unterstützung
(5. Ga und b) ein.

8. 12.
Elnnahmen der Anstalt.

Außer den Beiträgen der Mitglieder (8. 4) und den Erträgnissen des Ver-
moögensstockes fließen der Anstalt zu:

1) die Beiträge der Kirchen- Aerarien. Dieselben bestehen in einem
Minimalbetrage von 1 bis 15 Mark für jede Kirchengemeinde nach
Maßgabe der von der obersten Kirchenbehörde zu treffenden Festsetzungen
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und außerdem in einer Jahresabgabe von 10 Pfg. von je 100 Mark
des werbenden Kirchenvermögens,

2) in Vacanzfällen das Diensteinkommen erledigter Pfarrstellen, soweit
dasselbe der Anstalt von der obersten Kirchenbehörde nach der Ab-
theilungs-Verordnung vom 25. April 1754 überwiesen wird.

§S. 13.
Sltz und Orgone der Anstalt.

Die Anstalt hat ihren Siß in Rudolstadt. Ihre Organe sind:
) die Generalversammlung der Mitglieder,
b) das Curatorium,
c) der Rechnungsshrer.

Generalversammlung.
Die General-Versammlung der Mitglieder der Anstalt sindet alljährlich statt.

Die Berufung hat spätestens bis zum 1. September unter Mittheilung der Tages-
ordnung mittelst einmaliger öffentlicher Bekanntmachung in dem amtlichen Nachrichts-
blakte für die Oberherrschaft durch den Vorsitzenden des Curatoriums zu erfolgen.

Zwischen der Bekanntmachung und dem Tage der Versammlung soll eine Frist
von wenigstens 8 Tagen liegen.

Zur Theilnahme sind alle Mitglieder, sowohl die im Amte befindlichen als
emeritirten Geistlichen gleichmäßig berechtigt.

Jedes Mitglied führt eine Stimme. Die Beschlüsse werden nach absoluter
Mehrheit der Stimmen der Erschienenen gefaßt. Bei Stimmen-Gleichheit entscheidet
die Stimme des Vorsitzenden.

Für die Wahlen ist relative Stimmen-Mehrheit maßgebend.
Ueber die Verhandlungen wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden

und den Mitgliedern des Curatoriums zu unterzeichnen ist.
8. 15.

Curatorium und Rechnungsführer.

Das Curatorium der Anstalt wird gebildet:
a) aus dem General-Superintendenten des Fürstenthums,
) aus den Superintendenten der Oberhemschaft und
) zwei anderen Geistlichen, von denen wenigstens der Eine seinen Sitz

in Rudolstadt hat.
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Ein Mitglied des (urakoriums ist zugleich Rechnungsführer der Anstalt. Dieser
muß stets seinen Wohnsitz in Rudolstadt haben.

Die Wahl der Mitglieder und des Nechnungoführers erfolgt jedesmal auf 10 Jahre.
Das Curatorium tritt auf Einladung des General-Superintendenten als Vor-

sivenden zusammen. Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Zur
Giltigkeit eines Beschlusses ist die Theilnahme von mindestens 3 Mitgliedern
erforderlich.

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

Der General-Versammlung steht zu
a) die Beschlußfassung über die Höhe der den Hinterbliebenen zu gewäh-

renden ständigen Jahrespensionen, sowie der Remuneration des
Nechnungsführers,

h) über etwaige Abänderung der Statnten,
) die Prüsung der Jahresrechnungen,
ch die Wahl der in 8. 15 lil. c gedachten Mitglieder des Curatoriums

und die Bestimmung des Rechnungeführers.
Die auf Aenderung der Statuten gerichteten Beschlüsse unterliegen der landes-

herrlichen Genehmigung.
8. 17.

Dem Curatorium liegt die statutenmähige Verwaltung der Anstalt ob. Das-
selbe führt die Aufsicht über das Vermögen, das Kassen= und Rechnungswesen; es
sorgt für die Ausführung der gefaßten Beschlüsse und vertritt die Anstalt in allen
ihren Angelegenheiten vor allen Behörden, insbesondere auch vor den Gerichten.
Es schreibt die Beiträge der Mitglieder aus, beschlieht über Ausleihung und Ein-
ziehung der Capitalien der Anstalt und sorgt für pünktliche und ordnungsmäßige
Rechnungslegung.

Die geschäftliche Leitung steht dem Vorsitzenden zu. Der Rechnungsführer ver-
waltet die Casse der Anstalt, führt über Einnahme und Ausgabe Buch und legz
alljährlich die mit dem 31. December abzuschließende Rechnung.

Der Rechnungsführer erhält für seine Mühewaltung eine angemessene Remu-
neration. Alle übrigen Mitglieder des Curatoriums verwalten ihr Amt unent-
Oeltlich.
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8. 18.
Aufsichtoführende Behörde.

Die Beschlüsse über die Festsetzung der Jahrespensionen unterliegen der Ge-
nehmigung des Fürstlichen Ministeriums, Abtheilung für Kirchen= und Schulsachen.
Demselben steht die obere Aufsicht über die Anstalt zu. Es sind ihm alljährlich
die Rechnungen zur Prüsfung einzureichen und die gesaßten Beschlüsse milzutheilen-
Die Ministerialabtheilung ist befugt, sich jederzeit durch Einsicht der Akten, durch
Revision der Cassen, und Vermögensstände und auf jede sonstige geeignete Weise
von der ordnungsmäßigen Verwaltung der Anstalt Ueberzeugung zu verschaffen.
Alljährlich soll wenigstens einmal eine Revision der Casse durch ein Mitglied des
Curatoriums stattfinden.



1880. 97

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

12. Stüch vom Jahre 1880.

&amp;XXVI. Ministerial-Verordnung
vom 2. October 1880,

betreffend die Ausführung der Volkszählung am 1. Decbr. 1880.

Auf Anordnung des Bundesrathes des deutschen Reiches findet am 1. De-
cember 1880 im Gebiete des deutschen Reiches eine Volkszählung statt.

Zur Ausführung derselben innerhalb des Fürstenthums wird mit Hochster
Genehmigung Serenissimi bestimmt. was folgt:

8. 1.
Die Zählung erstreckt sich auf alle zur Zählungszeit im Lande anwesenden

Personen, sowie auf die abwesenden Mitglieder der in den Zählungslisten einge-
tragenen Haushaltungen nach Anleitung der auf jeder Zählungsliste enthaltenen
Vorschriften.

. 2.

Die Ausführung der Volkszählung ist Sache der Gemeindevorstände, bezüglich
der Vertreter der Gutsbezirke, unter Oberaufsicht der Fürstl. Landrathsämter und
unter möglichst umfangreicher Heranziehung freiwilliger Zähler.

Jeder Gutsbezirk und jede Gemeinde unter 1000 Einwohnern bildet einen
Zäblbezirk; Orte von mehr als 1000 Einwohnern werden in mehre Zählbezirke
getheilt. Bis zum 10. November d. J. muß diese Eintheilung erfsolgt und müssen
die Zähler bestellt sein.

Furstl. Schw.-Rudolst. Gesetsammlung XXXXI.Ausgegeben in Rudolstadt am 16. -*. 1680.
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8. 3.

Die zur Ausführung der Zählung erforderlichen Formulare erhalten die Ge-
meindevorstände, bezüglich die Vertreter der Gutsbezirke, durch die Fürstl. Land-
rathsämter.

8. 4.
Für die Thätigkeit der Gemeindebehörden und der Vertreter der Gutsbezirke

bei der Volkszählung, sowie für die Thätigkeit der Zähler sind die nachstehend ab-
gedruckten beiden Instructionen maßgebend.

8. 5.
Spätestens bis zum 31. December haben die Fürstl. Landrathsämter die

Orts= und Zählungslisten der Gemeinden und Gutsbezirke des Bezirks mit ihren
etwaigen Bemerkungen an das statistische Büreau vereinigter Thüringischer Staaten
in Weimar zur weiteren Revision und Bearbeitung einzusenden, gleichzeitig auch
eine Bezirksnachweisung über das Resultat der Volkszählung an uns einzusenden.

Rudolstadt, den 2. October 1880.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
von Bertrab.
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Instruction für die Gemeindebehörden
zur Ausführung

der Volkszählung am 1. December 1880.

8. 1.
Die Ausführung der Volkszählung ist Sache der Gemeindevorstände, bezüglich

Vertreter der Gutsbezirke.
8. 2.

Nachdem jeder Gemeinde und jedem Gutsbezirke bis spätestens den 10. No-
vember der zur Ausführung der Zählung nöthige Bedarf an Zählungs= und Extra-
zählungslisten, sowie Ortslisten und Instructionen geliefert sein wird, hat der
Gemeindevorstand bezüglich Vertreter des Gutsbezirks dafür Sorge zu tragen:

1) daß die nöthigen Zählbezirke sestgestellt werden. Die Größe derselben ist in
der Art zu bemessen, daß das Geschäst der Aufnahme innerhalb der vorge-
schriebenen Zeit mit Sicherheit bewirkt werden kann;

2) daß die zur Ausführung der Zählung nothwendigen, gehörig qualificirten
Personen (die Zähler) ernannt und unter Bezugnahme auf ihre Instruction
gründlich unterwiesen werden;

3) dah durch die ernannten Zähler während der Tage vom 25. bis spätestens
30. November in jede Haushaltung eine mit der Hausnummer versehene
Zählungsliste abgegeben wird.

Bei Austheilung der Listen ist den Haushaltungsvorständen das Nöthige wegen
der Ausfüllung, sowie wegen der Zeit, binnen welcher die Listen wieder abgeholt
werden, einzuschärfen.

Jeder Zähler erhält zur gehörigen Controle der von ihm auszutragenden und
wieder einzusammelnden Zählungslisten eine Kontrol-Liste, in welcher die Gebäude
nach Straße und Nummer, die Namen der Haushaltungsvorstände, die Nummer
der ihnen übergebenen Zählungs-, resp. Extrazählungslisten, der Tag der Wieder-
einsammlung der Listen und die Summe der in jeder Zählungs= und Extrazählungs-
liste als anwesend angegebenen männlichen und weiblichen Personen zu verzeich-
nen sind.

16*
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Nach Nr. 1I der der Zählungsliste vorgedruckten Anleitung sind unter Haus-
haltung die zu einer Wohn= resp. wirthschaftlichen Gemeinschaft vereinigten Per-
sonen, sowie eine alleinstehende Person, welche ohne einer im Hause wohnenden
Familie anzugehören, eine besondere Wohnung inne hat und eine eigene Haus-
wirthschaft führt, zu verstehen. Es können daher sowohl Männer als Frauen die
Vorstände einer Haushaltung bilden.

In Anstalten, in denen sich nach dem besonderen Zwecke derselben eine Anzahl
von Personen in Wohnung und Kost befinden, wird außer den gewöhnlichen
Zählungslisten noch eine und nach Bedürfniß mehre Extrazählungslisten für
Anstalten geliefert; das Formular derselben ist das gleiche, wie das der allgemeinen
Zählungsliste und unterscheidet sich von diesem nur durch die Ueberschrift (Extra-
zählungsliste statt Zählungsliste).

In diese Liste werden nur diejenigen Personen eingetragen, welche zu den be-
sonderen Zwecken der Anstalt in dieselbe aufgenommen sind; die Nachrichten über
die Haushaltungen der Inhaber, Directoren, Verwalter und Beamten der Anstalt
werden nicht in die Extrazählungsliste, sondern in die gewöhnlichen Zählungs-
listen aufgenommen. Die Extrazählungsliste wird vom Director, Verwalter oder
Besitzer der Anstalt ausgefüllt. Solche Anstalten sind: Gasthöfe, Herbergen, Lehr.
und Erziehungsanstalten mit Pensionat, Waisenhäuser, Kinderbewahranstalten, Heil-
anstalten, Altersversorgungsanstalten, Armenhäuser, Gefängnisse, Kasernen 2c. Eine
besondere Aufnahme der Militärbevölkerung findet nicht statt. Vielmehr gelten alle
hier aufgestellten Grundsätze für die ganze Bevölkerung ohne Unterschied. Daher
wird nur in Militärgebänden die Zählung durch die Militärbehörden vorgenommen,
hier aber auch auf die darin befindlichen Civilpersonen, soweit dieselben nicht eigene
Haushaltungen bilden und demnach durch besondere Zählungslisten gezählt werden,
mit erstreckt.

Die in Lazarethen, Arresthäusern und anderen Militärgebäuden, sowie die in
Privathänsern wöhnenden und übernachtenden Militärpersonen sind als in diesen
Gebäuden Anwesende zu verzeichnen. Für Wachtlocale sind gleichfalls Extra,
zählungslisten zu verwenden, und Maunschaften, welche die Nacht vom 30. No-
vember zum 1. December auf Wache zubringen, als in dem betreffenden Wachtlocale
Anwesende zu behandeln. — Andererseits sind Mannschaften, welche aus den Ka-
sernen und Quartieren über Nacht auf Wache abwesend sind, in den Listen der
Kasernen und der betreffenden QOuarliergeber als Abwesende einzutragen.
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Die ausgefüllten Zählungs, resp. Extrazählungslisten sind vom 1. December

Mittags 12 Uhr an wieder einzufordern. Die Einsammlung muß ununterbrochen
fortgesetzt und spätestens am 2. December Abends vollendet sein.

Während der Einsammlung sind die Zählungslisten von den einsammeluden
Personen in jeder Haushaltung sofort einer genauen Prüfung zu unterwerfen,
etwaige Umrichtigkeiten und Weglassungen aber nöthigenfalls durch Befragen der
Bewohner der Haushaltung zu berichtigen und zu ergänzen.

8. 3.

Nachdem die einzelnen Zählungs., resp. Extrazählungslisten geprüft und etwaige
Mängel, soweit nöthig, auf Grund unmittelbarer, in den einzelnen Haushaltungen
mündlich einzuziehender Erkundigungen befeitigt sind, ist unverzüglich die Orts-
bevölkerungsliste zusammenzustellen. In dieselbe ist außer der Bezeichnung
der einzelnen Häuser der Name des im Hause wohnenden Eigenthümers oder Stell-
vertreters, die Namen der Haushaltungsvorstände, die Zahl der Anstalten in
jedem betreffenden Hause, die Nummer der Zählungsliste und der für die
Anstalt ausgegebenen Extrazählungsliste und endlich das Hauptzählungsergebniß
einzutragen.

Was das Lepßtere anbetrifft, so sind für jede Haushaltung die in derselben
anwesenden Personen lnach Liste n) und die daraus abwesenden Mitglieder (nach
Liste b) summarisch sowohl für das männliche, wie für das weibliche Geschlecht zu
verzeichnen.

Alle mit einem Gemeinde, oder Gutsbezirke verbundenen oder dazu gehörigen
einzeln gelegenen Höfse, Güter, Mühlen, Weiler und sonstige bewohnte Niederlassungen
sind bei jedem Orte speciell namhaft zu machen, deren Bevölkerung auszuscheiden
und besonders anzugeben.

Sobald die Ortsliste aufgestellt und mit dem Zeugniß der Prüfung und
Nichtigkeit durch den Gemeindevorstand verseben, ist dieselbe nebst sämmtlichen
Zählungslisten und sonstigen Nachweisungen bis spatestens zum 20. December an
die betreffenden Fürstl. Landrathsämter einzusenden.

Hierbei sind die Zählungslisten jedes Ortes nach der Reihenfolge der Haus-
nummern, jedes für sich besonders, zu ordnen und mit je einem Umschlage
mit folgender Aufschrift zu versehen:
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Zählungslisten

in Gemäßheit der Volkszählung am 1. December 1880
für

den Ort..

Amzgerichtäbezin.
Landrathsamtsbezirk

Die Zählungslisten der zum Gemeindebezirr eiwagehörenden Orca sonie einzeln
gelegenen Höse, Güter, Mühlen, K. sind besonders zu legen und mit beson-
derem Umschlag und entsprechender Ueberschrift zu versehen. Ebenso sind die Extra-
zählungslisten nach der Reihenfolge ihrer Nummern, jedes für sich, in einen
besonderen Umschlag zu bringen und mit der entsprechenden Ueberschrift zu versehen.

8. 4.
Da dem statistischen Bureau in Weimar die Revision und weitere Verarbeitung

des gesammten Materials der Volkszählung übertragen worden ist, so haben die
sämmtlichen Gemeindevorstände bez. Vertreter der Gutsbezirke allen Anforderungen,
welche von dem Director des statistischen Bureaus behufs der Berichtigung, Fest-
stellung und Aufklärung der erhobenen Thatsachen an sie gelangen, mit der durch
die Dringlichkeit der Sache gebotenen Beschleunigung sorgfältigst nachzukommen.

Rudolstadt, den 2. Octbr. 1880.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
von Bertrab.
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Instruction für die Zähler
zur Aueführung

der Volkszählung am 1. December 1380.

S. 1.
Zum Zwecke der thunlichst sicheren und schleunigen Vornahme der Volkszählung

werden die Gemeinden (Orte) in bestimmt begrenzte Zählbezirke eingetheilt.
Gemeinden (Orte) bis zu 1000 Einwohnern und Gutsbezirke bilden nur einen
einzigen Zählbezirk.

8. 2.
Für jeden Zählbezirk wird von der Gemeindebehörde bez. dem Vertreter des

Gutsbezirks ein Zähler bestellt und nöthigenfalls ein Stellverlreter desselben.
5. 3.

Dem Zähler liegt die Austheilung und Wiedereinsammlung der Zählungs-
listen ob. Es ist hierbei vor Allem seine Aufgabe, dafür zu sorgen, daß jede
Haushaltung seines Zählbezirks eine Zählungsliste erhält, und daß alle Zählungs-
listen vorschriftsmäßig, vollständig und wahrheitsgemäß ausgefüllt
wieder in seine Hände gelangen. Wo erforderlich, wird der Zähler die Ausfüllung
der Listen durch Rath und That erleichtern und ermöglichen.

8. 4.
Um seiner Aufgabe zu genügen, wird der Zähler sich zunächst mit der Ein-

richtung der Zählungslisten und mit der darauf befindlichen Anleitung zur Aus-
füllung derselben genau bekannt machen und, wenn ihm die örtlichen Verhältnisse
seines Zählbezirks und die darin befindlichen Haushaltungen nicht schon bekannt
sein sollten, von der Localbehörde und auf sonstige Weise sich Kenntniß hierüber
verschaffen.

8. 5.
Die Austheilung der Listen haben die Zähler vom 25. bis spätestens 30.

November von Haus zu Haus vorzunehmen.
In jede Haushaltung, womöglich an deren Vorstand (Familienhaupt) selbst,

und an jede einzeln lebende selbsiständige Person ist unmittelbar eine Zählungsliste
zu geben.
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Im Falle der Zähler in einer Haushaltung (Wohnung) Niemanden antrifft,
dem er die Zählungsliste einhändigen könnte, wird er sie an Hausgenossen oder Nach-
barn zur weiteren Besorgung übergeben.

S. 6.
Die Zählungslisten sind mit laufender Nummer zu versehen.

In größeren Haushaltungen sind nach Bedarf zwei oder mehre Exemplare
der Zählungsliste resp. Extrazählungsliste zu geben, diese aber mit gleicher Nummer
und zur Unterscheidung mit den Buchstaben n, b, c u. s. w. zu versehen.

Besinden sich in einem Wohnraume zwei oder mehr Haushaltungen, so erhält
jede derselben eine Zählungsliste mit besonderer Nummer.

8. 8.
Der Zähler wird darauf achten und sich durch Nachfrage darüber vergewissern,

daß bei der Vertheilung der Listen kein bewohntes Gebäude und in den bewohnten
Gebäuden keine Haushaltung oder keine einzeln lebende selbsiständige Person über-
gangen wird, und daß auch diejenigen Haushaltungen und einzelnen Personen Zäh-
lungslisten erhalten, welche in Gehäuden, die nicht hauptsächlich oder gewöhnlich zu
Wohnzwecken dienen (wie Kirchen und Kirchthürme, Magazine u. s. w., sowie einzeln
liegende Stallungen, Scheunen, Garten= und Weinberghäuser) wohnen, oder ihre
regelmäßige oder vorübergehende Schlafstelle haben.

Auch in Wagen, Hütten, Bretterbuden, Zelten u. s. w., welche als Wohnung
dienen (für reisende Schausteller, Feld-, Straßen= und Eisenbahnbauarbeiter, Wäch-
ter 2c.) sind Zählungslisten in erforderlicher Anzahl zur Ausfüllung zu geben.

. 9.

In Gasthöfe und Herbergen, sowie in Anstalten, in denen eine größere An-
zahl von Personen beisammen wohnt (Erziehungs., Lehr, und Bildungsanstalten,
Heil., Pflege, und Kranken-, Versorgungs= und Armenanstalten, Waisen= und Ret-
tungshäuser, Gesängnisse u. s. w.), ist die voraussichtlich erforderliche Anzahl von
Extrazählungslisten zu geben, welche mit besonderer Nummer zu versehen sind,
jedoch in der Weise, daß die für eine Anstalt oder Exztrahaushaltung erforderlichen
Listen die gleiche Nummer erhalten und nur unter sich durch den Zusatz von u, b,
J%c u. s. w. unterschieden werden.
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Die Gastgeber und die Vorsleher, Verwalter oder Aufseher der Austalten sind

bei Einhändigung der Listen darauf aufmerksam zu machen, daß die Namen der
Mitglieder ihrer eigenen Haushaltung in die gewöhnliche Zählungsliste, die in der
betreffenden Anstalt oder als Gäste in den Gasthof aufgenommenen Personen aber
in die Extrazählungsliste zu verzeichnen lind. Wohnen in dem Gebäude einer An-
stalt mehre Verwaltungs= und Aufsichtspersonen, die eine eigene besondere Haus-
haltung haben, so ist für jede derselben eine Zählungsliste zu bestimmen und mit
besonderer Nummer zu versehen. Die Gastwirthe sind darauf hinzuweisen, daß sie
die bei ihnen vom 30. November bis 1. December übernachtenden (Gäste recht-
zeitig um die erforderliche Auekunft über ihre Personalien ersuchen.

S. 10.

Bei der Zählung der Militär= und der Civilpersonen ist gleichmäßig zu ver-
fahren und sind die Kasernen ebenso, wie die im F. 9 bezeichneten Anstalten zu
behandeln. Die in Lazarethen, Arresthäusern und anderen Militärgebäuden, sowie
die in Privathäusern wohnenden und übernachtenden Militärpersonen sind als in
diesen Gebäuden Anwesende zu verzeichnen. Für Wachtlokale sind gleichfalls Zäh-
lungslisten zu bestimmen und Mannschaften, welche die Nacht vom 30. November
zum 1. December auf Wache zubringen, als in dem betreffenden Wachtlocale An-
wesende zu behandeln. Andererseits sind Mannschaften, welche aus den Kasernen
und Quartieren über Nacht auf Wache abwesend sind, in die Listen der Kasernen
und der betrefsenden Quartiergeber als Abwesende einzutragen.

S. 11.
Nach 12 Uhr Mittags des 1. December hat die Wiedereinsammlung der

Zählungslisten zu beginnen. Dieselbe soll im Laufe des 2. December vollendet
werden.

8. 12.

Der Zähler hat die Listen beim Empfang an Ort und Stelle einer
Durchsicht zu unterwerfen und etwaige Mängel nach mündlicher Erkundigung sofort
zu berichtigen. — Sind einzelne Spalten nicht vollständig ausgefüllt oder fehlt die
Unterschrift, so veranlaßt der Zähler die betreffenden Nachträge. — Ist eine Liste

gänzlich unausgefüllt geblieben, so wird der Zähler dieselbe sofort zn fültn lassen
Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXXI.
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oder auf mündliche Erkundigung selbst aussüllen. Ist eine Liste verloren gegangen,
so wird er dieselbe ersetzen und ebenso verfahren.

8. 13.
Ist in einer Haushaltung Niemand anwesend und für dieselbe bei Hausgenossen

oder Nachbarn eine ausgefüllte Liste nicht hinterlegt, so füllt der Zähler jür diese
Hauehaltung auf Grund mündlicher Nachfrage eine Zählungsliste aus. Ist eine
ganze Haushaltung zur Zeit vom Orte abwesend, so verfährt er, wie vorstehend
angegeben, indem er die Mitglieder dieser Haushaltung in das Verzeichniß b der
Zählungsliste (Verzeichuiß der abwesenden Personen) einträgt.

S. 14.

Bei der Einsammlung der Listen wird der Zähler sich nochmals darüber ver-
gewissern, daß kein Gebäude, keine Haushaltung und keine einzeln lebende Person
übergangen ist, sowie darüber, daß alle Personen, welche in den Wohnungen der
Haushaltungen oder in den dazu gehörenden Näumlichkeiten (in Nebengebäuden,
in Boden= und Speicherräumen u. s. w.) übernachtet haben, oder welche am Vor-
mittag des I. December in der Haushaltung eingetrofsen und nach der Anleitung
zur Zäblungsliste (3 n Abs. 3) als Anwesende zu verzeichnen waren, wirklich und
richtig aufgenommen sind. Erforderlichenfalls wird der Zähler einzelne biöher über-
sehene Mitglieder oder Gäste u. s. w. einer Hauchaltung in deren Aiste nachtragen,
sowie für vielleicht ihm jetzt erst bekannt werdende Haushaltungen besondere Listen
ausstellen.

S. 15.
Bei Durchsicht der Listen ist insbesondere auch darauf zu achten, daß für die

Personen, welche aus dem Inhalt der Angaben, insbesondere der Spalte 4 des
Verzeichnisses n als nicht für gewöhnlich zur Haushaltung gehörend und nur als
vorübergehend anwesend zu erkennen sind, der Wohnort in Spalte 14 angegeben ist.
Als solche Personen sind beispielsweise zu betrachten: Gäste, zum Besuch, oder zur
Aushülfe als Krankenwärter Wartefrauen, zu kurzer Dienstleistung als Näherinnen,
Tagelöhner u. s. w. anwesende Personen, im Herumziehen begriffene Haussirer, ein-
quartirte und auf beslimmte Zeit beurlaubte Soldaten u. s. w. Auch zum Besuch
anwesende Familienangehörige und Verwandte, welche anderswo ihre gewöhnliche
Wohnung (Schlasstelle) haben, sind hierher zu rechnen. — Wohnt die vorübergehend
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anwesende Person für gewöhnlich in einem anderen Hause des Zählungsortes selbst,
so ist dieses Haus nach Straße und Nummer oder sonst genau zu bezeichnen. —
Ebenso ist darauf die Aufmerksamkeit zu richten, daß alle aus der Haushaltung
vorübergehend abwesenden Personen, d. h. solche Abwesende, welche nicht aufgehört
haben, Mitglieder der Haushaltung zu sein, im Verzeichnisse b angegeben sind. In
dieses Verzeichniß sind beispielsweise einzutragen: die auf Vergnügungs, und Ge-
schäftsreisen, auf Besuch, zur Krankenpslege, als Erkrankte in Krankenhäusern, auf
Taglohn oder in sonst kurz vorübergehender Arbeit, als auf bestimmte Zeit beurlaubte
Militärpersonen u. s. w. Abwesenden. Nicht darin aufzunehmen sind solche Fami-
lienangehörige, welche in einer anderen Hauhaltung, sei es auswärts oder am
Zählungsorte selbst, ihre gewöhnliche Wohnung (Schlafstelle) haben. (Vergleiche
Anleilung zur Zählungsliste 3 hb Abs. 2.). — Auch ist darauf zu achten, daß, wenn
von zusammenlebenden Ehegatten der eine zur Zeit der Zählung abwesend ist, die
Aufnahme desselben in dem Verzeichnisse b nicht sehlt.

S. 16.
Ueber die Vertheilung und Wiedereinsammlung der Zählungslisten führt der

Zähler eine Controlliste, zu welcher ihm vom Gemeindevorstande ein gedrucktes
Formular eingehändigt wird. In der zweiten Spalte derselben sind sämmtliche
bewohnten Gebäude und sonstigen Baulichkeiten, in welchen Personen vom 30. Nov.
auf den 1. Dec. übernachten, einzeln zu verzeichnen. Führen mehre zu verzeich.
nende Gebäude dieselbe Hausnummer, so ist diese so oft, als sie von dergleichen
Gebäuden geführt wird, anzusetzen; hat aber ein Gebäude keine Hausnummer, so
ist an deren Stelle ein liegender Strich zu setzen. Andere zu verzeichnende Baulich-
keiten sind an Stelle der Hausmmmer nach ihrer Art kurz zu bezeichnen.

Von den in der dritten Spalte aufzuführenden Namen sind diesenigen solcher
Haushaltungsvorstände, welche zusammen in einem Gebäude wohnen, mit einer gemein-
schaftlichen Klammer zu versehen, sodaß für jedes einzelne Gebäude ersichtlich gemacht
wird, welche Haushaltungen dasselbe bewohnen. In die letzte Spalte werden etwaige
Bemerkungen eingetragen, z. B. in Betreff verlorener, überflüssiger, ersetzter oder nach-
träglich aufgestellter Listen; über den Grund, weshalb ein Wohnhaus unbewohnt ist;
darüber, daß alle Haushaltungsmitglieder ortsabwesend sind; an welche Person die
Zählungsliste für eine augenblicklich nicht zu Hause befindliche Person zur Besorgung
gegeben wird u. s. w.

17“
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8. 17.
Nach vollendeter Wiedereinsammlung hat der Zähler die Listen nochmals zu

prüfen, enwaige noch erforderliche Ergänzungen und Berichtigungen alsbald zu be-
wirken, in der Controlliste die Summe der im Zählbezirke anwesenden Personen zu
ziehen, die Controlliste mit seiner Unterschrift zu versehen und dieselbe nebst den ge-
ordneten Zählungslisten der Zählungsbehörde bis spätestens 5. Dechr. zu übergeben.

Rudolstadt, den 2. October 1880.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
von Vertrab.
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Gesehsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

13. Stüch vom Jahre 1880.

 XXVII. Ministerial-Bekanntmachung,
die Anwendung des Submissions-Verfahrens in Untersuchungen
wegen Zuwiderhandlungen gegen die Gesetze über Zölle und andere

indirecte Steuern betreffend, vom 2. October 1880.

Auf Grund des Gesetzes vom 31. December 1873, die Einführung des Sub-
missions-Verfahrens in Untersuchungen wegen Zuwiderhandlungen gegen die Gesetze
über Zölle und andere indirecte Steuern betreffend (Ges.S.1874 S. 7), und die
Ministerial-Bekanntmachung desselben Betreffs vom 15. Septbr. 1874 (Ges.-S.
S. 115) wird den Fürstl. Steuerstellen die Befugniß ertheilt, das in den §s. 1
und 2 jenes Gesetzes nachgelassene Verfahren zur Anwendung zu bringen auch bei
Zuwiderhaudlungen

1) gegen das Gesetz über die Besteuerung der Branntwein-Fabrikation vom
21. Decbr. 1833,

2) 14en. das Gesetz, die Erhebung von Uebergangsabgaben betreffend, vom 1. Decbr.
1 (Ges. S. S. 155),

3) gegen die Bestimmungen in den S§6. 44, 64, 151 und 152 des Vereinsgzoll=
gesetzes vom 1. Juli 1869 (Bundesgesetzbtl.S.317f..,

Furstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXNNl.Ausgegeben in Rudolstadt am 27. r%n 1880.
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4) gegen das Gesetz, betreffend den Spielkarkenstempel, vom 3. Juli 1878
(Reichsgesetzbl. S. 133),

5) gegen das Gesetz, betreffend die Besteuerung des Tabacks, vom 16. Juli 1879
(Reichsgesetzbl. S. 245).

Rudolstadt, den 2. October 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

 XXVIII. Gesetz
vom 20. October 1880,

betreffend die Verwandlung der auf Grund des Gesetzes vom
15. August 1873 aufgenommenen 4 ½ procentigen Staatsschuld in

eine 4 procentige Staatsschuld.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen, nachdem Wir beschlossen haben, die auf Grund des Gesetzes vom
15. August 1873 ausgegebenen noch nicht ausgeloosten Rentenbriese zur Rück-
zahlung zu kündigen, auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des
getreuen Landtags was folgt:

8. 1.
Unser Ministerium wird ermächtigt, die auf Grund des Gesehes vom

15. August 1873 (Ges.S.S.85) aufgenommene und zur Rückzahlung gekündigte
4 procentige Staatsschuld in eine 4 procentige Staatsschuld zum Nominalbetrage
von höchstens Zwei Millionen Einhundert Tausend Mark Reichswährung (700,000
Thaler) umzuwandeln.

Zu diesem Zwecke werden die Schuldverschreibungen jener Anleihe (Renten-
briefe), welche von den Inhabern innerhalb einer denselben zu bestimmenden Frist
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dazu angeboten werden, durch Abstempelung der Rentenbriefe und der Zinsscheine,
beziehentlich durch Ausgabe neuer Zinsscheine, auf einen Zinssuß von vier Protent
herabgesetzt.

8. 2.
Unser Ministerium wird ferner ermächtigt, die auf dem Wege des 8. 1 nicht

zur Umwandlung gelangenden und zur baaren Einlösung vorgelegten 41 procentigenRentenbriefe, nachdem die Rückzahlung derselben nach Maßgabe des §. 8 des
Gesetzes vom 15. August 1873 erfolgt ist, durch Abstempelung Pr einen Zinsfuß

von vier Procent herabzusetzen und wieder auszugeben.
War der eingelöste Rentenbrief außer Kurs gesetzt, so ist er vor der Wieder-

ausgabe nach §. 10 des Gesetzes vom 15. August 1873 wieder in Kurs zu setzen.

8. 3.
Die Verloosung und Rückzahlung der auf einen Zinssuß von vier Procent

herabgesetzten und abgestempelten Rentenbriefe nach Maßgabe des §. 6 des Gesetzes
vom 15. August 1873 erfolgt erst nach vollständiger Tilgung der auf Grund des
Gesetzes vom 3. December 1873 (Ges.S.S. 155) bei dem Reichs-Invalidenfond
in Berlin aufgenommenen Anleihe. Im Uebrigen bleiben alle Bestimmungen des
Gesetzes vom 15. August 1873 für die abgestempelten vierprocentigen Rentenbriefe
in Geltung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 20. October 1880.

(L. 8S.) Georg,
Fürst zu Schwarzburg.

v. Bertrab.
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AM XXIX. Geset
vom 20. October 1880,

die Festsetzung und Einziehung der Generalkosten der Landes-
vermessung betreffend.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg cc.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beirath und Zustimmung
des getreuen Landtags zusätzlich zu den S§s. 48—50 des Gesetzes über die Landes-
vermessung vom 26. Juli 1861 (Ges.S.S. 109) was folgt:

8. 1.
Die Generalkosten der Landesvermessung, welche von den bei dieser Vermessung

betheiligten Gemeinden und Gutsbezirken aufzubringen und Unserer Hauptlandeskasse
zu erstatten sind, werden auf den Betrag von 1 Mark für den Hektar festgesetzt.

Der hierdurch nicht gedeckte Theil der von der Hauptlandeskasse geleisteten
Kostenvorschüsse wird auf die Staatskasse übernommen.

8. 2.
Unser Ministerium hat den Betrag der General·Vermessungskostenhiernach

für jede Gemeinde und jeden Gutsbezirk nach Verhältniß der Größe des in ihnen
vermessenen Grundbesitzes festzustellen und durch die Landrathsämter einziehen zu
lassen.

Den zahlungepflichtigen Gemeinden und Gutsbezirken werden angemessene
Zahlungsfrislen bestimmt, mit deren fruchtlosem Ablaufe die Verzinsung der erhaltenen
Vorschüsse beginnt. Der Rechtsweg ist bei der Einziehung dieser Vorschüsse aus-
geschlossen.

Die Beitreibung erfolgt im Verwaltungsverfahren durch die Landrathsämter.
Die Wiedereinziehung der durch die Gemeinden erstatteten Kosten von den

betheiligten Grundbesitzern nach Maßgabe des Umfangs ihres Grundbesitzes erfolgt
nach den Vorschriften über die Beitreibung der Gemeindenmlagen (Gemeinde-Ord-
nung Art. 130).
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Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 20. October 1880.

(L. S.) Georg,
Fürst zu Schwarzburg.

v. Bertrab.

 XXX. Weiterer Nachtrag
zu den Gesetzen vom 27. December 1870 und vom 15. März 1879
zum Schutze der Holzungen, Baumpflanzungen, Wiesen, Felder und

Gärten vom 20. October 1880.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen
Landtags nachträglich zu den Gesetzen vom 27. December 1870 (Ges.S.S.160)
und vom 15. März 1879 (Ges-S. S. 80) zum Schutze der Holzungen, Baum-
pflanzungen, Wiesen, Felder und Gärten was folgt:

In Forst= und Feldrügesachen (F. 4 des Gesetzes vom 15. März 1879) ist in
dem richterlichen Strafbefehle oder Urtheile neben der Strase zugleich die Ver-
pflichtung des Schuldigen zum vollen Ersatze des durch die strafbare Handlung ge-
stisteten und seinem Betrage nach richterlich festzusetzenden Schadens (ö§. 2 und 3
des Gesehes vom 27. December 1870) auszusprechen, dafern der Beschädigte nicht
vor Erlaß des Strafbefehls oder Urtheils erklärt hat, auf Schadengersatz verzichten
oder den Anspruch auf solchen im Wege des Civilprozesses verfolgen zu wollen.

Der Anspruch gegen die nach §. 4 des Gesetzes vom 27. December 1870 in
Ansehung des Schadensersatzes baniichigen Personen kann nur vor dem Civil-
richter verfolgt werden.

Der Beschädigte wird in dem Strafverfahren durch die Staatsanwaltschaft
vertreten. Er ist jedoch auch befugt, sich der öffentlichen Klage nach S§. 435—442
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der Strafprozeßordnung als Nebenkläger anzuschließen und die Zuerkennung des
Schadensersatzes selbst zu beantragen.

Macht er von dieser Befugniß Gebrauch, so finden die Vorschriften des 8. 444,
Abs 1, 2 und 3 und des 8. 445 der Strafprozeßordnung entsprechende Anwendung.
Fulr die Ausmittelung des Schadens sind die Vorschristen des §. 260 der

Civilprozeßordnung maßgebend.
Die Vollstreckung der über die Leistung des Schadensersatzes ergangenen Ent-

scheidung erfolgt nach den Vorschriften über die Vollstreckung der Urtheile der
Civilgerichte.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrist und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 20. October 1880.

(L. S.) Georg,
Fürst zu Schwarzburg.

v. Bertrab.

&amp; XXXI. Gesetzz,
betreffend einige Abänderungen des Gesetzes vom 21. Februar 1873

über die Pensionsanstalt für Wittwen und Waisen,
vom 20. October 1880.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beirath und Zustimmung
des getrenen Landtags was folgt:

Art. 2, §. 1 und S. 4, Abs. 1 des Gesetzes vom 21. Februar 1873, die
Pensionsanstalt für Wittwen und Waisen betreffend (Ges.S.S.12), werden auf-
gehoben und es treten an Stelle derselben folgende Bestimmungen:
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8. 1.

Die Berechtigung zum Beitritt ist auf diejenigen Beamten 2c. beschränkt, welche
1) das 60. Lebensjahr noch nicht überschritten haben,
2) nicht mit einer Krankheit oder Krankheitsanlage behaftet sind, die ein früh-

zeitiges oder baldiges Absterben befürchten lassen,
3) deren Ehefrauen um nicht mehr als 30 Jahre jünger sind.

S. 4, Absatz 1.
Der Uebertritt in eine höhere Classe steht den Mitgliedern, welche das

60. Lebensjahr nicht überschritten haben und denen ein Hinderniß aus §. 1,
nicht entgegensteht, jeder Zeit frei.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 20. Octbr. 1880.

(L. S) Georg,
Fürst zu Schwarzburg.

v. Bertrab.

&amp; XXXII. Gesetz
vom 20. October 1880,

einen Zusatz zu dem Fischerei-Gesetze vom 12. Juli 1877 betreffend.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen
Landtags zusätzlich zu dem Gesetze, die Fischerei betreffend, vom 12. Juli 1877
(Ges.S.S.45) was folgt:

Art. 1.
Der §. 14 des Fischereigesetzes erhält solgenden Zusatz:

Die Zahl der auszustellenden Fischkarten kann von der Aussichtsbehörde
(dem Landrathsamte) bestimmt werden.
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Art. 2.

Der §F. 44 Absatz 1 des Fischereigesetzes erhält folgende Fassung:
Den Fischereiberechtigten ist gestattet: Fischottern. Fischadler, Fischreiher,

Eisvögel und Taucher ohne Anwendung von Schießwaffen zu tödten oder
zu fangen und für sich zu behalten.

Das Landrathsamt ist berechtigt, den Fischereiberechtigten das Erlegen der
vorgedachten Thiere mit Anwendung von Schießwafsen auf Zeit zu gestatten.

Art. 3.

Der §. 54 56 2 des Fischereigesetzes erhält folgende Fassung:
2) wer eine Fischkarte über die von der Aufsichtsbehörde bestimmte Zahl

hinaus oder wer eine Fischkarte (F. 14) oder einen Berechtigungsschein (§. 18)
unberechtigt ausstellt und aus den Händen gibt.

Urkundlich unter Unserer eigenbändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 20. October 1880.

(L. S)) Georg,
Fürst zu Schwarzburg.

v. Bertrab.

.&amp;r XXXIII. Gesetz
vom 20. October 1880,

die Abänderung des Ausführungsgesetzes zur Civilprozeßordnung und
zur Konkursordnung vom 1. Mai 1879 betreffend.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
haben auf Antrag Unseres Ministeriums, sowie mit Zustimmung des getreuen Land-
tags einige Bestimmungen des Gesetzes vom 1. Mai 1879, betr. die Ausführung
der Civilprozeßordnung und der Konkursordnung (Ges.S. 1879, S. 189) abzu-
ändern beschlossen und verordnen demgemäß was folgt:
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Art. 1.

Zu F. 13 des Geseßtzes.
Betrifft das Aufgebot die Fälle des §. 11 des Uebereignungsgesetzes vom

6. Juni 1856 oder Urkunden über Ansprüche, welche in einem Hypothekenbuche ein-
getragen sind, so erfolgt die öfsentliche Bekanntmachung des Aufgebots (F. 825
bezw. §. 842, Abs. 1 der Civilprozeßordnung) durch Anheftung an die Gerichts-
tafel, sowie durch einmalige Einrückung in das amtliche Nachrichtsblatt des bezüg-
lichen Landestheils. Diese Einrückung tritt an Stelle der in der Civilprozeßordumg
für den betreffenden Fall (§&amp;. 827, 846, 847 der Civilprozeßordnung) bestimmten
Einrückung in den deutschen Reichsanzeiger. Das Gericht kann anordnen, daß die
Einrückung auch im Auszuge noch in andere Blätter und zu mehren Malen
erfolge.

Für das Aufgebot von Urkunden über Ansprüche, welche in einem Hppotheken-
buch eingetragen sind, wird außerdem noch die in §. 847 der Civilprozeßordnung
bestimmte Minimalfrist auf sechs Wochen herabgesetzt und haben die ebendaselbst in
§. 848 angeordneten Bekanntmachungen durch das amtliche Nachrichtsblalt des
betreffenden Landestheils zu geschehen.

Der Inhalt der Ss. 87 und 83 des Hypothekengesetzes vom 6. Juni 1856
wird durch die vorstehenden, von den Vorschriften der Civilprozeßordnung abweichen-
den Anordnungen nicht berührt.

Art. 2.
Zu §F. 15 des Gese hes.

Diese Vorschriften haben auch Geltung für das Aufgebotsverfahren zum
Zwecke der Cession von Hypothekenrechten in den Fällen des Gesetzes vom
19. August 1864, betreffend die Ergänzung des Hypothekengesetzes (Ges.-S.
S. 164).

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 20. October 1880.

(I. 8.) Georg,
Fürst zu Schwarzburg.

v. Bertrab.
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 AXXXIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 20. Octkober 1880,

betreffend das Gesetz vom 4. Septbr. 1879 wegen Wegfalls der
Frankatur= u. Bestellgebühren in den Sportelliquidationen.
Nachdem das auf Grund des §. 25 des Grundgesetzes vom 21. März 1854

erlassene Gesetz vom 4. Septbr. 1879, den Wegfall der Frankatur= und Beslellge-
bühren in den Sportelliquidationen betreffend (Ges.-S. S. 389), die verfassungs-
maßige Genehmigung des Landtags erhalten, so wird dies auf Höchsten Befehl
Serenissimi andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht und ist das Gesetz nun-
mehr als definitives Landesgesetz anzuseben.

Rudolstadt, den 20. October 1880.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

 NXXXV. Verordnung
vom 20. October 1880,

die Beurlaubung der Justizbeamten belreffend.
Mit höchster Genehmigung des Durchlauchtigsten Fürsten und bezüglich des

gemeinschaftlichen Landgerichts in Rudolstadt im Einverständniß mit der Königl.
Preußischen und Herzogl. S. Meiningenschen Justizverwaltung wird auf Grund des
8. 17 des Gesetzes über den Civilstaalsdienst vom 1. Mai 1850 (Ges. S. S. 3-9)
und im Anschluß an Art. 18 des Landgerichtsvertrags vom 17. October 1878
(Ges.S.1879S. 65) über die Beurlaubung der Justizbeamten Jolgendes bestimmt:

S. I.
Jede Beurlaubung setzt voraus, daß für eine ordnungsmäßige Wahrnehmung

des Dienstes gesorgt ist.
Wird eine Beurlaubung wegen Krankheit nachgesucht, so sind die äxztlichen

Atteste, auf Grund deren die Beurlaubung beantragt wird, auf Erfordern von dem
Bezirks=Physikus auszustellen oder zu bescheinigen.
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8. 2.
Der Präsident des Landgerichts, der Erste Staatsamvalt und die aufsicht-

sführenden Amtsrichter können auf die Dauer von 72 Stunden sich selbst beurlauben,
die letzteren jedoch nur in Fällen dringender Veranlassung.

S. 3.
Die Beurlaubung der am Landgerichte angestellten Beamten bedarf der Zu-

stimmung der drei bei dem Landgerichte betheiligten Landes-Justizverwaltungen
1) wenn eine Vertretung des zu beurlaubenden Beamten auf Kosten der Land-

gerichtokasse nothwendig wird,
2) wenn außerhalb der Gerichtsferien

n) der Präsident oder Erste Staatsanwalt auf länger als vier Wochen,
5b) ein anderer Beamter auf länger als acht Wochen

beurlaubt zu werden wünscht.
8. 4.

Die Urlaubsverwilligung erfolgt durch das Ministerium
1) an den Präsidenten des Landgerichts und den Ersten Staatsanwalt

#u) während der Gerichtsferien ohne Unterschied der Dauer des Urlaubs,
5b) außerhalb der Gerichtsferien bis zur Dauer von vier Wochen,

2) an andere Beamte des Landgerichts bis zur Dauer von acht Wochen,
3) an Beamte der Amtsgerichte, wenn der Urlaub über die Dauer von vier

Wochen hinaus beantragt wird.
8. 5.

Die Urlaubsverwilligung erfolgt durch den Präsidenten des Landgerichts bz.
den Ersten Staatsanwalt für diejenigen Beamten, hinsichtlich deren ihnen das Recht
der Aussicht gebührt (E. 41 des Gesetzes vom 1. März 1879 — Ges. S. S. 27)

1!) während der Gerichtsferien ohne Unterschied der Dauer des Urlaube,
2) außerhalb der Gerichtsferien bis zur Dauer von vier Wochen.

S. 6.
Der aussichtführende Amtorichter ist ermäch#gt, denjenigen Beamten, hinsicht-

lich deren ihm das Recht der Aussicht gebührt, Urlaub bis zur Dauer von vierzehn
Tagen zu ertbeilen.
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Die Urlaubegesuche sind auf dem regelmãßigen Dienstwege an die für die
Urlaubsertheilung zuständige Stelle zu befördern, in den Fällen des §. 3 an das
Ministerium.

Rudolstadt, den 20. October 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

.K XXXVI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 20. October 1880,

betreffend einen Nachtrag zu dem Regulativ vom 6. Juli 1879 über
die Kassation älterer Akten der Gerichte und staatsanwaltschaftlichen

Behörden.
Mit höchster Genehmigung Serenissimi und bezüglich des gemeinschaftlichen

Landgerichts in Rudolstadt im Einverständniß mit der Königl. Preußischen und der
Herzogl. Sachsen-Meiningen'schen Justizverwaltung wird hiermit bestimmt, daß das
Regulativ vom 6. Juli 1879, betressend die Kassation älterer Akten der Gerichte
und der slaatsanwaltschaftlichen Behörden (Ges.=S.S. 238), auch auf die nach
dem 1. October 1879 entstandenen und abgeschlossenen Akten der Gerichte und
staatsanwaltschaftlichen Behörden und außerdem auf die Akten des gemeinschaftlichen
Landgerichts in Rudolstadt und der bei demselben bestehenden Staatsanwaltschaft
Anwendung zu finden hat.

Rudolstadt, den 20. October 1880.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrak.
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. XXXVII. Verordnung
vom 20. October 1880.

betreffend die Veranstaltung von Tänzen und die von denselben zu
entrichtenden Abgaben.

Wir Georg, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen auf Grund des Gesetzes vom 9. März 1855 (Ges.S.S.48) zusätzlich
zu dem Gesetze vom 9. März 1849, die Abgabe von Tänzen betrefsend (Ges.-S.
S. 67), und dem Nachtrage vom 14. April 1851 (Ges.S.S.20) was folgt:

8. 1.
Oeffentliche Tänze (&amp; 3 des Gesetzes) dürfen nur dann abgehalten werden,

wenn vor Beginn der Tanzbelustigungen die Erlaubniß zu deren Veranstaltung bei
der Ortspolizeibehörde nachgesucht und in der vorgeschriebenen schriftlichen Form
ertbeilt ist.

§. 2.
Verpflichtet zur Einholung der polizeilichen Erlaubniß sind die Besitzer des

Tanzlokals und bei Tänzen an öffentlichen Plätzen die Veranstalter der Tanzbe-
lustigung.

8. 3.
Der Erlaubnißschein der Ortspolizeibehörde muß den Namen desjenigen, dem

die Erlaubniß ertheilt wird, und die Bezeichnung des Tanzlokals enthalten, auch
Tag und Stunde bestimmen, für welche die Erlaubniß ertheilt sein soll und endlich
von der Orkspolizeibehörde unterschrieben werden.

S. 1.
Vor Aushändigung des Erlaubnißscheins hat der Empfänger die geseßliche

Waisenhausabgabe an die Orlspolizeibehörde zu entrichten. (§. 3 und 6 des
Gesetzes vom 9. März 1849 und §. 5 der Verordnung vom 16. September 1874
— Ges.S.S. 111).
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8. 5.

Die Gemeinden sind berechtigt, für die innerhalb des Gemeindebezirks veran-
stalteten, der polizeilichen Genehmigung bedürfenden Tanzbelustigungen eine in die
Gemeindekasse fließende Abgabe zu erheben, deren Höhe durch die Gemeindebehörde
bz. die Gemeindeversammlung festgestellt wird, den Betrag von Zehn Mark aber
nicht übersteigen darf.

8. 6.
Mit Geldstrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen wird

bestraft
1) wer eine Tanzbelustigung, zu deren Abhaltung er nach K. 2 ortspolizeiliche

Erlaubniß einzuholen hatte, ohne solche veranstaltet oder in seinem Lokale
abhält oder gestattet,

2) wer als Veranstalter der Tanzbelustigung oder als Inhaber des Tanzlokals
eine Abweichung von den Bestimmungen des Erlaubnißscheins, namentlich
hinsichtlich des Lokales und der Zeit, vornimmt oder gestattet.

Die Strafbestimmungen in der Nachtragsverordnung vom I14. April 1851
unter 1 und 3 werden aufgehoben.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 20. October 1880.

(L. 8.) Georg,
Fürst zu Schwarzburg.

v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

14. Stlich vom Jahre 1880.

 XXNVIII. Gesetz,
betreffend eine Erweiterung der Vorschriften des Sportelgesetzes

über die Diäten der Beamten, vom 4. November 1880.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen
Landtags zusätzlich zu den Vorschriften über die Diäten der Beamten im AbschniktV
Nr.1des Sportelgesetzes was folgt:

Zwischen den Bestimmungen unter 1 und ll und unter II und III des §. 76
des Sportelgesetzes vom 4. März 1859 (Ges. Samml. S. 27) bezw. des Art. 20
des Gesetzes vom 5. Mai 1865 (Ges. Samml. S. 55) — 5. 76 der Zusammen-
stellung vom 6. April 1868 (Ges. Samml. S. 249) wird eingeschaltet:

Ia für den Landgerichtspräsidenten 10 Mark,
II für den Landgerichtsdirektor und den Ersten Staatsanwalt — 8 Mark.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 4. November 1880.

(L. S.) Georg,

Fürst zu Schwarzburg.
Fürstl. Schw.-Rudolst. u- XXXXAusgegeben in Hiudolstadt am 7. decen 1880.
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 LXXXIX. Verordnung

vom 30. November 1880,

die Einrichtung und Reinhaltung der Bierdruckapparate betr.

Da nach den gemachten Beobachtungen und Erfahrungen durch die derzeitige
Einrichtung und Benutzung der Bierdruckapparate (Bierpumpen, Bierpressionen)
für die menschliche Gesundheit Nachtheile herbeigeführt werden können, so verordnen
wir zu möglichster Verhütung derselben mit höchster Genehmigung Serenissimt
auf Grund des §. 2 des Gesetzes vom 9. März 1855 (Ges.-Samml. S. 48)
was folgt:

S. 1.
Bei dem gewerbemäßigen Ausschank von Bier dürfen Bierdruckapparate nur

dann in Gebrauch genommen werden, wenn ihre Einrichtung nachstehenden Vor,
aussetzungen und Vorschriften entspricht:

1) Die zum Druck verwandte Luft muß dem Freien aus gesunder Lage,
mindestens 3 Meter über dem Erdboden, entnommen sein und mit Salieil-
Baumwolle filtrirt werden.

Die Baumwolle ist wöchentlich zu erneuern.
2) Zwischen der Luftpumpe und dem Laftkessel muh ein Gefäß eingeschaltet

sein, welches das von der Pumpe fortgeführte Schmieröl aufsangt und
das Ablassen desselben mittelst eines Hahnes ermöglicht.

3) Die Leitungsröhren für das Bier dürfen nur aus reinem Zinn bestehen.
Zu den Luftleitungen kann im Freien Blei, im Gebäude Gummi verwendet
werden. Zu lkurzen Verbindungsstücken in den Bierleitungsröhren ist die
Benutzung von reinem Gummischlauch zulässig.

4) Im unteren Theile des Luftkessels muß eine verschließbare Oeffnung zur
Reinigung angebracht sein. Diese Reinigung hat täglich einmal durch Be-
seitigung des Verschlusses zu erfolgen.

5) Zwischen Faß und Luftkessel ist ein selbstthätig wirkendes Rückschlagventil
einzulegen, um das Eindringen des Biers in den Kessel zu verhindern.

6) Der Druckapparat muß mit einem Manometer versehen sein.
7) In die Rohrleitung für das Bier ist eine mindestens 20 ctm. lange Glas-

röhre von 10— 13 mm. Durchmesser einzufügen behufs Ausübung der
Controle wegen Reinhaltung des Apparats.
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8. 2.

Die Besitzer von Bierdruckapparaten sind verpflichtet, sämmtliche Leitungen und
den Luftkessel wöchentlich mindestens einmal durch gespannten Dampf unter Nach-
spülen mit kaltem Wasser gründlich zu reinigen und zu dem Zwecke den Apparat
mit einer Vorrichtung zur Anbringung des Reinigungsschlauchs und des Dampf-
reinigungsapparats zu versehen.

.3.
Tag und Stunde der Reinigung sowie die Namen der Personen, durch welche

die Reinigung mittelst des Dampfapparats vorgenommen worden ist, sind in ein
von den Besitzern zu führendes Controlbuch wahrheitsgemäß einzutragen.

4 (

Der Gebrauch von Spritzvorrichtungen (Spritzhähnen, Handspritzen), durch
welche dem Biere in den Trinkgefäßen selbst Luft zugeführt werden soll, ist verboten.

8. 5.
Besitzer von bereits bestehenden Bierdruckapparaten haben binnen 14 Tagen

nach Erscheinen dieser Verordnung dieselben bei der Polizeibehörde anzumelden und
die Apparate bis zum 31. Jannar künftigen Jahres vorschriftsmäßig einzurichten
oder außer Betrieb zu setzen.

Wer einen neuen Bierdruckapparat anlegen will, hat der Polizeibehörde davon
Anzeige zu machen und den ihm hinsichtlich der Einrichtung, Benutzung und Reini-
hung des Apparats behördlich zu ertheilenden Vorschriften Folge zu leisten.

§S. 6.
Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschristen werden mit Geldstrafe bis zu

150 Mark oder mit Hast bestraft. Auch werden die Apparate, alte und neue,
welche vom 31. Januar 1881 ab der Verordnung nicht entsprechend befunden werden,
sofort polizeilich geschlossen. Wiederholte Bestrafungen können das gänzliche Verbot
der Benuhung des Bierdruckapparats zur Folge haben.

Die Fürstl. Landrathsämter werden mit der Ausführung dieser Verordnung
beauftragt.

Nudolstadt, den 30. November 1880.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Ai XL. Ministerial-Bekanntmachung

vom 1. December 1880,

die Besetzung von Subalternbeamten-Stellen an den Behörden für
die innere Verwaltung betreffend.

Mit höchster Genehmigung Serecnissimi wird hierdurch bestimmt, daß bei
der Besetzung von Subalternbeamten-Stellen an den Behörden für die innere Ver-
waltung fortan in erster Linie solche Aspiranten zu berücksichtigen sind, die die
Gerichtsschreiber- bezüglich Gerichtsschreiber-Gehülsen-Prüfung bestanden haben und
sich auch als für den Verwaltungsdienst befähigt erweisen.

Rudolstadt, den 1. December 1880.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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